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VIERTELJAHRSHEFTE FÜR ZEITGESCHICHTE 
23. Jahrgang 1975 Nr. 3 

GEORGES SOUTOU 

DIE DEUTSCHEN REPARATIONEN UND DAS SEYDOUX- PROJEKT 
1920/21 

Der im Dezember 1920 in Brüssel abgehaltenen Expertentagung kommt nach all­
gemeiner Auffassung der Teilnehmer in der langen Reihe der dem deutschen Re­
parationsproblem gewidmeten internationalen Verhandlungen und Konferenzen 
eine besondere Bedeutung zu1. Nach Ansicht mancher Beteiligter hätte man auf­
grund der Vorschläge des französischen Unterhändlers2, des sogenannten Seydoux-
Plans, zu einer zwar provisorischen, aber doch realistischen Übereinkunft mit 
Deutschland kommen können, die die endgültige Regelung der Reparationsfrage 
einer Zeit vorbehielt, in der sich die europäische Wirtschaft erholt und die öffent­
liche Meinung beruhigt haben würde. Das Scheitern dieses beinahe zwischen 
Deutschland und seinen früheren Feinden zustande gebrachten Übereinkommens 
führt man allgemein auf die schroffe Kehrtwendung Frankreichs auf der Pariser 
Konferenz vom Januar 1921 zurück, wo Frankreich den Seydoux-Plan fallen ließ3. 
Die Folge wäre die Rückkehr zu einer strengeren Auslegung des Vertrags gewesen, 
die die Londoner Konferenz vom März 1921 und die Besetzung von Ruhrort, Duis­
burg und Düsseldorf nach sich gezogen hätte: erste Schritte einer Sanktionspolitik, 
die zu der großen Krise von 1923 führen sollte. 

Die nun sowohl in Frankreich wie in Deutschland zugänglich gewordenen Do­
kumente erlauben eine gewisse Korrektur des bisher allzu schematischen Bildes der 

1 Vgl. E. Weill-Raynal, Les réparations allemandes et la France, Bd. I, Paris, 1945, S. 583-592; 
C. Bergmann, Der Weg der Reparationen, Frankfurt 1926, S. 66-75; J. Seydoux, De Ver­
sailles au plan Young, Paris 1932, S. 34-41. 

2 Jacques Seydoux war Direktor der Abteilung für Wirtschaftsbeziehungen im Außenmini­
sterium; zu den Aufgabengebieten dieser 1919 geschaffenen Abteilung gehörten sowohl die 
Wirtschaftspolitik Frankreichs gegenüber dem Ausland wie die Reparationsfrage. Während 
des Krieges war Seydoux Leiter der Blockadeabteilung gewesen. Von 1917 bis 1926, dem 
Zeitpunkt, zu dem er den Quai d'Orsay verließ, hatte Seydoux sowohl in den französischen 
Dienststellen wie auf den großen internationalen Konferenzen eine sehr wirkungsvolle und 
bedeutende Tätigkeit entfaltet. Aus den Gesprächen, die ich mit Herrn Francois Seydoux 
führte, konnte ich entnehmen, welche Bedeutung sein Vater gerade den in Brüssel vorge­
brachten und verteidigten Ideen beimaß. Diese Gedanken bestimmten während der ganzen 
Jahre das Wirken Seydoux' auf der internationalen Ebene. 

3 Vgl. Bergmann, a. a. O., S. 80; J. M. Keynes, A Revision of the Treaty, London 1922, fran-
zös. Ausgabe: Nouvelles considérations sur les conséquences de la paix, Paris 1922, S. 22. 
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französischen Politik: wenn es auch stimmt, daß das Kabinett Georges Leygues 
am 12. Januar 1921 gestürzt wurde, weil das Parlament eine zu nachgiebige Hal­
tung gegenüber Deutschland befürchtete, so darf man doch die Bedeutung des mit 
Briands Regierungsübernahme eintretenden Richtungswechsels nicht überschät­
zen. Vorher war die Haltung Frankreichs weniger nachgiebig, als behauptet, nach­
her weniger starr, als geglaubt wurde. Wenn es andererseits stimmt, daß die 
deutsche Regierung bereit war, die von den Brüsseler Experten ausgearbeiteten 
Vorschläge als Verhandlungsgrundlage zu akzeptieren, so ist zu fragen, ob diese 
Haltung einer wirklichen Überzeugung entsprach oder taktischen Überlegungen 
entsprang. Man muß sich auch fragen, ob nicht durch eine andere Politik Deutsch­
lands unmittelbar nach der Pariser Konferenz einige wichtige Elemente des Sey-
doux-Plans hätten gerettet werden können. 

Will man diese Fragen genauer untersuchen, so muß man das gesamte Problem 
der Reparationen im Auge behalten. Seine juristischen, politischen und finanziel­
len Aspekte werden im allgemeinen mehr beachtet als die wirtschaftlichen Gege­
benheiten. Andererseits stellt man die Haltung Englands, das im Anschluß an Key-
nes über die wirtschaftlichen Auswirkungen der Reparationen beunruhigt war, 
derjenigen Frankreichs gegenüber, dem es viel mehr darum ging, seine Rechte gel­
tend zu machen und sein Defizit auszugleichen, als den wirtschaftlichen Wieder­
aufbau Europas zu erleichtern. Es ist wahr, daß die öffentliche Meinung und die 
Mehrheit der Politiker in Frankreich in erster Linie auf einen vollständigen Aus­
gleich aller Schäden durch Deutschland bedacht waren, um dadurch das traditio­
nelle Budget-Gleichgewicht wieder herzustellen. Und es ist wahr, daß die Reaktion 
fast aller französischer Wirtschafts- und Finanzexperten auf die Ideen von Keynes 
nicht gerade von großer Weitsicht zeugte4. Es ist auch durchaus möglich, daß ge­
wisse Leute in den Reparationen ein Mittel sahen, um auf dem Umweg über Sank­
tionen in Deutschland ehrgeizige politische Pläne zu verwirklichen5. Weniger be­
kannt ist aber, daß bestimmte führende Politiker, wie Millerand6, und einige hohe 
Staatsbeamte, wie Seydoux, sich durchaus der weitreichenden wirtschaftlichen Aus­
wirkungen der Reparationen bewußt waren. Die Industriellenkreise waren davon 
ebenso überzeugt, wenn auch ihre Haltung schwieriger auszumachen ist. Wir hof­
fen, mit dieser Untersuchung zeigen zu können, daß sich die französische Repara­
tionspolitik trotz vieler Ungereimtheiten und Umwege auch im Rahmen einer 
echten Außenwirtschaftspolitik bewegte7. 

Diese wirtschaftliche Dimension der französischen Außenpolitik brachte nun — 
4 Vgl. F . Crouzet, Réactions francaises devant ,Les conséquences économiques de la paix' de 

Keynes, in: Revue d'histoire moderne et contemporaine 19 (1972), S. 6-25. 
5 Das war zweifellos bei Tirard, dem Hochkommissar im besetzten Rheinland, der Fall; die 

Haltung Poincarés scheint uns wesentlich vielschichtiger gewesen zu sein, wie wir noch 
sehen werden. 

6 Januar 1920 Ministerpräsident, ab September 1920 Präsident der Republik. 
7 Diese Politik, 1916/17 entwickelt, war weit davon entfernt, die erhofften Erfolge zu brin­

gen; aber sie erleichterte u. a. die Ausdehnung der französischen Interessen in Osteuropa in 
den Nachkriegsjahren. 
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anders als man meinen könnte — einen zusätzlichen Faktor in den Gegensatz zwi­
schen London und Paris. Die Engländer waren entschlossen, die alte Pari tät des 
Pfunds zu verteidigen, um nicht die finanzpolitische Stellung Londons zu gefähr­
den, auf der ihre tatsächliche Macht beruhte, seitdem die deutsche und amerika­
nische Industrie am Ende des 19. Jahrhunderts die englische eingeholt und über­
flügelt hatten. Ihre Exporteure waren dadurch in eine schwierige Lage geraten; 
um sie nicht noch zu verschlimmern, mußte man verhindern, daß die Mark zu tief 
sank, also vermeiden, daß durch zu hohe Reparationszahlungen das Fallen des 
deutschen Wechselkurses noch beschleunigt wurde. 

Die französischen Politiker waren zwar ebenfalls um das Schicksal ihrer Wäh­
rung besorgt, aber das vorrangige Ziel ihrer Wirtschaftspolitik war doch, durch den 
Wiederaufbau der verwüsteten Gebiete das industrielle Potential Frankreichs wie­
derherzustellen, ja es noch zu vergrößern, indem man Deutschland zwang, als Re­
parationen bestimmte Produkte, wie z. B. Kohle, zu liefern. Durch solche Auf­
lagen konnte die französische Industrie mit billigen Rohstoffen versorgt und damit 
ein Grundproblem ihrer Struktur gemildert werden. Nur mit Hilfe dieser Kohle-
und Kokslieferungen war es übrigens möglich, die großen Anlagen der Eisenhüt­
tenwerke im zurückgewonnenen Lothringen in Betrieb zu setzen8. War es in die­
sen und einigen anderen noch zu erwähnenden wirtschaftspolitischen Absichten 
erfolgreich, so konnte Frankreich hoffen, seinen industriellen Rückstand gegenüber 
Deutschland zu verringern. Das war — mindestens seit 1917 — eines der Hauptziele 
der französischen Politik9. 

Die Tatsache, daß man in Paris solche wirtschaftspolitischen Ziele verfolgte, 
brachte eher zusätzliche Reibungspunkte in das Verhältnis zu London ein, als daß 
sie eine Annäherung der differierenden Standpunkte ermöglichte, denn die wirk­
lichen Interessen der beiden Hauptstädte waren auch auf diesem Gebiet sehr gegen­
sätzlicher Art. Es war für Frankreich nicht günstig, daß die englische Hal tung 
gegenüber Deutschland tatsächlich viel wohlwollender war und sich außerdem 
leichter rechtfertigen, wenn nicht verschleiern ließ — im Namen der Rückkehr zum 
„wirtschaftlichen Gleichgewicht" und der allseits gutgeheißenen Idee des „Wie­
deraufbaus Europas". 

Gleiches galt aber auch für die französisch-deutschen Beziehungen: jeder fran­
zösische Versuch, das Problem von der juristischen Ebene auf das der wirtschaft­
lichen Interessen hinüberzuleiten, beruhigte zwar die Deutschen hinsichtlich ihrer 
Finanzen und der Möglichkeiten eines politischen Wiederaufstiegs, aber er erhöhte 
ihre Sorgen um die Aufrechterhaltung ihrer wirtschaftlichen Vorherrschaft. Er be­
wirkte also somit nicht eine Verminderung der Spannungen, sondern änderte höch­
stens ihre Art. Es scheint uns unerläßlich, solche Faktoren im Auge zu behalten, 

8 Vgl. J. Bariéty, Le role de la minette dans la sidérurgie allemande et la restructuration de la 
sidérurgie allemande après le Traité de Versailles, in: Travaux et Recherches, Centre de 
Recherches des Relations internationales de l'Université de Metz, No. 3 (1972). 

9 Vgl. Georges Soutou, Problèmes du rétablissement des relations économiques franco-alle-
mandes 1918-1920, in: Francia, Ztschr. des Dtsch. Histor. Instituts in Paris, Bd. 2 (1975). 
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wenn man gewisse Mißerfolge wie das Scheitern der Brüsseler Konferenz erklären 
will. 

Was es auch gewesen sein mag: verpaßte Gelegenheit oder flüchtige Illusion, 
anhand der Episode in der Geschichte der Reparationen, die wir betrachten wollen, 
lassen sich einige grundlegende Aspekte aufzeigen, die oft falsch interpretiert wor­
den sind. 

Von der Konferenz in Spa zur Konferenz in Brüssel 

Die Konferenz von Spa im Juli 1920 war auseinandergegangen, ehe sie die Ge­
samtheit des Reparationsproblems behandelt hatte; man war übereingekommen, 
daß sich alliierte und deutsche Delegierte nach zwei oder drei Wochen wieder tref­
fen sollten, um die in Spa von deutscher Seite vorgelegten Vorschläge zu prüfen10. 
Diese erneute Versammlung stieß wochenlang auf den heftigsten Widerstand der 
französischen Regierung, die nur durch die Energie und Geschicklichkeit Londons 
und Berlins zum Nachgeben gebracht werden konnte. 

Schon am 2. September ließ der Quai d'Orsay wissen, daß er das von den Eng­
ländern vorgeschlagene Datum des 20. September nicht annehme11. Am 9. weist 
man dort sogar das Prinzip der Konferenz zurück und schlägt vor, die Reparations­
kommission solle die Deutschen anhören12. Lord Curzon interpretierte diese Ab­
lehnung folgendermaßen: Paris möchte die seit der Konferenz von San Remo 
(April 1920) verfolgte Politik wieder verlassen, die darauf aus war, „die deutsche 
Mitarbeit zur Durchführung des Vertrages durch direkte Verhandlungen zwi­
schen den alliierten Regierungen und der deutschen Regierung zu erlangen"13. 

In diesem französisch-englischen Gegensatz findet man in nuce die beiden Ziele 
wieder, zwischen denen die Geschichte der Reparationen in dieser Zeit ständig hin 
und her schwankte: strikte Durchführung des Vertrags auf der Grundlage der Ver­
anschlagung der gesamten Kriegsschäden durch die Kommission oder Suche nach 
einer Übereinkunft mit Deutschland mit dem Ziel einer Pauschalbezahlung. Indem 
Millerand ein Treffen mit den deutschen Politikern in Spa akzeptierte, hatte er ge­
zeigt, daß die französische Regierung einer Pauschallösung nicht a priori feindlich 
gegenüberstand. Es schien aber außerdem notwendig, zu Resultaten zu kommen, 
die die französischen Unterhändler noch als akzeptable Minimalziele ansehen 
konnten, und daß sie nicht den Eindruck bekamen, England wolle den Schiedsrich­
ter zwischen Frankreich und Deutschland spielen. Nun bestätigten aber die Dis­
kussionen, die man in Spa wegen der Versorgung Frankreichs mit deutscher Kohle 
führte, die in Paris in dieser Hinsicht gehegten Befürchtungen14. Es erschien also 

10 Weill-Raynal, a .a .O., S. 571. 
11 Vgl. Documents on British Foreign Policy 1919-1939 (künftig zit.: DBFP), First Series, 

vol. X, No. 358. 
12 Ebenda, No. 362. 
13 Ebenda, No. 365 und No. 400. 
14 Vgl. unseren bereits erwähnten Aufsatz in Francia. England hatte Deutschland in der Kohle­

frage unterstützt, um seine eigenen Exporte zu schützen. 



Die deutschen Reparationen und das Seydoux-Projekt 1920/21 241 

notwendig, eine solch unerfreuliche Entwicklung zu bremsen, die London sogar 
noch zu beschleunigen suchte, wenn es vorschlug, in Genf solle — anstatt der in Spa 
vorgesehenen Expertenzusammenkunft — eine regelrechte Konferenz von Politikern 
stattfinden, mit dem Auftrag, die Höhe der Reparationen festzulegen und ihre 
Durchführung zu bestimmen15. 

Seit dem 9. August hatte sich aber die französische Haltung kompliziert, und 
zwar durch den Versuch separater Verhandlungen mit Deutschland. An diesem 
Tag gab nämlich Seydoux dem deutschen Vertreter bei der Reparationskommis­
sion, Göppert, sehr deutlich zu verstehen, daß er direkte Verhandlungen ohne die 
Alliierten vorziehe16. In den folgenden Wochen erhielt Berlin weitere Hinweise 
dieser Art17. Die Ernsthaftigkeit dieser französischen Annäherungsversuche war 
nicht zu bezweifeln, denn zur gleichen Zeit zeigte Seydoux, wie wir noch sehen 
werden, die Grundzüge eines Reparationsplanes für Sachleistungen auf, dessen 
Verwirklichung auf jeden Fall ins Einzelne gehende Verhandlungen mit den 
Deutschen selbst erforderte. In seiner Unterredung mit Göppert hatte er übrigens 
schon entsprechende Andeutungen gemacht. Man kann also den gleichzeitig ge­
äußerten und scheinbar dazu im Widerspruch stehenden Wunsch eines Appells an 
die Reparationskommission nicht als starres Insistieren auf dem Rechtsstandpunkt 
erklären. Es war vielmehr ein Manöver, um einerseits die nach der Konferenz von 
Spa sehr beunruhigte öffentliche Meinung zu besänftigen, vor allem aber, um sich 
die Möglichkeit offenzuhalten, auf die entsprechenden Bestimmungen des Vertrags 
zurückzugreifen — angesichts der englischen Initiativen, sie wirkungslos werden zu 
lassen. Es handelte sich also eher darum, die Waffe des Vertrags intakt zu halten, 
als sich ihrer zu bedienen. 

Am 25. September schienen die Deutschen den französischen Vorschlag anzu­
nehmen18. Am 30. übergaben sie Charles Laurent, dem französischen Botschafter 
in Berlin, eine Note, in der sie ein Expertentreffen für die Ausarbeitung eines Re-

15 Archives du Ministère des Affaires Etrangères (künftig zit.: AE), Europe 1918-1929, 
Allemagne vol. 457, Note vom 8. Oktober an die englische Regierung. Die Franzosen wären 
noch stärker beunruhigt gewesen, wenn sie einen Bericht Lord d'Abernons vom 30. Juli 
(DBFP, vol. X, No. 355) gekannt hätten, in dem er ausführte, daß gar keine Rede davon 
sei, tatsächlich die Zahlungen von 3 Milliarden Goldmark zu fordern, die in dem „Projekt 
von Boulogne" vorgesehen sei. (Dieser Plan war von den Alliierten am 2. Juli in seinen 
Grundzügen angenommen worden, aber ohne endgültige Verbindlichkeit, obwohl man 
übereingekommen war, ihn als Grundlage der gemeinsamen Position der Entente gegenüber 
Deutschland zu betrachten. Es handelte sich um eine Pauschalregelung, unabhängig von 
der Arbeit der Reparationskommission; vgl. Weill-Raynal, a . a .O . , S. 557-562). Für 
D'Abernon war die Zahl von 3 Milliarden nur insoweit von Bedeutung, als sie bereits eine 
Verminderung der französischen Forderung darstellte. 

16 Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes, Bonn (künftig zit.: AA), WRep. 8, Nr. 10, Bd. 1. 
17 Unterredung des Geschäftsträgers in Paris, Mayer, mit Herbette am 6. September und Leit­

artikel von diesem in „Le Temps" vom 8. 8. 1920, AA, RM, Frankreich 7, Bd. 1. 
18 Simson an Mayer, AA WRep. 2, Bd. 3, Runderlaß von Boyé (Staatssekretär Wirtschaft im 

AA) vom 28. Sept., ebenda. 
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parationsplanes für Sachleistungen vorschlugen19. In Wirklichkeit ging es ihnen 
aber nicht darum, einen Dialog mit den Franzosen außerhalb des Kreises der übri­
gen Alliierten zu beginnen und damit auf die Zusammenkunft in Genf zu verzich­
ten20. Die Akten der Wilhelmstraße zeigen vielmehr, daß Berlin, London und 
Brüssel während dieser Zeit in ständigem Kontakt standen und die Engländer be­
reit waren, die Einberufung der Konferenz nach Genf zum baldmöglichsten Ter­
min zu verlangen, wenn die Deutschen dies wünschten21. Es scheint sogar, als ob 
der schließlich erreichte Kompromiß (Expertentreffen in Brüssel zur Vorbereitung 
der Genfer Konferenz) deutschen Ursprungs gewesen sei. Das Auswärtige Amt 
zeigte sich nämlich am 24. September beunruhigt über die sich angesichts der 
französischen Intransigenz in London und Rom abzeichnende Bereitschaft, die 
Deutschen noch vor der Genfer Konferenz vor die Reparationskommission zu zi­
tieren22. Es machte deshalb in Rom und London den Vorschlag, Expertengespräche 
abzuhalten, um die Konferenz von Genf außerhalb der Kommission vorzuberei­
ten23. Der Gedanke wurde vom Foreign Office schon am 5. Oktober aufgenom­
men24 und am 11. November einigte man sich auf eine komplizierte Prozedur, die 
ein Expertentreffen in Brüssel und eine Konferenz alliierter und deutscher Mini­
ster in Genf „spätestens in der ersten Februarhälfte" vorsah; die Reparationskom­
mission sollte danach beauftragt werden, die Höhe und die Zahlungsmodalitäten 
der von Deutschland zu zahlenden Beträge festzulegen; der endgültige Beschluß 
sollte von einer Konferenz der Alliierten gefaßt werden25. 

Diese Übereinkunft bedarf einiger Erklärungen: vor allem ist anzumerken, daß 
die Engländer damit einverstanden gewesen wären, wenn die Experten der Brüsse­
ler Gespräche Mitglieder der Reparationskommission gewesen wären2®. Die Fran­
zosen widersprachen aber dieser Regelung, und während Bradbury, der Lord 
d'Abernon nach Brüssel begleitete, englischer Vertreter in der Kommission war, 
gehörten die beiden französischen Konferenzdelegierten, Seydoux und Cheysson, 
ihr nicht an. Sie erklärten den Engländern, sie hätten vermeiden wollen, daß 
Dubois, der Vertreter Frankreichs und Präsident der Kommission, nach Brüssel 
gehe27. Le Suire, dem Delegierten des deutschen Wirtschaftsministeriums bei der 

19 Ebenda. 
20 Ebenda, Bd. 4, Runderlaß von Boyé vom 2. Okt. 
21 Aufzeichnung Göpperts vom 17. Sept. nach einem Gespräch mit Bradbury,' ebenda, Bd. 3. 

Unterredung D'Abernon/Simons (Reichsaußenminister) am 22. Okt., DBFP, vol. X, No. 388. 
22 Diese Tendenz war sehr wohl vorhanden; vgl. DBFP, vol. X, No. 378. 
23 Tel. Auswärtiges Amt an Deutsche Botschaften London und Rom vom 24. Sept., WRep. 2, 

Bd. 3. Die Tatsache, daß dieser Vorschlag am Vorabend des Tages formuliert wurde, an 
dem das Ausw. Amt das Prinzip bilateraler Verhandlungen mit Frankreich annahm, zeigt 
sehr deutlich die Grenzen dieses scheinbaren Beweises guten Willens gegenüber Paris: der 
direkte französisch-deutsche Dialog interessierte Berlin nicht. 

24 AE, Europe 1918-1929, Allemagne, vol. 457. 
25 Vgl. Text der Übereinkunft in G. Calmette, Recueil des documents sur l'histoire de la 

question des réparations 1919-5 mai 1921, Paris 1924, S. 352 f. 
26 Englische Note vom 5. Oktober; AE, Allemagne, vol. 457. 
27 DBFP, vol. X, No. 407. 
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Expertenkonferenz, gegenüber machte es Seydoux ganz deutlich: Frankreich habe 

es vermieden, seine Kommissionsvertreter zu schicken, um aus dem „Circulus vitio-

sus" der Vertragsprozedur herauszukommen und um seinen Willen zu beweisen, 

mit Deutschland zu einer aufrichtigen Übereinkunft zu kommen28. Dies würde 

unserer Interpretation entsprechen, die Berufung auf die Kommission sei nicht so 

sehr Selbstzweck als vielmehr Druckmittel gewesen. Man m u ß auch die Auswir­

kungen der Reibereien innerhalb der Regierung und der politischen Kreise in Be­

tracht ziehen: wie wir noch sehen werden, zeigte sich Dubois weit weniger konzi­

liant als Millerand. 

Mit diesem Übereinkommen über die Prozedur wurden aber die Meinungsver­

schiedenheiten zwischen Paris und London keineswegs aus dem Weg geräumt. 

Nach Ansicht der Engländer sollten es die beiden Begegnungen in Brüssel und 

Genf erlauben, sehr schnell zu einer endgültigen Festlegung der Pauschalsumme 

zu kommen — und die Kommission würde somit keinerlei Vorschläge machen kön­

nen, die nicht ihre Zustimmung gefunden hätten29 . F ü r die Franzosen dagegen 

sollten die beiden Konferenzen nur Etappen auf dem Weg zu einer endgültigen 

Regelung bilden, die der Kommission vorbehalten bleibe30. Vor allem wollte man 

in Brüssel nicht von Zahlen sprechen. Der in Paris herrschende Optimismus — man 

glaubte dort, Abfolge und Ausmaß der Verhandlungen bestimmen zu können — 

wäre sicher gedämpfter gewesen, wenn man am Quai d'Orsay geahnt hätte, wie eng 

die Kontakte zwischen London, Berlin und Brüssel geworden waren. 

Der Aschenbrödelkomplex 

Die Manövrierfähigkeit der französischen Regierung war durch das große M i ß ­
trauen stark eingeschränkt, mit dem man in der öffentlichen Meinung und in ein­
flußreichen politischen Kreisen die Reparationspolitik bis dahin betrachtete. Wie 
man weiß, hatte Poincaré nach der Konferenz von Hythe seine Präsidentschaft in 
der Reparationskommission niedergelegt, weil er glaubte, Millerand sei auf dem 
Weg der Konzessionen den Engländern zu weit entgegengekommen. Nach der Kon­
ferenz von Spa eröffnete er eine heftige Kampagne gegen die Politik der sogenann­
ten Pauschalsumme und gegen die vorgesehene Zusammenkunft in Genf31. Untere 
stützt wurde er von Tardieu in der „Illustration"32 . Der Erfolg dieser Kampagne, 
die zum Sturz der Regierung Georges Leygues kurz vor der Pariser Konferenz im 
Januar führte und die einer der Hauptgründe für den Fehlschlag der Verhand­
lungsmethoden Seydoux' und Millerands wurde, ist - abgesehen von der allgemei-

28 Bundesarchiv Koblenz (künftig zit.: BA), Nachlaß Le Suire, Bd. 108, Aufzeichnungen Le 
Suires vom 20.12. 1920. 

29 DBFP, vol. X, No. 396 und 400. 
30 AE, Papiers Millerand, Carton 29, Aufzeichnung vom 11. 12. 1920. 
31 Artikel in „Le Temps" vom 26. 7. 1920. 
32 „Illustration", 7. und 28. Aug., 30. Okt. 1920. 
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nen Sorge, nicht die höchstmögliche Reparationszahlung zu erhalten — auf zwei 
schmerzliche Erfahrungen zurückzuführen, die die französischen Politiker gemacht 
hatten. Diese Erfahrungen verstärkten nur die allgemeine Überzeugung, Frank­
reich könne nicht auf seine alten Verbündeten zählen. Die erste geht auf die Zeit 
des Waffenstillstands zurück, als die Amerikaner und Engländer sich die Hälfte der 
Goldreserven der Reichsbank — ungefähr eine Milliarde Goldmark — als Bezahlung 
für die nach Deutschland gelieferten Versorgungsgüter geben ließen und somit für 
ein reines Handelsgeschäft Reserven verbrauchten, die nach Pariser Ansicht vor­
rangig für die Reparationen hätten verwendet werden sollen33. Vom psychologi­
schen Standpunkt aus gesehen noch schlimmer war das System der sogenannten 
„Vorschüsse von Spa", wonach sich Frankreich — während der Konferenz von Spa — 
verpflichten mußte, Deutschland die Differenz zwischen inländischem und Welt­
handelspreis für die als Reparationen zu liefernde Kohle zu zahlen. So mußte die 
französische Staatskasse beinahe 240 Millionen Goldmark nach Deutschland be­
zahlen, die praktisch verloren waren, ehe es einen Pfennig an Reparationszahlun­
gen in bar erhalten hatte34. Man versteht leicht, daß eine solche Prozedur zu sehr 
effektvollen oratorischen Eskapaden Anlaß geben konnte, und solche fanden dann 
auch statt, besonders während der Parlamentssitzung am 12. Januar 1921, die den 
Sturz von Georges Leygues zur Folge hatte. 

Die Entstehung des Seydoux-Planes 

Neben den schon erwähnten französisch-englischen Verhandlungen und dem auf 
Frankreich ausgeübten Druck zwecks schneller Regelung des Reparationsproblems 
war es die Frage der französisch-deutschen Wirtschaftsbeziehungen, die Seydoux 
veranlaßte, einen Reparationsplan für Sachleistungen auszuarbeiten. In einer Auf­
zeichnung vom 9. Oktober 1920 erinnerte er daran, daß sich die Verhandlungen, 
die seit der Unterzeichnung des Vertrages von Versailles über die deutsche Außen­
handelsordnung geführt wurden, noch immer in einer Sackgasse befänden: 
Deutschland umgehe die Bestimmungen des Vertrages, die seine Zollfreiheit be­
schränkten, wodurch die französischen Produkte benachteiligt seien35. Seydoux 
schrieb: „im Moment steht fest, daß mit Deutschland in handelspolitischer Hin­
sicht nichts unternommen werden kann, solange nicht die Frage der Sachleistungen 
geklärt ist". 

Durch die Diskussionen auf der internationalen Brüsseler Finanzkonferenz im 
September war er in seiner Ansicht bestärkt worden. Alle Teilnehmer waren zu 
dem Schluß gekommen, es sei sinnlos, die europäische Wirtschaft wiederherstellen 
zu wollen, ohne zuvor das Problem der Reparationen geregelt zu haben36. Man muß 

33 J. Seydoux, a. a. O., S. 9 f. 
34 Weill-Raynal, a. a. O., Bd. I, S. 4 3 3 - 3 6 . 
35 AE, Bestand in Neuordnung begriffen. 
36 Ebenda, Bericht von Fleuriau (französ. Delegierter) vom 10. Okt. 1920. 
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anmerken, daß dies ein neuer Kurs war: im vorausgegangenen Frühjahr hatte die 
französische Regierung noch versucht, einen Teil der französisch-deutschen Wir t ­
schaftsprobleme zu lösen, indem sie die Frage der Reparationen gewissermaßen 
ausklammerte87. 

Am 15. Oktober legte Seydoux in einer Aufzeichnung die Grundzüge des Plans 
dar, der dann seinen Namen bekam38. E r ging von der Feststellung aus, daß 
„Deutschland wenigstens während der ersten Jahre nicht in bar oder in anderen 
Zahlungsmitteln bezahlen können wird". Es ist wohl nicht notwendig, die Bedeu­
tung dieser Behauptung, die allen zu dieser Zeit in Frankreich angestellten Über­
legungen zuwiderlief, besonders hervorzuheben. 

Desweiteren führte Seydoux aus, daß — abgesehen von den Lieferungen von 
Kohle, Farbstoffen und Vieh — das Problem der Reparationen in Sachleistungen 
noch nicht wirklich angegangen worden sei, vor allem nicht die Bestimmungen der 
Paragraphen 11a und 11b des Zusatzes IV des Vertrages, denen zufolge die Ge­
schädigten von Deutschland Gegenstände und Materialien erhalten sollten, die den 
erlittenen Schäden entsprachen. Die Durchführung dieser Paragraphen sei man­
gelhaft, die der Reparationskommission übersandten Listen unzusammenhängend; 
außerdem würden sie die Deutschen nicht erfüllen. 

Einstweilen seien die Geschädigten angehalten, das, was sie benötigen, direkt 
bei der deutschen Industrie zu kaufen. Diese Käufe würden von der Reparations­
kommission verzeichnet und später von Deutschland in bar zurückerstattet. Sey­
doux glaubte, daß es wesentlich besser sein würde, diese Bestellungen zu zentrali­
sieren und durch eine gemischte französisch-deutsche Stelle ausführen zu lassen. 
Sie würden auf die daran interessierten deutschen Firmen verteilt, die sie von der 
deutschen Regierung in Papiermark bezahlt bekämen. Die Zahlungen könnten 
Deutschland gutgeschrieben werden. Bei diesem viel weniger bürokratischen Sy­
stem müßten die Geschädigten nicht auf eine unsichere Rückerstattung nach M a ß ­
gabe der Reparationen warten. 

Andererseits hätten die Deutschen dabei auch Vorteile: vor allem würden die 
Preise der Lieferfirmen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten geregelt und nicht 
von der Reparationskommission festgelegt; das war eine alte deutsche Forderung. 
Seydoux sah außerdem vor, daß ein Teil jedes Auftrags (25 bis 50%) direkt vom 
französischen Empfänger an den deutschen Industriellen bezahlt werden sollte, 
ohne Verrechnung mit den Reparationen. Die deutschen Industriellen wären an 
dieser Zahlung in Devisen natürlich viel stärker interessiert als an der Erstat tung 
in Papiergeld durch ihre Regierung und würden bei dieser Regelung sicher mit­
machen39. 

Seydoux dachte sogar daran, die Lieferungen aus der deutschen Produktion auch 
auf Bestellung seitens der Geschädigten auszudehnen, die über die Begrenzungen 

37 Vgl. unseren schon erwähnten Aufsatz in Francia. 
38 AE, Bestand in Neuordnung begriffen. 
39 Es sei daran erinnert, daß der Kurswert der Mark nun weiter sank, nachdem er im Frühjahr 

gebremst worden war. 
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des Zusatzes IV hinausgingen, um dadurch die Möglichkeiten der kommerziellen 
Abwicklung von Reparationsleistungen noch zu erweitern; in Deutschland war 
man davon sehr angetan, in Frankreich wurde diese Idee sehr heftig bekämpft40. 

Aber der Seydoux-Plan für Reparationen in Sachleistungen beabsichtigte nicht 
nur ein Auftauen der eingefrorenen internationalen Wirtschaftsbeziehungen und 
eine Erleichterung der Reparationszahlungen. E r hielt sich auch im Rahmen der 
seit 1916 verfolgten Ziele der französischen Wirtschaftspolitik, wenn er auch an­
dere Methoden vorsah. Es ging Frankreich vor allem darum, sich die für seine In­
dustrie notwendigen Rohstoffe und Kohlen zu sichern, die im Lande nicht vorhan­
den waren. Anfangs glaubte die französische Regierung, weiter nach den Mecha­
nismen der interalliierten wirtschaftlichen Zusammenarbeit während des Krieges 
verfahren zu können, um die französische Industrie zu günstigen Bedingungen 
versorgen zu können und gleichzeitig die deutsche durch eine Art Blockade in Frie­
denszeiten zu beschränken. Die Vereinigten Staaten und Großbritannien weigerten 
sich aber, sich in diesem Sinne zu engagieren. Erst nach dem Abgang von Clemen-
ceau im Januar 1920 nahm die Regierung unter Millerand das ursprüngliche Pro­
gramm wieder auf, allerdings unter anderen Bedingungen, die nicht mehr Zwangs­
maßnahmen gleichkamen: man versuchte die Energieversorgung der französischen 
Industrie dadurch sicher zu stellen, indem man sich mit Deutschland direkt über 
eine wirtschaftliche Zusammenarbeit verständigen wollte, um „den wirtschaft­
lichen Wiederaufstieg Deutschlands an den unseren zu binden, in dem Maße, in 
dem es uns günstig erscheint, um zu verhindern, daß er sich gegen uns richtet, und 
um alle Vorteile daraus zu ziehen, die er uns bringen kann"4 1 . Zuerst versuchte 
Paris im Frühjahr 1920, direkte Verhandlungen zwischen deutschen und franzö­
sischen Industriellen einzuleiten; an der Ablehnung seitens der deutschen Schwer­
industrie scheiterte dieses Vorhaben. Daraufhin versuchte Paris in Spa, das 
Problem der fehlenden Kohle zu lösen, hatte aber nur teilweisen Erfolg. Der Sey­
doux-Plan muß als ein erneuter Versuch gewertet werden; in seiner Aufzeichnung 
vom 15. Oktober weist Seydoux selbst auf diesen Zusammenhang hin. 

40 Seydoux war der Widerstand der französischen Industrie gegen diese Idee bekannt; aber er 
war der Ansicht, daß sie es gerade vermeiden müsse, ihre Anstrengungen ausschließlich auf 
den Wiederaufbau zu richten und dabei den Export zu vernachlässigen. — In einer Auf­
zeichnung vom 15. November (AE, Bestand in Neuordnung begriffen) verdeutlicht Seydoux 
seine Gedanken: Die Rohstoffe, deren Lieferung im Versailler Vertrag vorgesehen war 
(Kohle, Holz, chemische Produkte und Farbstoffe), könnten 1615 Millionen Goldmark jähr­
lich einbringen. Man könnte mit Deutschland die Lieferung von Produkten vereinbaren, die 
nicht im Vertrag vorgesehen war, wie Zucker und Kali (240 Millionen); die Anstellung 
deutscher Arbeitskräfte könnte einen Wert von 450 Millionen repräsentieren; insgesamt also 
2305 Millionen Goldmark, zu denen der Wert der Fertigprodukte hinzu zu zählen sei -
Produkte, die natürlich von Deutschland und den anderen Alliierten als Reparationszah-
lungsmittel bevorzugt würden, da sie die Wettbewerbsfähigkeit der französischen Industrie 
weniger fördern würden als Rohstofflieferungen. 

41 Seydoux nahm somit die Schlußfolgerung der Anweisungen wieder auf, die dem Botschafter 
Charles Laurent bei seiner Abfahrt nach Berlin im Juni gegeben worden waren. 



Die deutschen Reparationen und das Seydoux-Projekt 1920/21 247 

Am 23. Oktober kamen Seydoux, Dubois (der Vertreter Frankreichs in der Re­

parationskommission), der Finanzminister Francois-Marsal und der Minister für 

die befreiten Gebiete, Ogier, im Beisein des Präsidenten Millerand zu einer Be­

sprechung zusammen, um die hier dargelegten Vorschläge zu erörtern. Gleichzei­

t ig ging es um den sich zwischen Paris, London und Berlin anbahnenden Kompro­

miß der Einberufung einer Expertenkonferenz außerhalb der Reparationskommis­

sion. Die Diskussion war sehr lebhaft; Dubois, Francois-Marsal und Ogier waren 

der Meinung, es sei gefährlich, mit den Deutschen zu verhandeln, bevor die Repa­

rationsschuld durch die Kommission festgelegt worden sei. Erst danach könne man 

über den Zahlungsmodus reden. Etwaige Sachleistungen dürften auch keine Fer­

tigprodukte enthalten, da dies die französische Industrie nicht hinnehmen würde42. 

Eine Bezahlung eines Teils der deutschen Lieferungen käme auch nicht in Be­

tracht. 

Millerand unterstützte den Standpunkt Seydoux' und erklärte, es liege im Inter­

esse Frankreichs, „möglichst bald die Reparationen zu erhalten, indem es einen 

Teil davon bezahle". Er ging sogar noch weiter und betrachtete das Problem in sei­

nem politischen Zusammenhang: 

„ . . . die buchstäbliche Erfüllung des Vertrags ist ein Hirngespinst; nach Spa hatte 
er diese Überzeugung noch stärker: wir hatten Kohle, weil wir sie bezahlt haben; 
je eher wir uns über die übrigen Reparationsleistungen mit Deutschland ebenso 
verständigen können, umso besser wäre es. Wenn einmal die Schuld festgelegt ist, 
kann Frankreich gemäß dem Friedensvertrag Zwangsmittel anwenden, um die 
Zahlungen zu erhalten. Aber dieses Vorgehen kann gefährlich sein und zu einer 
ernsten Krise in unseren Beziehungen zu England führen."43 

Seydoux ging in seiner Aufzeichnung vom 25. Oktober noch weiter44; die Deut­
schen würden es keinesfalls akzeptieren, nur Rohstoffe liefern zu können, man 
müsse auch Fertigwaren annehmen; und die Engländer, die wenig darauf erpicht 
seien, die französische Industrie mit billigen Grundstoffen versorgt zu sehen, wür­
den Berlin in diesem Punkt unterstützen. Man müsse deshalb zu einem Kompromiß 
kommen. Sein Plan sei der einzig vernünftige, 

„wenn wir nicht eine neue Umwälzung der Welt, sondern die Wiederherstellung 
des Friedens und eine nutzbringende wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Deutsch­
land erreichen wollen. Natürlich bleibt uns die Möglichkeit der Inbesitznahme des 
Ruhrgebiets; das wäre die gewaltsame Lösung, die alles regeln, uns zu Herren 
Deutschlands, unabhängig von England machen würde; damit würden wir eine 
Industriemacht ersten Ranges. Ich weiß, daß eine ganze Reihe von Leuten in 
Frankreich dies für die gebotene Lösung halten; aber sie birgt so große Risiken 
sowohl innenpolitischer wie außenpolitischer Natur in sich, daß ich es für uner­
läßlich halte, erst alle Mittel der Versöhnung und gütlichen Übereinkunft, die für 
uns annehmbar sind, auszuschöpfen." 

42 Protokoll der Zusammenkunft in den Papiers Millerand, AE. Francois-Marsal meinte, 
Deutschland könne Rohstoffe für 3 Milliarden pro Jahr liefern. 

43 Millerand hatte die sehr heftige englische Reaktion auf die Besetzung Frankfurts im Mai 
nicht vergessen. 

44 AE, Bestand in Neuordnung begriffen. 
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Diese Zitate zeigen die politische Bedeutung des Seydoux-Plans, die von Mille­
rand voll erfaßt worden war. Der Plan beweist zudem, daß die französische Politik 
gegenüber Deutschland in der Zeit zwischen 1919 und 1924 keineswegs so mono­
lithartig versteinert war, wie oft geschrieben wird45. Man muß die verschiedenen 
Tendenzen und verschiedenen Perioden dieser Politik unterscheiden. 

Wir wollen hier nicht auf die Einzelheiten der bis Dezember anhaltenden Dis­
kussionen zwischen Seydoux, dem Finanzministerium und der französischen Dele­
gation bei der Reparationskommission eingehen. Seydoux konnte jedenfalls seinen 
Standpunkt im wesentlichen durchsetzen46: Lieferung von Rohstoffen, direkte Be­
stellungen durch die Geschädigten — auch über die Produkte hinaus, die im Zusatz 
IV des Vertrags vorgesehen waren —, Möglichkeit der direkten Bezahlung eines 
Teils dieser Lieferungen, und natürlich vor allem Verhandlungen über die Zah­
lungsmodalitäten, ohne die Festlegung der Reparationsschuld durch die Kommis­
sion abzuwarten, selbst wenn die Abmachung aufrecht erhalten blieb, in Brüssel 
keine Zahlen zu nennen47. Außerdem sah der Seydoux-Plan die Möglichkeit vor, 
deutsche Arbeitskräfte in den verwüsteten Gebieten einzusetzen — ein Vorschlag 
Berlins, der vor allem in Spa vorgebracht worden war —, und einen Index des deut­
schen Wirtschaftsaufschwungs, mit dem der Zeitpunkt des Zahlungsbeginns fest­
gelegt werden sollte. 

Trotz der Deutschland entgegenkommenden Aspekte des Seydoux-Plans können 
selbstverständlich die wirtschaftlichen Vorteile für die französische Seite nicht 
übersehen werden: gewaltige Lieferungen von Rohstoffen (Kohle, Kali, chemische 
Produkte, Holz) und das Ende der schleichenden Zoll-Diskriminierung, die Berlin 
gegenüber Frankreich praktizierte. Die „wirtschaftliche Zusammenarbeit" — der 
Ausdruck erschien in den Anweisungen für die Unterhändler in Brüssel — bedeu­
tete natürlich nicht die Preisgabe eines der Grundziele der französischen Politik: 
Abschaffung der wirtschaftlichen Ungleichheit, die sich seit der Niederlage von 
1870, und bis zu einem gewissen Grade wegen dieser, zwischen den beiden Ländern 
herausgebildet hatte. Man kann sehr schön sehen, wie die verschiedenen Punkte des 
Seydoux-Plans auf die Schwächen der französischen Wirtschaft abgestimmt waren: 
Rohstoffknappheit (besonders Kohle), Arbeitskräfte und Ausfuhr. Andererseits sah 
Seydoux auch vor, daß die deutsche Regierung Frankreich Papiermark zur Ver­
fügung stellen sollte, mit der französische Industrielle Anteile der deutschen Indu­
strie erwerben könnten. Dieser an sich ziemlich alte Gedanke zeigt, daß die „wirt­
schaftliche Zusammenarbeit" nicht eine gewisse Kontrolle der deutschen Wirtschaft 
ausschließen sollte48. Was nun den rein rechnerischen Aspekt der Reparationsfrage 

45 Vgl. z. B. L. Zimmermann, Frankreichs Ruhrpolitik, Göttingen 1971. 
46 Ausschlaggebend war die Unterstützung durch Millerand, einem sehr aktiven Präsidenten 

der Republik. 
47 Anweisungen für die Unterhändler in Brüssel, 11. Dezember; AE, Papiers Millerand, carton 

29. Aber man sah für den Anfang Jahresraten in Höhe von 3 Milliarden vor. 
48 Man muß anmerken, daß diese ehrgeizige Politik sich damals aber nicht um eine Absprache 

zwischen Regierung und Industrie bemühte, was ihrer Wirksamkeit natürlich abträglich 



Die deutschen Reparationen und das Seydoux-Projekt 1920/21 249 

betrifft, so betrachtete Seydoux in seinen Aufzeichnungen immer die Vereinbarung 
von Boulogne als Grundlage der französischen Position; diese Vereinbarung sah 
eine effektive Zahlung von 269 Milliarden Goldmark in 42 Jahresraten durch 
Deutschland vor. 

In ihrem Kern blieb die französische Position also sehr fest, ungeachtet der Be­
mühungen um eine Erleichterung der deutschen Reparationszahlungen und des 
Wunsches, eine größere politische Krise zu vermeiden. Das gute Klima der Brüsse­
ler Konferenz ließ diese Tatsache ein wenig in den Hintergrund treten und gab 
Anlaß zu manchen Illusionen über die französische Beweglichkeit. 

Die deutschen Vorbereitungen für die Brüsseler Konferenz 

Abgesehen von den diplomatischen Manövern, auf die wir zu Beginn dieser Studie 
zu sprechen kamen, konzentrierte sich die deutsche Vorbereitung für die Brüsseler 
Konferenz im wesentlichen auf drei Punkte: die Grundbedingungen, unter denen 
Deutschland eine Regelung akzeptieren würde, die Ausdehnung der Sachleistun­
gen auf Fertigprodukte, die Zweckmäßigkeit der Zahlung in Jahresraten sowie 
deren Höhe und Art49. 

Hinsichtlich des ersten Punktes kam man sehr schnell überein, keine derartigen 
Verpflichtungen einzugehen, wenn Oberschlesien (mit seinem reichen Industrie­
gebiet) nicht deutsch bleiben würde, wenn die Beschlagnahme deutschen Vermö­
gens im Ausland nicht gestoppt würde und wenn Deutschland bei seinem Handel 
mit den Alliierten nicht in den Genuß der Meistbegünstigungsklausel komme50. 
Der Sinn dieser Forderungen liegt auf der Hand. Simons erklärte, daß Deutsch­
land einen Reparationsplan nur unter der Bedingung annehmen könne, daß es 
seine wirtschaftliche und politische Handlungsfreiheit wieder erhalte, „nach Außen 
und Innen wieder völlig freie Hand"51. 

Eine Einigung über den zweiten Punkt war viel schwieriger zu erreichen. Wie 
aus einer Aufzeichnung vom 2. September zu entnehmen ist, glaubte das Wirt­
schaftsministerium, daß der in Spa vorgelegte Plan einer direkten Mitwirkung 
deutscher F i r m e n a m Wiederaufbau i n den geschäd ig ten G e b i e t e n n u r w e n i g C h a n ­

war. Andererseits versuchte Seydoux, seine Gedanken in die Öffentlichkeit zu bringen: am 

4. Dezember traf er mit Millet, dem Direktor von „L'Europe nouvelle", zusammen und 

inspirierte einen Artikel, der am 10. 12. 1920 erschien. 
49 Im Unterschied zu Frankreich war die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Behörden 

sehr eng koordiniert durch einen Ausschuß, der ab 7. August häufig zusammentrat und dem 

Vertreter aller damit befaßten Ministerien angehörten sowie als Experten Prof. M. J. Bonn 

und der Bankier Melchior. 
50 Erklärung Melchiors im Reichswirtschaftsrat am 13. Oktober, AA, RM, 5a, Bd. 2 ; Instruk­

tionen an die deutschen Delegierten Anfang Dezember, ebenda, WRep. 3, Bd. 2. Es sei 
daran erinnert, daß Deutschland seinen Gegnern die Meistbegünstigungsklausel zugeste­
hen mußte und seine Zollfreiheit erst fünf Jahre nach der Ratifikation des Vertrags wieder­
erlangte. 

51 Sitzung des Reichswirtschaftsrats vom 13. Oktober, AA, RM, 5a, Bd. 2. 
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cen habe, von der Entente angenommen zu werden52. Deutschland hatte seinerseits 
großes Interesse daran, viele Fertigprodukte zu liefern, u m sich seiner Schulden zu 
entledigen und um gegen die Arbeitslosigkeit anzugehen; außerdem konnte es da­
durch seine Industrieprodukte bekanntmachen und profitierte von dieser Ar t er­
zwungener Reklame. Dazu war aber das von der Reparationskommission vorge­
sehene bürokratische System der Listen völlig ungenügend. Man sollte zu direkten 
Kontakten zwischen den Geschädigten und den deutschen Lieferfirmen gelangen 
und die Lieferungen auf die Gesamtheit der Produkte ausdehnen und sie nicht nur 
auf solche Güter beschränken, die im strengeren Sinne die entstandenen Schäden 
ersetzten. Die deutsche Regierung würde diese Käufe in Mark regeln. 

Man beachte die Übereinstimmung mit den Gedanken Seydoux'. Aber auch der* 
Reichsverband der Deutschen Industrie hatte sich in einem Zirkular vom 30. 
August 1920 für ein System solcher Art ausgesprochen53. 

Das Wiederaufbau-Ministeritun versuchte sich diesem Projekt zu widersetzen 
mit dem Hinweis, die französische Regierung könne die Aufträge seiner Staats­
bürger möglicherweise dahin lenken, bestimmte Gebiete, wie etwa das Rheinland, 
zu bevorzugen. Außerdem würde Berlin jegliche Kontrolle über den Fluß der Lie­
ferungen verlieren und die einzelnen Länder würden einen erbitterten Konkur­
renzkampf um die Zuteilung von Aufträgen führen54. Das Ministerium wünschte, 
daß diese von der Regierung zentral gesteuert würden. 

Trotz dieser Gegenargumente beschloß der Ministerrat am 12. November, den 
Plan des Reichswirtschaftsministeriums anzunehmen, der in die Anweisungen für 
die Unterhändler in Brüssel aufgenommen wurde55. 

Was den Kern des Problems betraf, die Gesamtsumme der Reparationen und ihre 
Verteilung auf Jahresraten, so wurden sich die Verantwortlichen sehr schnell dar­
über einig, daß diese Fragen ebenfalls in Brüssel diskutiert werden müßten und 
Deutschland präzise Vorschläge machen solle56. Trotzdem schien Simons auf Ver­
langen Lord d'Abernons zuzugestehen, daß in Brüssel keine Summen festgelegt 
würden57. D'Abernon befürchtete, daß die Verhandlungen sofort scheitern würden, 
wenn sie mit der Andeutung der notwendigerweise sehr verschiedenartigen Zah­
lenvorstellungen begännen. Aber Simons erklärte dem französischen Geschäftsträ­
ger Saint-Quentin gegenüber, Deutschland bestehe unbedingt auf der Festlegung 
der Schuld vor dem 1. Mai 1921, d. h. durch eine Übereinkunft mit den Alliierten 
und nicht durch Entscheid der Reparationskommission58. Simons hegte weiterhin 
die Hoffnung, die Gesamtsumme schon in Brüssel festlegen zu können59. 

52 Ebenda, Bd. 1. 
53 AA, WRep. 8 Nr. 3 A, Bd. 2. 
54 Ebenda, Aufzeichnungen vom 14. Oktober. 
55 BA, Nachlaß Le Suire, Bd. 108, und AA, WRep. 3, Bd. 2. 
56 Sitzung des Reichswirtschaftsrats vom 13. Oktober, a. a. O. 
57 AA, WRep. 3, Bd. 1, und DBFP, Bd. X, Nr. 411. 
58 AE, Bestand in Neuordnung begriffen, Tel. von Berlin am 12. Dez. 
59 Telegramm Simons' mit Sthamer in London vom 10. Dez., AA, WRep. 3, Bd. 1, sowie die 

bereits erwähnten Instruktionen. 
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Diese Summe sollte in 30 Jahresraten von jährlich einer Milliarde Goldmark 
bezahlt werden; die fünf ersten Raten in Sachleistungen, aber dann würde man 
Barzahlungen nicht mehr vermeiden können. Bei den Zahlungen in Papiergeld 
müßte man dem Sinken des Markkurses Rechnung tragen, doch nur bis zu einem 
Höchstbetrag von 10 Milliarden Papiermark pro Jahr. Diese Summe wollte man 
auf keinen Fall überschreiten, wie sehr die Mark auch fallen sollte60. Man war 
damit offensichtlich weit entfernt von den Zahlen, die Seydoux im Sinne hatte 
(5 Milliarden Goldmark jährlich); umso mehr, als man zu fordern gedachte, daß 
die Sachlieferungen nach ihrem Wert auf dem Weltmarkt berechnet werden soll­
ten, d. h. nach dem deutschen Exportpreis, der im allgemeinen sehr viel höher lag 
als der innerdeutsche (bei Kohle betrug er das Dreifache). Danach würden allein 
die Kohlenlieferungen pro Jahr schon fast eine Milliarde Goldmark ausmachen. 
Man nahm — bei dieser Berechnungsbasis — an, die Gesamtheit der Sachlieferungen 
werde pro Jahr die Summe von einer Milliarde weit überschreiten, und wollte des­
halb von den Alliierten die direkte Bezahlung der darüber hinausgehenden Liefe­
rungen fordern61. 

Die Brüsseler Konferenz, 16.-22. Dezember 1920 

Wir wollen uns hier über den „offiziellen" und öffentlichen Ablauf der Experten­
konferenz in Brüssel nicht weiter auslassen. Die deutsche Delegation brachte ihre 
schon erwähnten Bedingungen vor: die Oberschlesienfrage, Verminderung der Be­
satzungskosten usw., und entwickelte ihr Bild von der wirtschaftlichen und finan­
ziellen Lage des Reiches. Die Alliierten stellten einen detaillierten Fragebogen 
auf, durch den dieses Bild verdeutlicht werden sollte. Nach allgemeiner Ansicht 
herrschte während der Sitzungen eine ausgezeichnete Atmosphäre und man trennte 
sich am 28. Dezember im besten Einvernehmen mit der Verabredung, am 10. Ja­
nuar wieder zusammenzutreffen62. 

Der durch die nun offengelegten Dokumente mögliche Blick hinter die Kulissen 
der Konferenz und in die Separatgespräche zwischen den Delegationen zeigt aber 
ein weit weniger idyllisches Bild. 

Die französischen Delegierten Seydoux und Cheysson (Vertreter des Finanz­
ministeriums) waren anfangs tatsächlich von der Hal tung Bergmanns, des Chefs 

60 Ebenda. 
61 Nur Le Suire schien Zweifel gehabt zu haben über die Möglichkeit, diesen letzten Punkt 

zur Annahme zu bringen. Das Problem der Preise deutscher Lieferungen war ganz beson­
ders heikel. Die französische Regierung wollte offensichtlich von den Inlandspreisen profi­
tieren; Seydoux nahm jedoch den Exportpreis zur Grundlage seiner Berechnungen. 

62 Vgl. Weill-Raynal, Bd. I, S. 584-586. Zum erstenmal wurden einige grundlegende Pro­
bleme angegangen, wie das des deutschen Steuersystems. Das Defizit des Budgets genügte in 
der Tat, jede Lösung der Reparationsfrage zu verhindern. 
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der deutschen Delegation, sehr angetan63. Während ihrer Gespräche mit ihm am 
16. 12. glaubten sie, ihn dafür gewonnen zu haben, das Problem der Reparationen 
in Sachleistungen sofort anzugehen, ohne die Regelung der anderen Fragen 
(deutsche Bedingungen, Festlegung der Schuld) abzuwarten. Bergmann stimmte 
der Prozedur der direkten Lieferungen und der Möglichkeit, den Geschädigten 
Kredite in Papiermark zu gewähren, zu und schien der Eröffnung direkter deutsch­
französischer Gespräche zur Regelung der Einzelheiten sehr positiv gegenüberzu­
stehen84. 

Die Methode Seydoux', mehr vom Wie als vom Wieviel zu sprechen, schien ihre 
Früchte zu tragen. Aber wenn Bergmann auch den Stimmungswechsel bei den 
Franzosen erkannte, so zeigt seine Korrespondenz mit Simons doch, daß für ihn die 
Diskussion über die Sachleistungen, die für Seydoux den Kern der Gesamtregelung 
bildeten, nur einen Nebenaspekt „taktischer Art" darstellte; — Simons nahm die­
sen Begriff auf, als Bedingung für seine Zustimmung —, denn Bergmann wollte 
den Franzosen gegenüber nicht ganz ablehnend erscheinen65. 

Aber schon am 19. 12. verschlechterte sich die Lage, noch mehr in den darauf­
folgenden Tagen. Seydoux stellte fest, daß Bergmann „ausweiche"66 und beklagte 
sich darüber bei Le Suire, dem Vertreter des Reichswirtschaftsministeriums in 
Brüssel67. Vor allem wollte Bergmann nicht ernsthaft über einen neuen Gedanken 
Seydoux' diskutieren: Deutschland könne sehr schnell mit den Zahlungen in bar 
beginnen, indem es ein Hundertstel des Ertrages bestimmter Exporte (Kohle, Farb­
stoffe, Stickstoff usw.) bezahle. Man könne über diese Maßnahme schnell und 
leicht entscheiden, und er müsse unbedingt etwas von Brüssel mit nachhause brin­
gen, erklärte Seydoux Le Suire, um den „Friedensvertragsfanatikern" eine ver­
nünftige Politik aufzwingen zu können68. 

Die Berichte von Martius (dem Vertreter des Auswärtigen Amts) und Le Suire 
zeigen, daß einige Mitglieder der deutschen Delegation (insbesondere Melchior) 
durchaus die Überzeugung gewonnen hatten, die Brüsseler Konferenz biete eine 
unerwartete Gelegenheit, die Probleme außerhalb der Reparationskommission vor­
anzutreiben. Man könne von dem guten Willen der Franzosen profitieren, der 
durch die Nominierung Seydoux' und den Ausschluß der französischen Vertreter 
bei der Reparationskommission bewiesen worden sei. Ihnen zufolge konnte man 
sehr gut eine weitgehende Übereinkunft über die Reparationen in Sachleistungen 
erreichen. Anstatt nun diese anzustreben und, die günstigen Umstände ausnützend, 
sich bereit zu zeigen, über alles gründlich und so schnell wie möglich zu sprechen, 
wünschte Bergmann eine Unterbrechung der Konferenz. Er rechtfertigte dies sei-

63 Tel. Seydoux' vom 17. Dez., AE, Bestand in Neuordnung begriffen. 
64 Aufzeichnung Cheyssons vom 16. Dez., AE, Papiers Millerand, carton 29; Tel. Seydoux' 

siehe Anna. 63. 
65 Bergmann an Simons am 17. 12. und Antwort Simons' am 18.12., AA, WRep. 3, Bd. 2. 
66 Tel. Seydoux' vom 21.12., AE, Bestand in Neuordnung. 
67 Tel. von Martius an das Ausw. Amt vom 21. Dez., AA, WRep. 3, Bd. 2. 
68 Ebenda; Bericht Le Suires vom 20.12., BA, Nachlaß Le Suire, Bd. 108. 



Die deutschen Reparationen und das Seydoux-Projekt 1920/21 253 

nen Mitarbeitern gegenüber mit dem Argument : „Die Zeit arbeitet für uns!"6 9 . 
Le Suire beklagte sich andererseits darüber, daß Bergmann die Mitglieder der 
deutschen Delegation nicht über seine Gespräche mit den Engländern und Belgiern 
informiere. 

Diese Unterredungen aber erklären Bergmanns veränderte Haltung7 0 . Vor allem 
D'Abernon, der in Berlin von den Deutschen verlangt hatte, in Brüssel keine Zah­
len zu nennen, riet nun in einem Gespräch am 15. 12. Bergmann, eine Jahreszah­
lung vorzuschlagen, ohne auf die Festlegung der Gesamtschuld zu warten71. 
D'Abernon rechtfertigte seine Kehrtwendung mi t der veränderten französischen 
Hal tung. Bergmann zeigte sich demgegenüber ziemlich zurückhaltend und war 
viel mehr interessiert an einer Äußerung Bradburys, des englischen Delegierten 
bei der Reparationskommission und Unterhändlers in Brüssel, derzufolge die Schä­
den auf 100 oder 120 Milliarden Mark festgelegt würden — wesentlich weniger als 
das, wovon zu Beginn die Rede war. 

Die ausschlaggebende Besprechung fand am 19. Dezember zwischen Bergmann, 
Delacroix (dem belgischen Delegierten), D'Abernon und Bradbury statt72. D'Aber­
non plädierte dafür, so schnell wie möglich zu einer Gesamtregelung zu kommen. 
Delacroix erklärte, man müsse von dem französisch-englischen Abkommen von 
Boulogne ausgehen, dessen Präsentwert ihm zufolge bei 85 Milliarden liege (tat­
sächlich lag er bei etwa 100 Milliarden Goldmark). Bergmann schlug vor, diese 
Summe als Betrag der Schäden anzunehmen, wobei aber natürlich die wirklich zu 
zahlende Summe wesentlich darunter liege. Nachdem die anderen dem zugestimmt 
hatten, wurde man sich schnell über das anzuwendende Verfahren einig: am 1. Mai 
1921 würde die Reparationskommission ihren Spruch fällen und die Schäden also 
auf 85 Milliarden Goldmark festlegen. In der Zwischenzeit würde man sich in Ein­
zelgesprächen und dann von neuem in Brüssel über die Zahlungsweisen und die 
Höhe der Reparationen einigen, einen Betrag, von dem man annahm, daß er we­
sentlich geringer als 85 Milliarden sein werde. Die Genfer Konferenz habe dann 
nur noch einen völlig ausgearbeiteten Plan zu bestätigen. 

Angesichts dieses beträchtlichen Erfolges ist es verständlich, daß Bergmann eine 
Unterbrechung der Brüsseler Konferenz wünschte und glaubte, die Zeit arbeite für 
Deutschland. Wie schon vor der Konferenz, so ließ sich auch jetzt zwischen Deut-

69 Ebenda und Brief Le Suires an das Wirtschaftsministerium. Diese Krise innerhalb der deut­
schen Delegation ist der beste Beweis, daß die Vorschläge Sezydoux' von den deutschen 
Vertretern als sehr ernsthaft betrachtet wurden. 

70 Weill-Raynal berichtet nichts von diesen Gesprächen. Bergmann spielt darauf an (a. a. O., 
S. 73 f.), aber indem er den Eindruck erweckt, Seydoux sei beteiligt gewesen, was falsch ist 
und den Sinn ganz und gar verändert. Seinen Kollegen gegenüber drückte er sich auch sehr 
vage aus, und nur Simons wurde durch vertrauliche Briefe genau unterrichtet. 

71 Brief Bergmanns an Simons vom 17. Dez., AA, WRep. 3, Bd. 2. Am Vorabend hatte D'Aber­
non diesen Gedanken einer vorläufigen Jahreszahlung Cheysson vorgeschlagen, der ihn 
ablehnte (Aufzeichnung vom 15.12., AE, Papiers Millerand, carton 29). 

72 Vertraul. Bericht Bergmanns an Simons vom 21. 12., AA, RM, 5 a, Bd. 2. 
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schen, Engländern und Belgiern schnell eine Einigung erreichen — gewissermaßen 
gegen die Franzosen, denen dies aber nicht bewußt wurde. 

Unter diesen Umständen war die Zufriedenheit ziemlich illusorisch, die Cheys-
son und Seydoux darüber empfanden, daß sie dem offiziellen Protokoll der Konfe­
renz einen Zusatz anfügen konnten, der die französischen Auffassungen über die 
Reparationen in Sachleistungen wiedergab. Der Schwerpunkt der Verhandlungen 
hatte sich verlagert, die versöhnliche Hal tung der Franzosen war von dem Ent ­
gegenkommen der Engländer übertroffen worden; der Seydoux-Plan war deshalb 
für Deutschland weniger interessant geworden73. 

Der französische Gegenzug und die zweite Version des Seydoux-Plans 

Als die Franzosen Anfang Januar 1921 von dieser Entwicklung Kenntnis beka­
men, war der von uns beschriebene Versuch einer beschleunigten Regelung des 
Reparationsproblems praktisch gescheitert. Seydoux erklärte sich nun mit der Idee 
eines vorläufigen Übereinkommens einverstanden, das für fünf Jahreszahlungen 
gelten sollte; gleichzeitig versuchte er, den Deutschen seinen Plan der Reparations­
lieferungen in Sachleistungen noch zu verdeutlichen. 

Diesen Gesamtkomplex, den die damalige Presse den „Seydoux-Plan" nannte, 
wollten die alliierten Experten im Januar 1921 der Konferenz in Paris vorlegen74. 
Nachdem wir in einigen Punkten auf die Beharrlichkeit und Festigkeit der fran­
zösischen Hal tung hingewiesen haben, sollen schließlich die tatsächlichen Reak­
tionen der deutschen Regierung auf diese Vorschläge untersucht werden. Das ist 
bisher meist vernachlässigt worden, da die teilweise Zurücknahme dieses Plans 
durch die Alliierten selbst auf der Pariser Konferenz eine nähere Betrachtung der 
Berliner Hal tung zu erübrigen scheint. Während einer Versammlung der alliierten 
Experten am 7. Januar in Paris erklärte Delacroix, er habe Bergmann gebeten, 
Berlin einen Plan über die Regelung der Reparationen auf einer Basis von 85 
Milliarden Goldmark zu übermitteln75. Seydoux verwarf diesen Plan sofort: diese 
Zahl sei unannehmbar, das Vorgehen ebenfalls, denn es sei nicht Aufgabe der 
Experten, einen endgültigen Plan aufzustellen. Seydoux führte weiter aus, es sei 
nicht wünschenswert, die Schuldsumme sofort festzulegen, denn jedwede Summe, 
zu der die Experten kommen könnten, würde den sofortigen Sturz sowohl der 
Berliner wie der Pariser Regierung provozieren. 

Die Engländer empfahlen, den Deutschen eine Zahlung von fünf Jahresraten zu 
je 3 Milliarden Goldmark — teils in bar, teils in Sachleistungen - vorzuschlagen, 

73 Tel. Seydoux' vom 22. und 23. Dez., AE, Bestand in Neuordnung. 
74 Durch den „Bericht der Experten" vom 18. Januar (vgl. Weill-Raynal, Bd. I, S. 590 f.). Die 

interalliierte Konferenz von Paris sollte zuerst die Frage der deutschen Abrüstung studie­
ren, die die öffentliche Meinung und die Politiker sehr beunruhigte. 

75 Aufzeichnung Seydoux' vom 7. 1. 21, Archives Nationales, AJ 5/320. 
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ohne die Festlegung der gesamten Schuldsumme abzuwarten. Ihre Par tner akzep­

tierten diesen Vorschlag, der Bergmann übergeben wurde. 

Wenn auch die Höhe dieser Jahreszahlungen mit den Zahlen übereinstimmte, 

die von den Franzosen bereits vor der Brüsseler Konferenz vorgesehen waren, so 

stellte das Verfahren einer provisorischen Regelung doch einen vollständigen 

Wechsel ihrer Hal tung dar. Man erinnere sich, daß Cheysson auf einen derartigen 

Vorschlag von D'Abernon in Brüssel geantwortet hatte, Frankreich wolle nicht ris­

kieren, daß die Festlegung der Schuldsumme auf eine Zeit verschoben werde, zu 

der Deutschland stärker und die Alliierten sich weniger einig seien. Es ist klar, daß 

D'Abernon mit seiner Idee einer vorläufigen Regelung gerade eine solche Entwick­

lung erhoffte. Natürlich war sich Seydoux dieser Gefahr vollständig bewußt, er be­

tonte, die Übereinkunft von Boulogne müsse die Grundlage der Diskussion blei­

ben76. Die fünf vorläufigen Jahreszahlungen entsprachen übrigens genau den fünf 

ersten Jahresraten des Plans von Boulogne. Die neue Richtung bedeutete also für 

die Franzosen zwar eine bemerkenswerte Änderung in der Verhandlungsmethode, 

sie berührte aber in keiner Weise das durch das Abkommen von Boulogne fest­

gelegte Ziel. Andererseits übergab Seydoux am 7. Januar Bergmann eine Note, in 

der er seine Vorschläge über die Reparationslieferungen in Sachleistungen wieder 

übernahm und präzisierte77. Diese Note sah außer den Lieferungen von Kohle und 

chemischen Produkten (nach den Annexen V und VI) Käufe von Artikeln aller Art 

durch die Geschädigten selbst vor — nach dem bereits dargelegten direkten System. 

Seydoux zog sogar in Betracht, daß gewisse Produkte auch von nicht Geschädigten 

gekauft werden könnten, die dann 3/4 des Preises zu zahlen hätten, während das 

übrige 1/4 zulasten der deutschen Regierung gehen und ihrem Reparations-Konto 

gutgeschrieben würde. Außerdem sollten die Alliierten auch deutsche Arbeiter an­

stellen können, deren Gehälter teilweise von der deutschen Regierung bezahlt wür­

den. 

Ferner sollte ein gewisser Prozentsatz vom Exportertrag bestimmter Produkte 

(Kohle, Holz, Kali, Papier, Farbstoffe, Eisenprodukte, Elektroartikel) den Alliier­

ten als Reparationen in bar bezahlt werden. 

Schließlich — und dieser Vorschlag erregte in Deutschland besondere Beunruhi­

gung — sollte die Möglichkeit geprüft werden, Papiermark-Kredite für alliierte Be­

teiligungen an deutschen Industrieunternehmen zu benutzen. 

Seydoux erklärte den Deutschen gegenüber, durch dieses Projekt sollten auf dem 

Umweg über die Reparationen die gesamten französisch-deutschen Wirtschafts­

beziehungen wiederhergestellt und gegenüber der Vorkriegszeit noch vertieft wer­

den78. I n einem Zirkularschreiben an die großen französischen Botschaften betonte 

er die Bedeutung seines Plans für die wirtschaftliche Wiederherstellung Europas 

76 Aufzeichnung vom 7. 1. 21, AE, Bestand in Neuordnung begriffen. Der Präsentwert der 
Übereinkunft von Boulogne, auf 5 % berechnet, betrug mindestens 100 Milliarden Gold­
mark; Weill-Raynal, Bd. I, S. 560. 

77 Die Note ist zitiert bei Calmette, a. a. O., S. 372-376. 
78 Note vom 7. Januar, AA, WRep. 8, Nr. 3 A, Bd. 1. 
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und fügte hinzu, daß für seine Durchführung Übereinkommen zwischen den Indu­
striellen beider Länder erforderlich seien. Man war im übrigen schon dabei, eine 
Gruppe für die Eisenindustrie zu organisieren79. In einem Brief an Haguenin, den 
Chef der französischen Informationsstelle in Berlin, kam er nochmals auf die 
Wichtigkeit solcher Übereinkommen zurück und schrieb: 

„Es wird für uns in Europa nur eine Rettung geben, wenn es uns gelingt, Deutsch­
land auf irgendeine Weise zu binden und mit ihm eine wirtschaftliche Zusammen­
arbeit zu erreichen. Allein auf diese Weise werden wir aus dem Strudel heraus­
kommen, der durch den Krieg entstanden ist und der sich nicht beruhigen will."80 

Die deutsche Antwort auf das Seydoux-Projekt 

Die deutsche Taktik im Hinblick auf die französischen Vorschläge für Reparations­
lieferungen in Sachleistungen zeichnete sich schon am 31. Dezember 1920 ab: Ber­
lin verlangte von Bergmann, behutsam eine allgemeine Diskussion über die Ge­
danken Seydoux' zu beginnen, aber nicht ins Detail zu gehen; man müsse verhin­
dern, „daß der Faden der Erörterung abreißt". Um zu einer Übereinkunft zu kom­
men, müßten aber eine ganze Reihe von Bedingungen erfüllt werden: Festlegung 
der Schuld, Begrenzung des Seydoux-Plans auf die im deutschen Interesse liegen­
den Sektoren und Schaffung von französisch-deutschen Syndikaten, die die Kon­
kurrenz zwischen den beiden Industrien ausschalten sollen81. Das war eine alte 
Sorge, denn die Wiedergewinnung Elsaß-Lothringens machte Frankreich in zwei 
wichtigen Bereichen (auf die man auch die Verhandlungen beschränkt wissen 
wollte) tatsächlich zu einem gefürchteten Konkurrenten: in der Kali-Gewinnung 
und in der Stahlproduktion. Es erschien also sinnvoll, die französische Konkurrenz 
durch eine Art französisch-deutsche Kartellabsprache auszuschalten. Man sieht, 
daß sich angesichts der Vorschläge Seydoux' die französisch-deutschen Differenzen 
allmählich vom finanziellen auf das wirtschaftliche Gebiet verlagerten, wodurch sie 
aber entgegen den französischen Hoffnungen nicht geringer wurden. 

Der alliierte Vorschlag einer provisorischen Übereinkunft mit fünf Jahreszah­
lungen zu je 3 Milliarden Goldmark stellte Deutschland vor eine neue Situation 
und machte ihm seine hinhaltende Taktik noch schwieriger. In der Woche zwischen 
7. und 15. Januar 1921 entfaltete man in Berlin eine hektische Aktivität. Sie be­
schränkte sich nicht nur auf interministerielle Besprechungen sondern bezog auch 

79 Runderlaß vom 8. Januar, AE, Bestand in Neuordnung. 
80 Ebenda, 8. Januar. Man beachte, daß es Seydoux mit seinem Projekt gelang, das leidige 

Transferproblem der deutschen Reparationen auszuschalten, indem er sie in Papiergeldzah­
lungen der Reichsregierung an die deutsche Industrie verwandelte. Die Gefahr bestand in 
der Auslösung einer gewaltigen Inflation in Deutschland; deshalb die Notwendigkeit einer 
strengen Wirtschafts- und Finanzpolitik, die von den Brüsseler Experten empfohlen wor­
den war. Die Reparationen hätten somit direkt zu einer Senkung des deutschen Lebens­
standards gefühlt, das war genau „des Pudels Kern"! 

81 Boyé an Bergmann am 31. Dez. 1920, AA, WRep. 8, Nr. 3 A, Bd. 1. 
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führende Industrielle, besonders der Schwerindustrie, mit ein. So reisten am 8. Ja­
nuar Simons und Hirsch, der Staatssekretär im Wirtschaftsministerium, nach 
Essen, um mit den Leitern des Reichsverbandes der Deutschen Industrie und den 
großen Industriellen Stinnes, Klöckner, Thyssen, Vogler und Wiedfeldt (von 
Krupp) zu konferieren; letztere nahmen, mit Ausnahme von Thyssen, auch an 
einer großen Besprechung im Auswärtigen Amt am 14. Januar teil82. Bemerkens­
wert ist vielleicht, daß die Industriellen dabei nicht nur als Berater beteiligt waren, 
sondern als gleichwertige Partner der Vertreter der verschiedenen Ministerien über 
Fragen von allgemeiner Tragweite sprachen, die über ihre Kompetenz weit hinaus 
gingen. Diese Tatsache sei deshalb angeführt, weil andererseits die französische 
Regierung, die die Interessen der Industrie keineswegs vernachlässigte — Millerand 
war ein den industriellen Kreisen sehr nahe stehender Anwalt, der ihre Interessen 
sicher noch weniger vergaß, als der Durchschnitt der französischen Politiker — doch 
nicht daran dachte, Vertreter der Wirtschaft an der Ausarbeitung der Reparations-
politik im engeren Sinne zu beteiligen, selbst wenn es darum ging, daraus wirt­
schaftlichen Nutzen zu ziehen. Man muß vielmehr erstaunt sein über den Mangel 
an Übereinstimmung zwischen den französischen Diplomaten und Industriellen, 
selbst auf rein technischem Gebiet. Diese Tatsache erklärt möglicherweise das fast 
völlige Fehlen konkreter Überlegungen über die wirtschaftlichen und industriellen 
Konsequenzen der beabsichtigten Reparationspolitik und — noch deutlicher — auch 
die sehr abstrakte Formulierung der Wiedergutmachungsforderungen83. 

Wie dem auch sei, die Beteiligung deutscher Industrieller an der Ausarbeitung 
der Berliner Antwort auf die Vorschläge Seydoux' illustriert und unterstreicht 
einen oft vernachlässigten Aspekt der Reparationspolitik, nämlich die internatio­
nale und insbesondere die französisch-deutsche Wirtschaftsrivalität kurz nach dem 
großen Krieg. 

Ergebnis der verschiedenen genannten Besprechungen war — zumindest bis 
15. Januar — die Übereinstimmung von Regierung und Industriellenkreisen, daß 
man das Projekt der fünf vorläufigen Jahreszahlungen nicht annehmen könne. 
Einesteils könne sich Deutschland nicht zu beträchtlichen Zahlungen verpflichten, 
ohne die Gesamtsumme der Forderungen zu kennen, andererseits solle es zu diesem 
Zeitpunkt keinerlei Abkommen unterzeichnen, denn man wollte die voraussicht­
liche Intervention des neuen amerikanischen Präsidenten abwarten. Sowohl Si­
mons, aus politischen Erwägungen, wie Stinnes und seine Kollegen, aus wirtschaft­
lichen Gründen, hofften sehr auf eine Einwirkung der Vereinigten Staaten auf die 
Entente. 

Simons, Bergmann und die Gesamtheit der Ministerialbeamten waren sich aber 

82 Ebenda, Bd. 2 und RM 5 a, Bd. 3. 
83 Die französischen Industriellen waren oft zu direkten Verhandlungen mit ihren deutschen 

Kollegen bereit, ohne sich um die Anweisungen der Regierung zu kümmern; im Januar 1921 
liefen Verhandlungen über Kali- und Farbstoffe-Lieferungen (BA, Nachlaß Le Suire, Bd. 
120). Unter diesen Umständen fragt man sich, warum die deutsche Industrie die Projekte 
der französischen Regierung wirklich ernst hätte nehmen sollen! 
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darüber einig, daß es nicht möglich sei, eine Verhandlung über die fünf Jahres­
zahlungen zurückzuweisen oder in dilatorischer Weise zu führen, ohne die anderen 
Aspekte des Seydoux-Plans- Reparationen in Sachleistungen und Zusammenarbeit 
zwischen den großen Industriezweigen — anzunehmen. Sie beschlossen also, Paris 
direkte Verhandlungen zwischen den betreffenden Industriellen vorzuschlagen. In 
diesem Punkt ist die Ernsthaftigkeit Berlins unbestreitbar. Wir wiesen schon auf 
die Übereinstimmung der Gedanken Seydoux' mit den deutschen Absichten hin, 
soweit es sich um die Einbeziehung von Fertigprodukten in das Reparationspro­
gramm und deren Lieferung innerhalb des französisch-deutschen Wirtschaftsaus-
tausches handelte. Wenn es so weit gekommen wäre, hätte es sicher Divergenzen 
über die Rohstofflieferungen gegeben, aber ohne Zweifel bestand damit eine Basis 
für Gespräche und Paris nahm deshalb sofort den Vorschlag direkter Verhandlun­
gen zwischen Industriellen beider Länder auf, der übrigens an einen ähnlichen 
Versuch vom Mai 1920 erinnerte84. 

Die zu Rate gezogenen Industriellen aus dem Ruhrgebiet waren damit einver­
standen, ihre französischen Kollegen zu treffen, aber unter einer Bedingung sine 
qua non: die Regierung müsse die fünf Jahreszahlungen verweigern. Wie man 
sieht eine Bedingung eminent politischen Charakters, die die Rolle und den Ein­
fluß der Ruhrindustrie kennzeichnet. Aber während für Simons und Bergmann 
diese Beratungen zwischen den Industriellen beider Länder ein wünschenswertes 
Ziel darstellten und möglichst bald zu einem Resultat gelangen sollten, wollten die 
Industriellen darin nur ein Ablenkungsmanöver sehen, um die Ablehnung der fünf 
Jahreszahlungen zu erleichtern. Klöckner erklärte, unterstützt von Stinnes, Vögler 
und Wiedfeldt, die deutsche Eisenindustrie habe kein Interesse daran, sofort zu 
einem Übereinkommen mit ihren französischen Konkurrenten zu gelangen. Diese 
hätten die größten Schwierigkeiten, ihre Produkte abzusetzen, während die Ruhr­
industrie hoffen könne, ihre Exportmärkte wieder zu gewinnen — sogar in Eng­
land —, wobei sie auch noch von dem hereinkommenden angelsächsischen Kapital 
profitiere. Also könne im Augenblick gar keine Rede davon sein, mit der französi­
schen Eisenindustrie ernsthaft zu verhandeln, da dies nur deren Expansionsmög­
lichkeiten verstärken würde, die sie durch die Wiedereroberung des elsaß-lothrin-
gischen Gebiets gewonnen habe85. 

Dennoch nahm Berlin schließlich am 15. Januar das Prinzip der fünf vorläufi­
gen Jahreszahlungen an. Dieses Umschwenken ist auf den sehr starken Druck zu­
rückzuführen, den die Entente auf Simons ausübte; besonders die Engländer wur­
den sehr deutlich und sogar brutal: wenn Deutschland nicht die fünf Jahresraten 
von 3 Milliarden Goldmark akzeptiere, werde die Frage der Reparationen ohne es 
geregelt werden86. Die Franzosen zeigten eine größere Nachgiebigkeit: Der Bot­
schafter Laurent erklärte am 15. Januar Simons gegenüber, daß über die Höhe der 

84 Tel. Bergmanns vom 21. 1. 21, AA, WRep. 8, Nr. 3 A. 
85 Auf der schon erwähnten Besprechung vom 14. Januar. 
86 Englische Note vom 14. 1. 21, AA, WRep. 2, Bd. 8. 
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Reparationen noch beraten werden könne, sobald Deutschland das Prinzip der fünf 
Jahresraten angenommen habe. Wenngleich auch die Entente sich weigern würde, 
das Reparationsproblem von den deutschen Vorbedingungen (Verbleib Oberschle­
siens, Aufhebung der Beschlagnahme der deutschen Vermögen, wirtschaftliche 
Freiheit, Regelung der Besatzungskosten) abhängig zu machen, würde sie doch hei 
der Festlegung der Jahreszahlungen eine die deutsche Zahlungsfähigkeit in Be­
tracht ziehende günstige Lösung suchen87. Es sei daran erinnert, daß die Regierung 
Georges Leygues am 12. Januar gestürzt worden war und daß sein Nachfolger 
Briand erst am 16. eingesetzt wurde. Wir werden auf diese durch die Reparations­
frage hervorgerufene Krise noch zurückkommen. Die Tatsache, daß Laurent mit­
ten in der Regierungskrise so sprechen konnte, erklärte sich nur aus der Autorität 
Millerands, der seine Rolle als Präsident der Republik sehr viel dynamischer ver­
stand als sein Vorgänger — auch auf außenpolitischem Gebiet88. Man könnte sich 
übrigens auch fragen, ob Millerand nicht möglichst schnell eine deutsche Einwilli­
gung erhalten wollte, um dem künftigen Ministerpräsidenten die Hände zu bin­
den und ihn trotz des Unmuts der Kammer zu zwingen, auf dem Wege der Ver­
handlungen zu bleiben. Es ist klar, daß Simons diesen Gesichtspunkt der franzö­
sischen Innenpolitik nicht aus den Augen verlor: Er erklärte dem Ministerrat am 
15. Januar, daß er mit der Annahme des Seydoux-Plans zugleich das Ziel verfolge, 
die Bildung einer Regierung Poincaré zu verhindern. Was den Inhalt betreffe, so 
müsse man versuchen, im Laufe der Verhandlungen klar zu machen, daß es für 
Deutschland unmöglich sei, sich auf eine hohe Zahlung einzulassen, ohne die Ge­
samthöhe seiner Verpflichtungen zu kennen. Diese hinhaltende Taktik würde auch 
erlauben, die amerikanische Unterstützung abzuwarten89. 

Für unsere Untersuchung ist es nicht nötig, die Einzelheiten der Unterredung­
gen zwischen Bergmann, Seydoux, D'Abernon und Delacroix in Paris zu verfol­
gen90. Nur ein kleines Rätsel: Bergmann berichtet nach Berlin, D'Abernon habe 
ihm am 18. Januar in einem vertraulichen Gespräch vorgeschlagen, die beiden 
ersten Jahresraten auf 2 Milliarden zu senken und einen Index des wirtschaftlichen 
Wiederaufbaus Deutschlands festzulegen, nach dem man eventuell die drei folgen­
den Jahreszahlungen erhöhen könnte. Bergmann erklärte, eine solche Lösung nicht 
annehmen zu können. D'Abernon aber telegrafierte diesen Plan nach London (und 
wiederholte ihn Seydoux gegenüber), stellte ihn aber als einen Vorschlag Berg­
manns dar. Gleichviel, wie schon erwähnt, hatte sich Berlin nur aus taktischen 
Gründen in die Diskussion eingelassen. In einem Runderlaß vom 21. Januar, der 
die Haltung des Auswärtigen Amtes zu den neuen, von Bergmann berichteten Vor­
schlägen präzisierte, wurde festgestellt, daß diese ebensowenig akzeptabel seien 

87 AA, WRep. 3, Bd. 5. 
88 Laurent, der kein Diplomat sondern Industrieller war, war von Millerand nach Berlin ge­

schickt worden. 
89 Akten der Reichskanzlei, Das Kabinett Fehrenbach, hrsg. von Peter Wulf, Boppard/Rh. 

1972, Nr. 156. 
90 Bericht Bergmanns vom 18. Januar, AA, WRep. 3, Bd. 6; Aufzeichnung Seydoux! vom 

18 .1 . AE, Allemagne, vol. 457. 
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und daß man in Berlin niemals vorhatte, in den ersten Jahren mehr als 1 Milliarde 
zu zahlen91. 

Wenn also die Verhandlungen über dieses Kernproblem tatsächlich immer gleich 
weit von einer Lösung entfernt blieben, so hatte Bergmann doch den Wunsch der 
Regierung und der deutschen Industrie unterstrichen, über die Lieferung von Sach­
gütern zu diskutieren. Aber diese Trumpfkarte, die dazu bestimmt war, trotz Zu­
rückweisung jeder grundlegenden Verpflichtung eine ernsthafte Krise zu vermei­
den, verschwand im selben Augenblick in Berlin aus dem Spiel: Die Annahme des 
Prinzips der fünf Jahreszahlungen schien — selbst wenn sie rein taktischer Art 
war — den Ruhrindustriellen schon zu viel, die ja angekündigt hatten, jede Unter­
redung mit ihren französischen Kollegen zu verweigern, falls man diesen Weg 
einschlagen wolle. Am 24. und 25. Januar erklärten Wiedfeldt und Stinnes Simons, 
eine Reise nach Paris zu Besprechungen mit französischen Industriellen käme für 
sie nicht mehr in Frage92. 

Wie man sieht, führten die in Brüssel eröffneten Perspektiven zu keiner wirk­
lichen Regelung. Selbst wenn die Pariser Konferenz vom 24. bis 29. Januar den 
Verlauf der Verhandlungen nicht abrupt verändert hätte, konnten diese zu keinem 
Ergebnis kommen, da die deutsche Regierung nicht bereit war, auch nur die ge­
ringste von der Entente zugestandene Zahlung in Betracht zu ziehen und da auf 
dem Sektor der industriellen Zusammenarbeit und der Sachlieferungen, auf dem 
trotz allem ein Übereinkommen möglich schien, die Haltung der Ruhrindustrie 
einen Erfolg blockierte. Für Stinnes und seine Kollegen, an denen letztlich die 
Möglichkeit einer wirtschaftlich durchführbaren Reparationsregelung hing, kam 
es nicht in Frage, Frankreich gegenüber die geringste Verpflichtung einzugehen, 
ehe nicht die deutsche Stahlindustrie den Verlust ihrer lothringischen Einrichtun­
gen ausgleichen und ihre Märkte und Vorkriegsstärke wieder erlangen konnte93. 

Die Pariser Konferenz (24.-29. Januar) und ihre Folgen 

Nach allgemeiner Ansicht brachte die Pariser Konferenz eine rücksichtslose Ände­
rung der Haltung der alliierten Regierungen, die ihre Experten sozusagen desa­
vouiert und den in Brüssel begonnenen verheißungsvollen Weg verlassen hätten, 
indem sie das Prinzip einer vorläufigen Regelung durch den Plan einer globalen 
Lösung ersetzt und dabei die von Seydoux erkundeten Möglichkeiten der Repara­
tionen in Sachleistungen außer Acht gelassen hätten94. Die Pariser Konferenz 

91 AA, WRep. 3, Bd. 6. 
92 Ebenda. Wie aus den interministeriellen Beratungen hervorgeht, betrachtete Berlin die von 

Seydoux vorgesehenen Zahlungsmodalitäten als annehmbar. 
93 Eine Haltung, die bis 1926 beibehalten wurde; vgl. den in Anm. 8 erwähnten Aufsatz von 

J. Bariéty. 
94 Man kann den Verlauf der Konferenz in Weill-Raynal, a. a. O., und in den DBFP, vol. XV, 

verfolgen. 
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wurde tatsächlich von einer schwerwiegenden Verschlechterung des internationalen 
Klimas begleitet, die der zunehmenden Nervosität der öffentlichen Meinung in 
Frankreich und Deutschland entsprach. Seydoux war der erste, der es bedauerte, 
daß die Methoden von Brüssel verlassen wurden95. 

Die Untersuchung der deutschen Reaktionen auf den Seydoux-Plan hat aber 
bewiesen, daß die Chancen seines Erfolges sehr gering waren. Wir werden nun zei­
gen, daß der in Paris aufgestellte Reparationsplan sich im Grunde gar nicht so sehr 
von den vorhergehenden Projekten unterschied. Man muß daran erinnern, daß 
diese bei weitem nicht so günstig waren, wie das die Euphorie von Brüssel glauben 
ließ. Wesentlichste Ursache des Sturzes der Regierung Georges Leygues am 12. Ja­
nuar war zweifellos die Furcht der Kammer, er würde sich in der Reparationsfrage 
zu konziliant zeigen96. Wir müssen aber feststellen, daß die neue, von Briand ge­
bildete Regierung die Stimmung der Kammer auch nicht genau widerspiegelte: vor 
allem nicht ihr Chef, der zwar noch nichts von dem späteren Briand von Genf an 
sich hatte, sich aber doch im Verlauf der Krise den internationalen Problemen ge­
genüber weniger unversöhnlich gezeigt hatte als Poincaré. Der Ausschluß Poin-
carés und die Aufnahme Loucheurs als Minister der befreiten Gebiete und der Re­
parationen deuteten an, daß die Politik der Regierung nicht in allem den Weisun­
gen der Kammer folgen werde. Nur Doumer im Finanzministerium, der übrigens 
etwas gegen den Willen Briands unter dem Druck der Mehrheit dorthin plaziert 
worden war, vertrat wirklich die harte Richtung. 

Andererseits begann sich — was bisher unbeachtet blieb — zwischen der „Rich­
tung Millerand" und der „Richtung Poincaré" eine gewisse Annäherung zu ent­
wickeln. Im Verlauf einer Unterredung mit Cheysson am 8. Januar erklärte Poin­
caré, daß er weder gegen die Verhandlungsmethode der Brüsseler Experten noch 
gegen den Plan von fünf vorläufigen Jahreszahlungen „größere Einwände" habe, 
vorausgesetzt natürlich, die Kommission unterlasse es nicht, am 1. Mai die volle 
Höhe der Schuld festzulegen97. Diese Festlegung würde übrigens die Alliierten 
nicht daran hindern, danach mit „Wohlwollen" die Zahlungskapazität Deutsch­
lands zu untersuchen, um die tatsächlichen Zahlungen zu bestimmen. Die von der 
Kommission festgelegte Zahl, „eine theoretische Schuldforderung", würde als 
Druckmittel im Falle der Nichteinhaltung der eingegangenen Verpflichtungen die­
nen. In einem Artikel in „Le Temps" vom 24. Januar bestätigte Poincaré, er stehe 
dem Seydoux-Projekt nicht ablehnend gegenüber und fügte unter Bezug auf eine 
Unterredung mit Millerand hinzu, die beiden Methoden (Bestimmung einer Pau­
schalsumme und Festlegung der Schäden durch die Reparationskommission) er­
schienen ihm völlig miteinander vereinbar. Ohne daraus übereilte Schlüsse zu zie­
hen, kann man doch annehmen, daß sich somit zwischen den politischen Haupt­
akteuren eine Übereinstimmung über eine gewisse Mindestposition zu bilden be-

9 5 J . Seydoux, a. a. O. , S. 43 . 
96 E . Bonnefous, Histoire politique de la Troisième Republique, Bd. III , Paris 1959, S. 205 f. 
97 Papieres Millerand, carton 29. 
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gann, die wesentlich umsichtiger war als die allgemeine Tendenz in der Kammer 
und der öffentlichen Meinung. 

Die französische Haltung wurde bei einer Besprechung beim Präsidenten am 
23. Januar festgelegt98. Millerand und Briand nahmen den Gedanken einer vor­
läufigen Regelung wieder auf, da sie meinten, man müsse sofort Ergebnisse auf­
weisen können, gleichzeitig aber die öffentliche Meinung schonen, indem man ver­
meide, zu früh eine Zahl festzulegen, die nur Enttäuschungen hervorrufen würde. 
Aber bis zum 1. Mai müsse die Höhe der deutschen Schuld bestimmt werden. Um 
dies zu erreichen, schlossen sich Millerand und Briand einem von Cheysson und 
Seydoux in zwei Noten vom 21. Januar vorgebrachten Vorschlag an: die verschie­
denen Regierungen sollten ihren Vertretern bei der Reparationskommission „ver­
nünftige" Gesamtbeträge angeben, über die man sich zuvor geeinigt haben würde. 
Bradbury selbst schlug Seydoux am 22. eine ähnliche Lösung vor". So würde in der 
Tat die Idee einer „Pauschalsumme" den Sieg davontragen, wobei man aber den 
Schein einer von den Regierungen unabhängigen Kommission wahren würde, 
deren Aufgabe immer noch die Feststellung der Schäden wäre. 

Über die Gesamthöhe der Schuld fand eine weit heftigere Diskussion statt: Dou-
mer sprach von 212 Milliarden Goldmark, einer Zahl, die den Schätzungen von 
Dubois entsprach und die er im Verlauf der Konferenz wieder aufnahm, aber 
Briand und Millerand erklärten, sie seien „festentschlossen, zu einer wesentlich 
geringeren Zahl zu gelangen". Obwohl das Besprechungsprotokoll in diesem Punkt 
nur vage ist, kann man annehmen, daß sie dabei den Gedanken von Seydoux und 
Cheysson folgten, die das Projekt von Boulogne, d. h. etwa 100 Milliarden Gold­
mark Präsentwert, wieder aufnahmen. Zu dieser Summe müßte man die Kriegs­
schulden Frankreichs gegenüber England und den Vereinigten Staaten hinzuzäh­
len. Aber man hoffte zu dieser Zeit — trotz der mehrfachen Weigerung der ameri­
kanischen Regierung —, eine allgemeine Annullierung der Schulden erreichen zu 
können. Die französische Regierung hatte übrigens 1920 in Hythe ihre Annahme 
der „Pauschalsumme" davon abhängig gemacht, daß England das Prinzip einer 
gegenseitigen Tilgung der interalliierten Schulden anerkenne100. 

Man kann daraus folgern, daß die französische Regierung — ausser Doumer -
dem Geist der französisch-englischen Konferenzen vom Frühjahr 1920 und beson­
ders dem Projekt von Boulogne treu blieb. Als Briand an die Regierung kam, än­
derte sich also die französische Politik nicht wirklich. Man muß weiterhin feststel­
len, daß sie sich in Übereinstimmung mit den alliierten Beschlüssen von Brüssel 
befand: In ihrem offiziellen Bericht vom 18. Januar befürworteten die alliierten 
Experten die Zahlung von fünf Jahresraten zu 3 Milliarden, solange bis die 
Schuld in der Größenordnung der Vereinbarung von Boulogne festgelegt sei101. Bei 

98 AE, Allemagne, vol. 457. 
99 Ebenda. 

100 Weill-Raynal, a. a. O., S. 555 f. 
101 Calmette, a. a. O., S. 364. 
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einer späteren Zusammenkunft einigten sie sich auch darauf, ihren Regierungen 

vorzuschlagen, der Kommission eine Zahl zu nennen, die der in Boulogne ver­

einbarten entspreche102. 

Wi r werden sehen, daß diese Lösung vom Ergebnis der Pariser Konferenz gar 

nicht so weit entfernt war. Vor Eröffnung dieser Konferenz zeigten sich Seydoux, 

D'Abernon und Delacroix aber noch ziemlich pessimistisch über die Möglichkeit 

eines Übereinkommens mi t Deutschland: 

„Die drei Delegierten waren sich einig, daß in der Frage der Reparationen auf 
gütlichem Wege mit Deutschland keine Verständigung möglich sei; man ist an 
einem Punkt angelangt, wo man es zwingen muß."103 

Seydoux hielt es also für notwendig, daß die Angelegenheit vorläufig nicht mehr 
nur auf Expertenebene, sondern von den Regierungschefs beraten werde, obwohl er 
einen Klimawechsel befürchtete und in einem Brief an Haguenin den Wunsch 
äußerte, die Konferenz möge seine Arbeit nicht „sabotieren". Der Geist von Brüs­
sel war sicher schon tot, auch nach Meinung seines Hauptverteidigers. 

I m Verlauf der Pariser Konferenz begann Doumer, die Bezahlung sämtlicher, 
auf 200 oder 210 Milliarden geschätzter Schäden in 42 Jahresraten zu 12 Milliar­
den Goldmark von Deutschland zu fordern. Dieser Vorschlag wurde von den ande­
ren Teilnehmern mit Erstaunen aufgenommen und provozierte eine ziemlich bis­
sige Rede von Lloyd George. Daraufhin legte aber Briand die wirkliche Hal tung 
Frankreichs dar: man solle sich auf drei oder fünf Jahresraten einigen, deren Zah­
lungsmodus die Experten von Brüssel festlegen sollten; ein Verfahren, das Chan­
cen für Seydoux' Vorschlag über die Sachleistungslieferungen offenhielt. Die Re­
parationskommission würde in kürzester Frist die Höhe der deutschen Schuld fest­
legen. — Wie wir sahen, waren die Experten und die französische Regierung der 
Ansicht, der Kommission eine vernünftige theoretische Zahl angeben zu können, 
um somit den schwierigen Vorgang der Abschätzung der Schäden abzukürzen. — 
Danach würde gemäß der Übereinkunft vom 11. November 1920 auf einer Kon­
ferenz der Alliierten und Deutschen eine Endregelung vereinbart werden104. Zu­
gleich erklärte Briand, daß Frankreich die Absprache von Boulogne nicht akzep­
tieren könne, durch die es übrigens entgegen den englischen Behauptungen, nicht 
gebunden sei. 

Ohne auf die Kontroverse eingehen zu wollen, die es darüber gab, möchten wir 
doch daran erinnern, daß alle französischen Projekte, deren Entwicklung wir ver­
folgt haben, die Übereinkunft von Brüssel als Kalkulationsbasis nahmen. Man kann 
also annehmen, daß die Hal tung Briands in diesem Punkt rein taktisch war. Dieser 
Eindruck wird noch verstärkt durch seine Bemerkungen über den Nutzen einer 
provisorischen Regelung, welche es erlaube, Zeit zu gewinnen und der französi-

102 Aufzeichnung Seydoux' vom 24 .1 . 21, AE, Bestand in Neuordnung. 
103 Ebenda. 
104 Tatsächlich war Briand noch viel stärker als sein Vorgänger bereit, die im Vertrag vorge­

sehenen Verfahrensweisen zu verlassen. 
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schen Öffentlichkeit die Notwendigkeit von Konzessionen zu erklären105. I n ihren 
Grundtendenzen lagen diese Erklärungen auf derselben, seit Herbst 1920 darge­
legten politischen Linie: Übereinkommen zwischen den Alliierten auf der Grund­
lage des Vorschlags von Boulogne; Konferenz mit den Deutschen; aber nach Fest­
legung der Schuld durch die Kommission entsprechend dem Vertrag; große Beweg­
lichkeit hinsichtlich des Zahlungsmodus; und in der unmittelbaren Folgezeit ein­
fach eine provisorische Regelung, um die öffentliche Meinung zu schonen. I m Ge­
gensatz zur allgemeinen Auffassung war also der Regierungswechsel in Paris prak­
tisch ohne Auswirkungen geblieben. 

Lloyd George war es vielmehr, der die Arbeit der Experten in Frage stellte, in­
dem er das Programm Briands zurückwies und forderte, die Alliierten sollten sich 
sofort über die gesamte Höhe der deutschen Schuld einig werden, um danach auf 
einer Konferenz der Regierungschefs mit Berlin zu verhandeln. Lloyd George kam 
damit auf seine ursprüngliche Hal tung zurück, die Pauschalsumme so schnell wie 
möglich festzulegen, ohne das Ergebnis der Arbeiten der Reparationskommission 
abzuwarten. Man muß hier darauf hinweisen, daß die im November ausgearbeitete 
Verfahrensweise, die es der Kommission ermöglichen sollte, die Höhe der Schäden 
noch vor der großen Konferenz zwischen Alliierten und Deutschen zu bestimmen, 
lediglich eine formale Konzession an die französischen Forderungen gewesen war. 
Es sei desweiteren daran erinnert, wie D'Abernon in Brüssel und dann in Paris mit 
Hilfe der Belgier versucht hatte, die Verhandlungen voranzutreiben, um zu einem 
endgültigen Plan zu kommen und wie er das Prinzip der vorläufigen Jahreszah­
lungen nur als einen Kompromiß angesichts der feindseligen Hal tung der Franzo­
sen angenommen hatte. Man m u ß also annehmen, daß für Lloyd George die Zu­
rückweisung des Plans einer provisorischen Zahlung die Durchsetzung des Pr in­
zips der Pauschalsumme und die Ausschaltung der Reparationskommission bedeu­
tete. Der Erfolg der Engländer war umso bemerkenswerter, weil er Briand zwang, 
Frankreich in einer indiskutablen Weise zu engagieren, indem er das Pariser Ab­
kommen unterzeichnen mußte, was bei dem vorausgegangenen Projekt von Bou­
logne nicht geschehen war. Dieser Erfolg wurde aber durch einen englischen Rück­
zug in einem anderen Punkt bezahlt: Ähnlich der Absichtserklärung von Boulogne 
hatte das Übereinkommen von Paris nur einen Präsentwert, wie wir noch näher 
darlegen werden. Wie schon mehrfach erwähnt, gaben die Engländer die Versuche 
nicht auf, die Höhe der deutschen Verpflichtung noch zu senken. Das von Briand 
verteidigte System der provisorischen Zahlungen verhinderte solche Kürzungen 
aber keineswegs. Warum wich also Lloyd George nun in der Frage der Höhe der 
Schuld zurück, abgesehen davon, daß er damit das Prinzip der Pauschalsumme 
durchsetzen konnte? 

Eine erste Erklärung bietet eine Unterredung zwischen Belgiern und Englän­
dern am Rande der Konferenz106. Daraus geht hervor, daß Lloyd George, beein-

105 DBFP, vol. XV, No. 8. 
106 Ebenda, No. 7. 



Die deutschen Reparationen und das Seydoux-Projekt 1920/21 265 

druckt von den Debatten in der Kammer und von der Haltung Doumers, zu der 
Einsicht gekommen war, das Projekt von Boulogne sei kompromittiert. Wenn man 
nun Frankreich dazu bringen könne, eine Abmachung von derselben Größenord­
nung zu unterschreiben, so könnte das unter diesen Bedingungen als ein Erfolg gel­
ten. Lloyd George täuschte sich aber, denn die französischen Politiker unterzeich­
neten nur das, was sie schon vorher anzunehmen bereit gewesen waren — allerdings 
viel früher als sie eigentlich gewollt hatten. 

Möglicherweise haben auch Überlegungen wirtschaftlicher Art eine Rolle ge­
spielt. England begann schon seit Ende 1920 unter den Auswirkungen der Welt­
wirtschaftskrise von 1921 zu leiden, während die deutschen Exporteure durch das 
Sinken der Mark begünstigt waren. Nun war aber eines der Hauptergebnisse der 
Pariser Abmachungen die Festlegung variabler Jahresraten (zusätzlich zu den 
festen Jahresraten), die 12 % der deutschen Exporte entsprechen sollten. Dieser Ge­
danke wurde auf der Konferenz von dem Belgier Jaspar vorgebracht107; in Wirk­
lichkeit stammt er aber von D'Abernon, der darüber am 24. und 26. Januar mit 
Doumer und Loucheur gesprochen108 und ihn dann Jaspar anläßlich der bereits er­
wähnten englisch-belgischen Unterredung vom 26. Januar dargelegt hatte109. Die 
Engländer betrachteten die am Export berechneten Jahresraten als eine regelrechte 
Steuer auf die deutschen Exporte. Die Italiener, die Belgier und Loucheur dagegen 
verstanden sie nur als eine Berechnungsgrundlage, stellten der deutschen Regie­
rung aber frei, woher sie diese Summe nehme. Übrigens wurde über diesen Punkt 
auf der Konferenz nichts entschieden110. Der Verdacht, daß England sich mit Hilfe 
dieser Steuer vor deutschen Exporten sichern wollte, scheint uns durch eine Bemer­
kung D'Abernons zu Simons nach der Konferenz bestätigt: das Sinken der Mark 
bringe das Risiko einer antideutschen protektionistischen Strömung mit sich, die 
das Übereinkommen von Paris mildern könne, was für Berlin nicht ohne Vorteil 
sei111. 

Es ist auch möglich, daß Lloyd George nun mehr als zuvor an deutschen Zah­
lungen interessiert war, da er im Gegensatz zum Frühjahr und Sommer 1920 
wenig Hoffnung mehr hatte, eine allgemeine Annullierung der interalliierten 
Schulden zu erreichen, die ja nicht ohne Zustimmung der Vereinigten Staaten 
möglich war112. 

Was war nun der finanzielle Inhalt des Abkommens von Paris? Die Zahlung 
fester Jahresraten, die bis 1963 allmählich von 2 auf 6 Milliarden Goldmark stei-

107 Weill-Raynal, a. a. O., S. 597. 
108 Viscount d'Abernon, An Ambassador of Peace, Bd. I, London 1929, S. 115 f., 118. 
109 DBFP, vol. XV, No. 7. 
110 Das französische Protokoll der Besprechung vom 28. Januar (in AE, Bestand in Neuord­

nung) ist in diesem Punkt genauer als das in den DBFP enthaltene. 
111 AA, WRep. 3, Bd. 10. 
112 Vgl. Weill-Raynal, a .a .O. , S. 605. Die Durchsetzung der Pauschalsumme ist unserer Mei­

nung nach das Hauptmotiv der Umkehr Englands. Die Konferenz hätte sogar beinahe die 
Reparationskommission aufgelöst, die nur erhalten wurde für den Fall der Zurückweisung 
des Übereinkommens von Paris durch die Deutschen. 
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gen sollten, und variable Jahresraten, die jeweils 12% der deutschen Exporte ent­
sprechen sollten. Mi t letzteren sollte der jeweiligen wirtschaftlichen Lage Deutsch­
lands Rechnung getragen werden; in Boulogne hatte man hierfür eine zweite 
Reihe von Jahreszahlungen vorgesehen, die gleichmäßig steigen und im voraus und 
nicht durch einen Prozentsatz festgelegt sein sollten. Der Gedanke, die Zahlungen 
dem wirtschaftlichen Wiederaufbau Deutschlands anzupassen, war also nicht neu, 
wurde aber im Pariser Übereinkommen sehr viel besser angewandt als in Boulogne. 

Der Präsentwert der in Boulogne vereinbarten Forderungen betrug 102 Milliar­
den Goldmark, jene des Pariser Übereinkommens konnte nicht festgestellt werden; 
man konnte nur theoretische Werte aufstellen, die von Mutmaßungen über die 
Entwicklung der deutschen Exporte ausgingen. Loucheur vertrat in der Kammer 
eine sehr optimistische Hypothese, derzufolge diese von 10 Milliarden im Jahre 
1921 auf 25 Milliarden ab 1932 steigen würden; auf dieser Grundlage betrug der 
Präsentwert des Pariser Übereinkommens 124 Milliarden Goldmark113. I m Ver­
lauf der bereits erwähnten Sitzung vom 28, Januar zeigten sich die Engländer hin­
sichtlich des Erlöses aus der 12%igen Abgabe viel optimistischer als die Belgier und 
Franzosen. Wir wollen dem Leser lange Rechnungen ersparen, man kann aber an­
nehmen, daß die englischen Schätzungen — die von ihren Par tnern noch als zu hoch 
angesehen wurden — einen Präsentwert von höchstens ca. 110 Milliarden Gold­
mark ergaben. Nun ist noch anzumerken, daß die tatsächlichen deutschen Exporte 
wesentlich geringer waren als die in Paris vorgebrachten Zahlen114. Wi r können 
deshalb also mit einigem Recht behaupten, daß der finanzielle Wert des Pariser 
Übereinkommens — im Gegensatz zu der bis heute geläufigen Annahme — nicht 
merklich verschieden war von dem des Projektes von Boulogne und daß sich die 
Teilnehmer der Konferenz dessen vollkommen bewußt waren. Die Ersetzung im 
voraus festgelegter Summen durch einen Prozentsatz erlaubte es vor allem, diese 
Tatsache der französischen Öffentlichkeit zu verheimlichen. Wi r wollen gewiß 
nicht behaupten, daß Deutschland von 1931 bis 1963 7 bis 8 Milliarden Goldmark 
hätte zahlen können. W i r stellen lediglich fest, daß die Pariser Abmachungen we­
der mehr noch weniger unrealistisch waren als das Projekt von Boulogne und im 
Grunde keine wesentlichen Veränderungen der offiziellen Hal tung der Alliierten 
brachten. Nur hinsichtlich der versteckten englischen Absichten und der Hoffnun­
gen, die Deutschland gerade darauf gründete, gab es eine Verschlechterung. Es sei 
noch hinzugefügt, daß die fünf ersten Jahresraten ungefähr den von den Experten 
in Brüssel vorgesehenen Summen entsprachen. 

Die Pariser Konferenz negierte die Resultate der Brüsseler Gespräche der Exper­
ten keineswegs, sondern beauftragte diese ausdrücklich, ihre Arbeit fortzusetzen 
und im Einvernehmen mit Deutschland den Anteil der Sachleistungen bei den 
ersten Jahresraten und die Art und Weise der Lieferungen festzulegen115. Die Ex­

113 Weill-Raynal, a.a.O., S. 558-560. 
114 Ebenda, S. 655. 
115 DBFP, vol. XV, No. 10 und 12. 



Die deutschen Reparationen und das Seydoux-Projekt 1920/21 267 

perten luden deshalb Bergmann ein, die Verhandlungen mit ihnen wieder aufzu­
nehmen, allerdings erfolglos116. Dieser Hauptpunkt des Seydoux-Plans wurde also 
nicht von den Alliierten, wohl aber von den Deutschen selbst in Frage gestellt. 

Dagegen hatte die unter dem Druck Lloyd Georges zustande gekommene Auf­
gabe der provisorischen Jahresraten und die Festlegung einer endgültigen Summe 
auf die öffentliche Meinung und die Regierung in Deutschland die von Seydoux 
vorausgesehene fatale Wirkung. Dies umso mehr, als das Pariser Übereinkommen, 
wie es Berlin mitgeteilt wurde, Garantien und Sanktionen für den Fall der Nicht­
einhaltung enthielt und eine alliierte Kontrolle der Zollgrenzen Deutschlands vor­
sah. Die Deutschen fragten sich zuerst, ob dies nicht einem Diktat gleichkäme, das 
ihnen keine wirklichen Diskussionsmöglichkeiten bei der Londoner Konferenz 
ließe, zu der Briand sie im Namen der Alliierten im gleichen Brief vom 29. Januar 
einlud, mit dem er sie über die in Paris getroffenen Entscheidungen informierte117. 
Tatsächlich war man sich aber auf alliierter Seite darüber einig, daß die Pariser 
„Vorschläge" hinsichtlich der Reparationen im Unterschied zu den „Beschlüssen" 
über die Entwaffnung Gegenstand eines auszuhandelnden Übereinkommens mit 
Deutschland sein sollten, da sie mit der durch den Versailler Vertrag definierten 
Verfahrensweise nicht konform waren118. Man beeilte sich, dies den Deutschen zu 
verstehen zu geben119, aber es bleibt die Tatsache bestehen, daß der Brief Briands 
in diesem Punkt weniger deutlich war als es wünschenswert gewesen wäre. Zwei­
fellos ist das auf die Eile und das Durcheinander zurückzuführen, die Gipfeltref­
fen von Regierungschefs, die über technische und juristische Details mehr oder 
weniger schlecht informiert sind, mit sich bringen. Eine anfängliche Verwirrung 
der Deutschen, zwar verständlich aber bedauerlich, hätte leicht vermieden werden 
können, wenn man betont hätte, daß man sich nicht von der im November 1920 
beschlossenen Verfahrensweise entfernen wolle und daß die Londoner Konferenz 
denselben Zweck haben solle wie die ursprünglich in Genf vorgesehene. 

Während der folgenden Tage entfaltete D'Abernon eine große Aktivität, um 
den Deutschen die guten Seiten der Pariser Übereinkunft klarzumachen. Er konnte 
sie daran erinnern, daß sie selbst es ja immer gewünscht hätten, ihre gesamten Ver­
pflichtungen schnell festgelegt zu sehen120. Angesichts ihrer Weigerung, die Dis­
kussion zwischen Experten in Brüssel weiterzuführen, schlug er ihnen andererseits 
wiederholt vor, offiziöse Gespräche vor der Zusammenkunft in London stattfinden 
zu lassen, um die deutschen Gegenvorschläge zu prüfen121. Er ließ dabei durch­
blicken, daß man die Gesamthöhe der Verpflichtungen noch diskutieren könne122. 

116 Calmette, a. a. O., S. 384-391. 
117 Rede Simons vor dem Reichstag am 1. Februar 1921; DBFP, vol. XI, S. 457 und 461; Brief 

Briands in Calmette, a. a. O., S. 378-381. 
118 DBFP, vol. XV, No. 9. 
119 DBFP, vol. XI, S. 465. 
120 Ebenda, S. 458. 
121 Ebenda und S. 465 und Note vom 14. Febr., AA, RM 5 d, und Note Cunos vom 19. Febr., 

AA, RM, 5 c, Bd. 1. 
122 Aufzeichnung Simons vom 7. Febr., AA, WRep. 3, Bd. 10. 
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Die Franzosen wünschten zwar die sofortige Wiederaufnahme der technischen Ge­
spräche in Brüssel123, waren aber gegen D'Abernons Vorschlag offiziöser Gespräche, 
in denen sie eine Möglichkeit für England sahen, das Pariser Übereinkommen wie­
der in Frage zustellen124. 

Als der erste Augenblick der Bestürzung vorüber war, versuchte Simons vor al­
lem, den Dialog mit der Entente wieder aufzunehmen — trotz des Abbruchs der 
Besprechungen in Brüssel. Er veranlaßte den Ministerrat am 4. Februar, D'Aber­
nons Vorschlag offiziöser Gespräche zu akzeptieren125. Auch schien er eine wenig­
stens teilweise Rückkehr zu Seydoux' Projekt, besonders zur Idee der Besprechun­
gen zwischen den Industriellen, zu wünschen126. Das Auswärtige Amt bereitete sei­
nerseits den Entwurf eines Runderlasses vor, der den deutschen Vertretern im Aus­
land darlegen sollte, daß die Abgabe von 12% im Grunde dem Projekt des Wirt­
schaftsindex entspreche wie er von den Alliierten auf der Konferenz von Spa prä­
sentiert worden war, und daß es gut wäre, diese Frage noch zu vertiefen127. Sehr 
bald wurde diese Richtung aber wieder verlassen: trotz wiederholter Anfragen 
D'Abernons, noch am 21. Februar, fanden keine offiziösen Gespräche statt128. Das 
erwähnte Zirkular wurde schließlich doch nicht verschickt; und seit dem 7. Fe­
bruar wollte Simons auch nicht mehr an das Seydoux-Projekt anknüpfen, wenig­
stens nicht, bevor er seinen Gegenplan in London vorgebracht habe129. Der Verein 
Deutscher Eisen- und Stahlindustrieller ließ ihn übrigens am 24. Februar wissen, 
die Zeit sei noch nicht gekommen, mit der französischen Eisenindustrie Verträge 
zu schließen; das deutsche Potential sei noch nicht wieder hergestellt und man 
müsse warten, bis man in einer entsprechenden Machtstellung sei. Die Ruhrindu­
strie bestätigte damit ihre bereits gezeigte oppositionelle Haltung gegenüber den 
französischen Projekten130. 

Man erinnert sich wohl daran, daß die Berliner Zustimmung zum Seydoux-Plan 
zu einem großen Teil taktischer Natur gewesen war. Es ist also weniger erstaun­
lich, daß die deutsche Regierung nach einigen Tagen freiwillig die noch bestehen­
den Möglichkeiten verwarf, einen Teil der Arbeit der Brüsseler Experten zu retten, 
und sich auf einen ganz anderen Weg begab. Sie verschlechterte damit unbestreit­
bar eine Situation, die bereits durch die Pariser Konferenz erschwert worden war. 
Man begann nun das Gegenprojekt vorzubereiten, das in London so schlecht aufge­
nommen werden und das die Märzkrise von 1921 und die Besetzung von Ruhrort, 
Duisburg und Düsseldorf auslösen sollte131. Dieser Plan sah 30 Zahlungen von je 

123 Note vom 2. Febr. nach Berlin, AE, Allemagne, vol. 457. 
124 Aufzeichnung Seydoux' vom 19. 2., AE, Allemagne, No. 459. 
125 Akten der Reichskanzlei, Das Kabinett Fehrenbach, a. a. O., Nr. 169. 
126 Tel. Laurent vom 5. Febr., AE, Allemagne, No. 458. 
127 AA, WRep. 3, Bd. 9. 
128 Brief Cunos an Simons vom 21. 2., ebenda, Bd. 10. 
129 Kabinettsitzung vom 7. Febr., BA, R. 43/1 und Brief Simons an Müller, Gesandten in Bern, 

vom 9. Febr., AA, RM 23, Bd. 1. 
130 AA, RM 5, Bd. 1. 
131 Bergmann, a. a. O., S. 85. 
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1 Milliarde Goldmark vor, das war die von Anfang an von den Deutschen festge­
legte Summe. Gleichzeitig beschloß man, eine internationale Pressekampagne ge­
gen das Pariser Übereinkommen zu eröffnen132 und bat die Amerikaner um Inter­
vention138. Diese Maßnahmen könnten darauf schließen lassen, daß sich die Deut­
schen bewußt auf eine Krise mit den Alliierten einstellten. Unserer Meinung nach 
ist es aber mehr die Konsequenz von Illusionen, die man sich in Berlin über die da­
malige angelsächsische öffentliche Meinung, den Einfluß Keynes' (den Simons ge­
legentlich zitierte) und über die amerikanische Politik machte. In der Tat enthüllt 
der Brief von Simons an Müller vom 9. Februar in aufschlußreicher Weise die Ber­
liner Hintergedanken. Simons war der Ansicht, sein Plan internationaler Anlei­
hen, deren den Alliierten zufließender Ertrag es diesen ermöglichen sollte, unmit­
telbar ihren in- und ausländischen Verpflichtungen nachzukommen, stelle eine 
deutsche Konzession dar, da es ihm viel schwieriger erschien, in der Folge Erleich­
terungen auf die im privaten Bereich investierten Anleihen zu erhalten als für 
einen rein staatlichen Reparationsplan. Im Austausch dafür wollte man eine Revi­
sion des Versailler Vertrags und ein neutrales Gericht für eine Untersuchung der 
Kriegsschuldfrage verlangen. Danach könne man desweiteren die Reparations­
kommission veranlassen, ihre Beschlüsse entsprechend der verringerten deutschen 
Verantwortlichkeit zu ändern. Man kann hier nur den völligen Irrealismus dieses 
Plans feststellen, dessentwegen Berlin darauf verzichtete, wenigstens den Teil des 
Projekts von Seydoux und seinen Brüsseler Kollegen zu bewahren, der Reparatio­
nen in Sachleistungen und deren Integration in den deutschen Außenhandel vor­
sah. 

Entgegen dem Eindruck zahlreicher Beobachter gab es im Dezember 1920 keine 
Chance, das Problem der Reparationen total zu lösen — auch nicht durch die An­
strengungen der in Brüssel versammelten Experten —, denn die alliierten Forde­
rungen bewegten sich, selbst wenn sie weniger streng waren als bestätigt wurde, in 
Größenordnungen, die Deutschland nicht einen Augenblick lang in Erwägung zu 
ziehen bereit war, auch nicht für ein Provisorium von fünf Jahren. 

Hingegen schien zumindest zeitweise ein Übereinkommen nach den von Seydoux 
vorgeschlagenen Methoden möglich gewesen zu sein, die die Reparationen soweit 
wie möglich in den deutschen Außenhandel einbeziehen wollten. Das Problem des 
Transfers sollte umgangen werden, indem man die Schuld des Reichs gegenüber 
den Geschädigten in Zahlungen umwandelte, die von der Regierung den deutschen 
Industriellen in Papiergeld zu leisten waren. Um die Gefahr einer Inflation zu ver­
hindern, die die Bezahlung dieser dem deutschen Verbrauch entzogenen Produkte 
mit sich bringen würde, war natürlich eine strenge Finanz- und Sozialpolitik der 
Reichsregierung notwendig. Auch dieses Kernproblem wurde in Brüssel erörtert. 

132 In der Kabinettsitzung vom 4. Februar 1921. 
133 Seit Mitte Februar, durch Vermittlung der deutschen Botschaft in Rom, AA, WRep. 3, 

Bd. 10. 
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Seydoux bemühte sich außerdem, die deutschen Industriellen zur Rückführung der 
Devisen zu veranlassen, die ihnen ihre Exporte einbrachten134, auch das war ein 
wesentliches Thema der Konferenz. Man hätte in dieser Richtung zweifellos etwas 
erreichen können, wenn es zu Abmachungen zwischen Industriellen-Gruppen ge­
kommen wäre. 

Der Mißerfolg ist auf die ständige Versuchung der deutschen Regierung zurück­
zuführen, sich hinter dem Rücken Frankreichs mit den Engländern zu verständi­
gen. Dadurch wurde die Bedeutung des französischen Projekts unterschätzt und 
gleichzeitig die Unterstützung überbewertet, die Großbritannien Deutschland zu 
gewähren gewillt war. Der Mißerfolg ist aber mindestens ebenso sehr den deut­
schen Industriellen anzulasten135, die nichts unternehmen wollten, was die Wieder­
herstellung ihrer Machtposition hätte gefährden können. Man m u ß allerdings ein­
räumen, daß sie viel besser als ihre Regierung die Hintergedanken der Franzosen 
erfaßt hatten, die auf dem Umweg über solche Abmachungen und die Reparations­
zahlungen ihren industriellen Rückstand gegenüber dem Reich aufzuholen such­
ten. 

Nichtsdestoweniger wurde eine unverhoffte Gelegenheit vertan: die französisch­
deutschen Übereinkünfte vom Herbst 1921 in Wiesbaden, die auf weit bescheide­
nerer Grundlage die Lieferungen in Sachleistungen zu regeln suchten, sollten auf 
eine heftige Opposition von Seiten Englands, Belgiens und der französischen Indu­
strie stoßen136. Man befand sich zu jenem Zeitpunkt mitten in der Wirtschaftskrise 
der Nachkriegszeit, was jede Übereinkunft, die möglicherweise den Export deut­
scher Produkte begünstigte, sehr schwierig machte. Sehr bald wurde es zu spät, um 
zu verhindern, daß die Reparationsfrage mehr und mehr zu einem ausschließlich 
finanziellen Problem und damit immer abhängiger von den angelsächsischen Ban­
ken und dem Zufluß amerikanischer Kredite wurde. Man kann nicht umhin, sich 
zu fragen, ob ein anderes, auf wirtschaftliche und zollpolitische Abmachungen und 
industrielle Verständigung gegründetes, geographisch und wirtschaftlich auf 
Frankreich und Deutschland konzentriertes System dem allgemeinen Interesse 
Europas nicht besser gedient hätte. 

134 AE (Bestand in Neuordnung), Aufzeichnung vom 15. Februar. 
135 Nach Seydoux' Meinung waren sie die Hauptverantwortlichen für das Scheitern, wie er 

einem Mitglied der deutschen Botschaft am 17. März mitteilte, AA, WRep. 3 A, Bd. 2. 
136 Weill-Raynal, a. a. O., Bd. II, Kapitel XX. 



SANDER A. DIAMOND 

ZUR TYPOLOGIE 

D E R A M E R I K A D E U T S C H E N NS-BEWEGUNG 

Die erste Ortsgruppe der NSDAP in den Vereinigten Staaten — und die erste über­

seeische Gruppe der jungen Partei überhaupt —, wurde im Herbst 1922 in Bronx 

County gegründet. Sie war nu r eine der mehr als dreißig rechtsradikalen Ver­

einigungen, die zwischen 1921 und 1933 von deutschen Nachkriegseinwanderern 

organisiert wurden und ihre Mitglieder aus dem großen Kreis ihrer Gefährten 

rekrutierten1 . Diese Neigung neu Eingewanderter, eigene Verbände zu bilden, 

statt sich den nach dem Krieg großenteils wieder aufgebauten, weitgehend kul­

turell orientierten deutsch-amerikanischen Gruppen anzuschließen, dürfte meh­

rere Ursachen haben: Sie unterschieden sich wesentlich von den 5,5 Millionen 

Deutsch-Amerikanern; sie gehörten zu einer anderen Generation als die Vor­

kriegseinwanderer, hatten den Krieg und den Zusammenbruch des Kaiserreichs in 

Deutschland erlebt und glaubten, zur Auswanderung gezwungen worden zu sein. 

Auch war ihre Schichtung ungewöhnlich. Neben ehemaligen Kriegsteilnehmern 

kamen Mitglieder der NSDAP und der Freikorps, „Weimar-Flüchtl inge", Prole­

tarier und durch die Inflation verarmte Mittelstandsangehörige. 

Der zweifellos wichtigste dieser neuen deutschen Verbände war die am 12. Ok­

tober 1924 in Detroit gegründete „Nationalsozialistische Vereinigung Teutonia"2 . 

Einer ihrer Gründer, Fritz Gissibl, kam im Dezember 1923, mit noch nicht ganz 

21 Jahren, nach den USA. Einige Monate später folgten ihm seine Brüder Peter 

und Andreas. Fritz Gissibl, aus einer kleinbürgerlichen Nürnberger Familie stam­

mend, war zwar infolge seiner Jugend nicht mehr zum Kriegsdienst eingezogen 

worden, aber alt genug, um die Niederlage bewußt mitzuerleben. Wie viele seines 

1 Von 1919 bis 1933 kamen 430 000 deutsche Einwanderer in die USA. 
2 Zur Entwicklung der „Teutonia" siehe Sander A. Diamond, The Years of Waiting, National 

Socialism in the United States, 1922-1933, in: American Jewish Historical Quarterly LIX 
(1970), S. 256-71; ders., The Nazi Movement in the United States 1924-1941, Ithaca 1974; 
Hans-Adolf Jacobsen, Nationalsozialistische Außenpolitik 1933-1938, Frankfurt 1968, 
S. 528 ff., und Arthur L. Smith jr., The Deutschtum of Nazi Germany and the United States, 
den Haag 1965, S. 61 f. Die nachstehenden Angaben wurden vom Verfasser größtenteils aus 
persönlichen Aufzeichnungen und Briefen von mehr als dreihundert deutschen Einwande­
rern zusammengestellt, die gegen Ende der Dreißigerjahre aus den USA nach Deutschland 
zurückgekehrt waren. — Das Gründungsjahr der „Teutonia" ist umstritten. Im Jahrbuch des 
„Amerikadeutschen Volksbunds" für 1938 ist das oben angeführte Datum genannt. Das 
amerikanische Justizministerium gibt 1923 als Gründungsjahr an. Die Unklarheit ist darauf 
zurückzuführen, daß die deutschen NS-Verbände in den Vereinigten Staaten bestrebt waren, 
ihre Gründung in eine Zeit vor dem Novemberputsch 1923 zu verlegen. Siehe dazu Severin 
Winterscheidt (Hrsg.), Kämpfendes Deutschtum, Jahrbuch des AV, New York 1938, S. 3. 
Vgl. Otto Lohr, Denkschrift für Atlas Projekt, in: National Archives, Washington, D.C., Ger-
man Records, Akten des Deutschen Auslandsinstituts, Mikrofilm T-81, Rolle 620, Bl. 5415464. 
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Alters fühlte er sich als Angehöriger einer „verlorenen Generation" und war über­
zeugt, daß der Zusammenbruch des Kaiserreichs den verräterischen Umtrieben der 
Juden und Kommunisten zu verdanken sei. Im Sommer 1925 befreundete er sich 
mit dem gleichgesinnten neunzehnjährigen Walter Kappe, der im vorausgegange­
nen März in die Staaten gekommen war — aus welchem Grunde blieb wie im Falle 
der Brüder Gissibl unklar. Kappe war immerhin schon 1923 Mitglied der NSDAP, 
Fritz Gissibl trat der Partei erst im Oktober 1926 bei. 

Andere Organisatoren der „Teutonia" waren Alfred Ex, Frank von Frieders-
dorff und Josef (Sepp) Schuster, der am Novemberputsch beteiligt gewesen war3. 
Detroit hatten sie zum Sitz der Vereinigung ausersehen, weil in diesem Zentrum 
der Automobilindustrie mit Mammutunternehmen wie Ford und General Motors 
die modernen Massenfertigungsmethoden viele Arbeitsplätze für angelernte und 
ungelernte Arbeiter geschaffen hatten, die z. T. mit deutschen Einwanderern be­
setzt wurden. 

Ihre Anschauungen verbreitete die „Teutonia" durch primitive Handzettel, 
Broschüren und die schlecht geschriebene Zeitung „Vorposten" (mit dem Unter­
titel „Nachrichten der deutschen Freiheitsbewegung in den Vereinigten Staaten")4. 
Ihre ideologischen Botschaften entnahmen sie der sich allmählich entwickelnden 
nationalsozialistischen Lehre, angepaßt an die Erfordernisse der neuen Umgebung. 
In deutscher Sprache wurden die eingewanderten Deutschen zum Eintritt in die 
„Nationalsozialistische Freiheitsbewegung" aufgefordert und ihnen erklärt, alle 
ihre Probleme hätten damit begonnen, daß die „jüdische Internationale" das 
Vaterland zur Unterzeichnung des Waffenstillstands verleitet habe. Anschließend 
schilderte das Blatt die sogenannte „Wahrheit über Deutschland". Walter Kappe 
als Redakteur publizierte Hitlers verächtliche Äußerungen über das Weimarer 
„System" und entwarf ein düsteres Bild der entehrten und geschändeten Heimat, 
preisgegeben den „Ostjuden" und Kommunisten, die vom „jüdischen Moskau" 
kontrolliert würden. Doch in Deutschland keimten die Lehren jenes Mannes Adolf 
Hitler, und bald würden die „echten deutschen Männer" die Macht ergreifen und 
kurzen Prozeß machen mit der Republik, den Juden, den Kommunisten und den 
Novemberverbrechern. Wenn die Bewegung schließlich die „Außenseiter" aus­

über Gissibls Jugend und die Tätigkeit in den Zwanzigerjahren siehe Akten der Kamerad­
schaft USA, Zentrale der Kameradschaft, Deutsches Auslandsinstitut, Stuttgart, in: National 
Archives, Washington, D.C. (künftig: NA), Akten der NSDAP, Mikrofilm (künftig MF) 
T-81/141/179577 ff., 142/179978; vgl. auch: Politischer Lebenslauf des Parteigenossen Fritz 
Gissibl, 5. 3. 1938, geschrieben für die Personalkanzlei im Persönl. Stab des Reichsführers 
SS, in: Berlin Document Center (künftig BDC), Fritz Gissibl Folder. Über Schuster siehe 
Bericht über Pg. Josef (Sepp) Schuster, in: NA, Akten NSDAP, M F T-81/139/177680, und 
den „Personalfragebogen" vom 15. 6. 1937 in BDC, Josef Schuster Folder. Über Alfred Ex 
vgl. a .a .O. MF T-81/141/178307, über Walter Kappe ebenda T-81/349/5078211 ff. 
Exemplare des „Vorposten" und anderer Veröffentlichungen der „Teutonia" in Hoover 
Institution, Stanford Univ., California (künftig: HI), Bestand NSDAP-Hauptarchiv, Mikro-
film-Folders 694-696, Rolle 35; interessant ist eine Festnummer des „Vorposten" vom 
20. 4. 1931 zu Ehren von Hitlers 42. Geburtstag in Folder 696. 



Zur Typologie der amerikadeutschen NS-Bewegung 273 

gemerzt habe, werde ein neues Deutschland geboren, sein Stern würde steigen und 
zur Wiedergeburt des Deutschtums in aller Welt führen. Aufgabe der „Teutonia" 
sei es, die „nationalsozialistische Idee" in Amerika zu verwurzeln. Damit war frei­
lich nicht ganz Amerika gemeint, nicht einmal Deutsch-Amerika, sondern — so 
Kappe — das „Reichsdeutsche Amerika", d.h. die in den USA lebenden Reichs­
bürger. 

Dieses Letztere ist sehr wichtig. Ursprünglich gaben die Führer der „Teutonia" 
dem Nationalsozialismus keine Zukunft in den Vereinigten Staaten und betrach­
teten sie daher nur als ihr vorübergehendes Domizil auf der Flucht vor dem 
„Weimarer System". Sie hofften, nach Deutschland zurückzukehren, sobald Hitler 
die Macht übernommen habe. Da sie sich als temporäre Vereinigung in einem 
wohlhabenden Land verstanden, hielten sie es für ihre Pflicht, der Partei inzwi­
schen Geld zu schicken. Der Ankauf einer Druckerpresse, einer Menge national­
sozialistischer Embleme und Ausrüstungsgegenstände, eines viktorianischen Hau­
ses in Chicago und die an Hitler adressierten Schecks lassen darauf schließen, daß 
die „Teutonia" noch andere Geldquellen als die Mitgliedsbeiträge hatte. Für die 
Behauptung, Henry Ford habe die Gruppe finanziell unterstützt, gibt es allerdings 
keine Beweise5. Die Gelder stammten offenbar von Mitgliedern, die in den Ford-
Werken und anderen Betrieben angestellt waren. Darauf deutet auch eine Post­
karte hin, die Hitler im Mai 1925 an Fritz Gissibl schrieb, um sich für das gene­
röse Geburtstagsgeschenk zu bedanken: „Würden die Wohlhabenden unter den 
Deutschen und Auslandsdeutschen im gleichen Verhältnis für die Bewegung op­
fern, stände es bald anders um Deutschland"6. Gissibl und seine Gefolgschaft ge­
hörten zwar nicht zu den „Wohlhabenden", aber während der nächsten acht Jahre 
schickten sie der NSDAP Beiträge unbekannter Höhe. Eine Spende von 500 Mark 
wurde zur Deckung der Fahrspesen von SA-Männern zum Parteitag 1929 ver­
wendet7. Noch 1932 schrieb Goebbels namens der Berliner Parteigenossen an die 
„Teutonia" einen Dankbrief für zahlreiche „Überweisungen"8. 

Obwohl die „Teutonia" sich erst entwickelte, als die Einwanderer die Folgen der 
beginnenden Wirtschaftskrise zu spüren bekamen, war sie bis 1930 organisatorisch 
und weltanschaulich gefestigt. Auch wurde sie bis zu dieser Zeit von den übrigen 
nationalsozialistischen Organisationen geduldet. Das änderte sich grundlegend im 

5 Weder die Akten der NSDAP noch, die Akten des Auslandsinstituts enthalten Hinweise, 
die diese Behauptung stützen würden. Die meisten Behauptungen solcher Art erschienen 
wahrend der Dreißigerjahre in jüdischen und antifaschistischen Publikationen. Siehe Col-
lection of Anti-Semitic Material, Noah Greenberg Collection, The YIVO Institute for 
Jewish Research. - Tiber erfolglose Annäherungsversuche der NSDAP an Ford durch Kurt 
Lüdecke in den Aufbaujahren der Partei siehe Kurt Lüdecke, I knew Hitler, New York 
1937, S. 200. 

6 Hitler an F. Gissibl, 20. 5.1925, in: NA, Akten NSDAP, M F T-81/144/183160. 
7 Münchner Hauptquartier der NSDAP an Gissibl, undatiert, ebenda, T-81/144/183165. 
8 Goebbels an Andreas Gissibl, 13. 7. 1928, und Goebbels an „Teutonia", 1932, ebenda T-81/ 

144/183162-64. Andreas' Name erscheint in mehreren Dokumenten der Jahre vor 1930, 
danach nicht mehr. Möglicherweise hat er die Bund-Bewegung wieder verlassen. 
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Sommer 1930. Während in Deutschland auf den Streit zwischen Hit ler und Otto 
Strasser im Frühjahr und Frühsommer eine Periode folgte, in der „innerparteiliche 
Streitigkeiten in Erwar tung der Machtübernahme in den Hintergrund traten"9 , 
verlief die Entwicklung in den Vereinigten Staaten umgekehrt. Nun , da Hitlers 
Sieg wahrscheinlich wurde, wollte „Teutonia"-Führer Gissibl der Münchener 
NSDAP-Zentrale seine Vereinigung als einzig wahrhafte nationalsozialistische 
Vertretung in den USA präsentieren. Das stieß auf den Widerstand einiger hun­
dert Parteigenossen, die in den Vereinigten Staaten lebten und der „Teutonia" 
nicht beigetreten waren, sondern in Städten mi t zahlreichen deutschen Einwande­
rern eigene, sehr lose Gruppen gebildet hatten. Sie erklärten, die „Teutonia", die 
großenteils aus Nicht-Pgs bestehe, sei niemals als zur Partei gehörend anerkannt 
worden, und sie beanspruchten für sich, die Urzelle einer echten NS-Bewegung zu 
sein. Diesen Anspruch erhoben Mitglieder der Gruppe New York kurz nach der 
Gründung der Auslandsabteilung der NSDAP im Mai 1931 bei deren Leiter, 
Dr . Hans Nieland. In einer Sofort-Entscheidung, die für die junge NS-Bewegung 
in den Vereinigten Staaten von größter Bedeutung war, überging Nieland die 
„Teutonia" und erklärte die Gruppe New York zur offiziellen Ortsgruppe New 
York eines Gaues USA der NSDAP. Bereits im Juni eröffnete der Gau USA 
Zweigstellen in Seattle, Detroit, Milwaukee und Chicago. I m September hatte der 
Gau mehr als 1500 Mitglieder und in Chicago eine Frauengruppe unter Leitung 
der Frauenschaftsführerin Mar tha Schneider. 

Die Entscheidung Nielands stürzte die „Teutonia" in helle Verzweiflung. Nie­
land hatte nicht nur die „Teutonia" als mögliche Basis für den Aufbau des Gaues 
USA verworfen, sondern auch eine Lage geschaffen, in der sich die Parteimit­
glieder aus der „Teutonia" zurückzogen, da sie der „echten" NS-Bewegung ange­
hören wollten. Nun standen Fritz Gissibl zwei Wege offen: E r konnte entweder 
die „Teutonia" dem neu geschaffenen Gau USA als Stützpunkt eingliedern oder 
sich des amerikanischen Sitzes der NSDAP in New York bemächtigen. E r wählte 
einen dritten Weg. E r wartete sechs Monate und beobachtete die Entwicklung 
der chaotischen Zustände in der New Yorker NSDAP. Dort hatte Karl Neu­
mann Hans Stolzenberg als Führer verdrängt, war aber von Nieland nicht be­
stätigt worden. So hatte Neumann, der Anfang April 1932 auch den Sitz seiner 
Organisation innerhalb des New Yorker Bezirks Yorkville verlegte, eine dritte 
NS-Partei geschaffen, da sowohl die „Teutonia" wie die am alten Sitz ver­
bliebenen Mitglieder des offiziell anerkannten Gaues sich als legitime Organi­
sation verstanden. Diese Zeit, in welcher der Gau ohne anerkannte Führung war, 
schien Gissibl zur Erneuerung seines Anspruchs günstig, — indem er darauf ver­
wies, die „Teutonia" sei der einzige gut organisierte Verband der NSDAP in den 
Vereinigten Staaten. Indes kam vom Nieland-Büro in Hamburg die Nachricht, 
Nieland habe, um den innerparteilichen Streit zu beenden, den P g Paul Manger, 
einen erwerbslosen Pförtner, zum Führer des Gaues USA ernannt10 . 

9 Joseph Nyomarkay, Charisma and Factionalism in the Nazi Party, Minneapolis 1967, S. 103. 
10 Karl Neumann an Rolf Hoffmann (Auslandspresseamt der NSDAP) 23. 1.1934, in: NA, 
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Die Ernennung Mangers zerstörte zunächst die Ambitionen derer, die den Gau 
USA zu führen hofften. Die „Teutonia" blieb selbständig und hatte zur Zeit 
des Machtantritts Hitlers Zellen in Chicago, Milwaukee, New York und Cin-
cinnati mit angeblich 500 Mitgliedern11. Neumann kehrte zum Gau USA 
zurück, der sich bis Mai 1932 stabilisiert hatte. Jeden Sonnabend wurden Ver­
sammlungen mit 80 bis 90 Teilnehmern, nach Verschärfung der Wirtschaftskrise 
mit höchstens 45 Teilnehmern, veranstaltet. Da „die meisten Pgs erwerbslos 
waren", lebten viele aus Ersparnisgründen in Wohngemeinschaften. Neumann 
zufolge waren die aktiv gebliebenen Mitglieder überzeugte Nazis, die mit ihrer 
Zeit nichts anderes anfangen konnten als für den Gau unentgeltlich zu arbeiten. 
I m November 1932 entschlossen sie sich trotz knapper Geldmittel zur Herausgabe 
einer Zeitung, „Amerikas Deutsche Post", die sich vom „Vorposten" der „Teuto­
nia" kaum unterschied. Es gibt keinen Beweis dafür, daß die NSDAP das Blatt 
finanziell unterstützte, aber die Hamburger Auslands-Abteilung versorgte es mit 
Aufsätzen. Jeder Nummer war ein Exemplar des „Deutschen Beobachters" bei­
gelegt, der Übersee-Ausgabe des Völkischen Beobachters. 

Das für die Bewegung bedeutsame Jahr 1932 brachte auch Gissibls Entschei­
dung, die „Teutonia" zu liquidieren. Da die NSDAP sie nicht anerkannt hatte, 
waren viele Mitglieder abgesprungen und ebenfalls in die Reihen des Gaues USA 
getreten. Außerdem war Gissibl klar geworden, daß jede gewaltsame Übernahme 
der New Yorker Parteizentrale nicht nur neuen internen Streit zur Folge hätte, 
sondern auch seine früheren Anhänger abstoßen und ihn selbst der NSDAP ent­
fremden würde. Dazu kam, daß die Städte, in denen Gissibl eine Gefolgschaft auf­
gebaut hatte — Detroit, Chicago, Milwaukee — von den aus Deutschland kommen­
den Dampfern nicht angelaufen werden konnten. Doch eben jene Dampfer brach­
ten der Bundesleitung in New York das Geld und die Propagandaschriften. 

1932 war aber vor allem deshalb so wichtig, weil die NSDAP begann, den Gau 
USA nicht mehr als temporäre Gruppierung, sondern als ständigen Stützpunkt an­
zusehen, und weil New York sich rasch zum Zentrum der künftigen nazistischen 
Bund-Bewegung entwickelte. Dies veranlaßte Gissibl, Kappe und Schuster zur 
Revision ihrer Ansicht, die Vereinigten Staaten seien nu r vorübergehende Wahl -

Akten NSDAP, M F T-81 /27/ 24505-08; vgl. auch Schreiben Alfred Erinn an Hans Nie­
land vom 2. 2. 1931, ebenda, MF T-81/147/197889. Über Gissibls Versuche, die „Teutonia" 
an die deutsche NSDAP anzuschließen, siehe die Schreiben von Reichsschatzmeister 
Schwarz vom 12 .1 . 1931 und G. Strasser vom 14. 4. 1931 an Fritz Gissibl, in: Gissibl Fol-
der,BDC. 

11 Schreiben Karl Neumann, an Rolf Hoffmann vom 23. 1. 1934, in: NA, Akten NSDAP, M F 
T-81/27/24505. Die genaue Mitgliederzahl wird vermutlich niemals festzustellen sein, da 
die Mitgliederlisten von den Führern „aufgefüllt" wurden. Die obige Angabe stützt sich 
auf Schätzungen des amerikanischen Justizministeriums Ende der Dreißigerjahre; siehe 
Summary Report of United States Department of Justice, Criminal Division, Teil I., Origin 
and History; für die Überlassung dieser und weiterer im Folg. aufgeführten Dokumente 
möchte der Verfasser der B'nai B'rith Library, New York City, danken. 
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heimat. Nach 1932 betrachteten sie die Bewegung als bleibenden Teil der NSDAP 
auf amerikanischem Boden12. 

Unabhängig von der „Teutonia" und ähnlichen Gruppen wurde in den Zwan­
zigerjahren ein bemerkenswerter Versuch unternommen, nicht nur die deutschen 
Einwanderer, sondern vor allem die „deutschstämmigen" Amerikaner zusammen­
zufassen, und zwar von Edmund Fürholzer13, der vor seiner Auswanderung in die 
USA im Dezember 1926 Geschäftsführer des rechtsradikalen Reichslandbundes 
gewesen war. Er gewärtigte ein Gerichtsverfahren wegen Veruntreuung, war er­
werbslos und haßte die Weimarer Republik. In New York landete Fürholzer völlig 
mittellos14. Indes war er ein geschäftiger Projektemacher, Opportunist und Men­
schenkenner. Zwischen 1926 und 1928 wurde er mit Leuten bekannt, die zum Teil 
recht wohlhabend waren und seine rechtsradikalen Ansichten teilten, doch keinen 
politischen Einfluß hatten. Sie saßen im „Deutschenviertel" Yorkville und be­
klagten gemeinsam das Schicksal Deutschlands und Deutsch-Amerikas. Fürholzer, 
mit gutem Gespür für ihr Unbehagen und auf verzweifelter Suche nach Einkünf­
ten, machte etwa 1927 einigen von ihnen den Vorschlag, gemeinsam ein deutsch­
sprachiges Blatt herauszugeben, um „die Wahrheit" über die Weimarer Republik 
und den Versailler Vertrag zu verbreiten. 1928 begann diese Gruppe, die „Deut­
sche Zeitung" zu publizieren15. Während der ersten Monate ihres Erscheinens hatte 
die Zeitung keinen Erfolg und die hohen Druckkosten schienen sich nicht zu loh­
nen. Im Laufe des Jahres fand sie jedoch einen unerwarteten Gönner in der Person 
des reichen „Colonel" Edwin Emerson, der ein erklärter Anhänger Hitlers wurde 
und 1933 Führer der von den Nazis geförderten „Freunde von Deutschland" (der 
späteren amerikanischen Sektion des „Bundes der Freunde des Neuen Deutsch­
lands")18. Emerson war offenbar überzeugt, die neu eingewanderten Deutschen 
würden über den Versailler Vertrag und die Weimarer Republik ebenso denken 
wie er, und spendete einen nicht genau feststellbaren, doch hohen Betrag, um die 
Zeitung am Leben zu erhalten17. 

Ihre Artikel, geschrieben von Zeilenschindern wie Johannes Büchner, Walter 

12 Josef (Sepp) Schuster organisierte und leitete den Ordnungsdienst, die Kampftruppe der 
Bund-Bewegung (in Publikationen der Bewegung als „SS" bezeichnet), Kappe wurde Chef­
redakteur des Bundes, Gissibl war Leiter des Bundes der Freunde bevor Fritz Kuhn die 
Führung übernahm. Schuster und Gissibl kehrten 1936, Kappe 1937 nach Deutschland 
zurück. 

13 Die folgenden Angaben basieren auf Papieren des E. Fürholzer, in: NA, Akten NSDAP, M F 
T-81/186-189. 

14 Vgl. ebenda, MF T-81/188/339097 und 339123. 
15 Nicht zu verwechseln mit der Deutschen Zeitung, die vom Bund der Freunde des neuen 

Deutschland vom 31. August bis Dezember 1933 zweimonatlich, und im Frühjahr 1934 
wöchentlich, veröffentlicht wurde. 

16 Siehe NA, Akten NSDAP, M F T-81/188/339100 f.; vgl. auch Ludwig Lore, Nazi Politics in 
America, in: The Nation 137 (29. 11. 1933), S. 617. 

17 Hinweise lassen mit ziemlicher Sicherheit darauf schließen, daß auch der deutsche Konsul 
in New York das Blatt finanziell unterstützt habe. Siehe NA, Akten NSDAP, MF T-81/188/ 
338821 f. und ebenda, Akten des Auswärtigen Amtes, MF T-120/5389/516103 ff. 
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Blank und Hans Kraus, waren durch Anklagen der „Novemberverbrecher" und die 
Verdammung des „jüdischen Bolschewismus" für die Anfangsstadien des Nazismus 
bezeichnend. Deutschamerikanischen Organisationen, die Fürholzer und Emerson 
als halbwegs sympathisierend betrachteten, wurden Exemplare der Zeitung und 
Sonderdrucke einzelner Beiträge kostenlos zugestellt. Manche Empfänger schick­
ten sie der „Deutschen Zei tung" als unerwünschte Literatur zurück. Andere schrie­
ben der Redaktion, daß sie der Hal tung des Blattes beipflichteten und hofften, 
Deutsch-Amerika könne wieder zu jener politischen Kraft gemacht werden, die es 
einstmals war18. 

Ermutigt durch diese Reaktion entwickelten Fürholzer und seine Förderer einen 
erstaunlichen Plan, um das deutsche Amerika politisch wieder zu einigen. Unter 
dem Vorwand, die Zeitung sei insolvent, schrieb Fürholzer im Oktober 1928 an das 
Wahlkomitee der Republikanischen Partei in New York und bat um 20 000 Dollar. 
Als Gegenleistung wollte er am Wahltag die Stimmen der Deutsch-Amerikaner 
einbringen. Nach dem Hinweis, er sei „aufrechter Republikaner" und habe im 
Laufe des Jahres eine „Germanic Group for Herbert Hoover" organisiert, behaup­
tete er, die Deutsch-Amerikaner würden sich hinter Hoover stellen, weil sie keines­
wegs vergessen hätten, wie Hoover in der düsteren Nachkriegszeit Deutschland mit 
Lebensmitteln versorgt habe, während Woodrow Wilson Deutschland zur schänd­
lichen Unterwerfung verleitet und sein Schwiegersohn „Spitzel in Wohnungen 
guter Amerikaner" geschickt habe; Deutschland sei der Republikanischen Partei 
für ihren Beitrag zur Ablehnung des Versailler Vertrages durch Amerika dankbar. 
E r glaube, in Anbetracht dieser Tatsachen würde jeder Deutsch-Amerikaner es sich 
zweimal überlegen, für die „antideutschen Versailles-Demokraten" zu stimmen19. 
Da der Brief genau vier Wochen vor dem Wahltag geschrieben wurde, ist es zwei­
felhaft, ob Fürholzer die Zusammenfassung „aller deutsch-amerikanischen Ver­
einigungen" zu einem politischen Block gelungen wäre, und diesen Eindruck hatte 
anscheinend auch das Republikanische Wahlkomitee. Bemerkenswert ist, daß Für ­
holzer vier Jahre später im Wahlkampf Roosevelts gegen Hoover dem Komitee der 
Republikanischen Partei des Staates New York den gleichen Plan vorlegte und 
nicht zurückgewiesen wurde. 

Viel früher als die NSDAP und bis zur Gründung des „Bundes der Freunde des 
neuen Deutschland" als einziger unter den Nachkriegseinwanderern mit politi­
schen Ambitionen hatte Fürholzer den Wert erkannt, den die politische Kraft eines 
geeinten und mit den Zielen der NSDAP sympathisierenden Deutsch-Amerika ge­
habt hätte. Bereits im September 1930 hatte er Hit ler geschrieben, wenn die Partei 
je daran denken sollte, in deutsch-amerikanische Kreise einzudringen, so wäre es 
ratsam, Schriften in englischer Sprache zu schicken und englischsprechende Ver-

18 Vgl. die vervielfältigten Rundschreiben an 96 deutschamerikanische Gruppen (bes. die 
Deutschen Jugendbünde in Nordamerika) in: NA, Akten NSDAP, MF T-81/188/338315-18; 
siehe ferner die „Subscription Lists", ebenda; Exemplare der „Deutschen Zeitung" ebenda, 
M F T-81/188/338822 f. 

19 Undatiertes Memorandum, ebenda, MF T-81/1S8/338822-23. 
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treter zu haben20. I n Anbetracht der Auseinandersetzungen innerhalb der NSDAP 
zu dieser Zeit ist es allerdings unwahrscheinlich, daß Hitler diesen Brief über­
haupt sah. 

Emersons finanzielle Hilfe konnte schließlich die „Deutsche Zeitung" nicht vor 
dem Untergang bewahren. Nach dem Ausbruch der Wirtschaftskrise stellte sie ihr 
Erscheinen ein, und Fürholzers Wunsch, die Deutsch-Amerikaner zu einigen, er­
füllte sich nicht. 1931 wurde er Mitglied der New Yorker Zelle der NSDAP. Der 
Zeitung jedoch war eine nachhaltige Wirkung beschieden. Sie hatte Leute und 
Verbände miteinander in Verbindung gebracht, die nach der Machtergreifung 
Hitlers dessen Kampf gegen das „Versailler Diktat" durch offene Sympathie unter­
stützten und die von Deutschland lancierte Behauptung verbreiteten, alle Deut­
schen, gleichgültig welcher Staatsbürgerschaft, schuldeten Untertanenpflicht in 
erster Linie dem Deutschen Reich. 

Den frühen nationalsozialistischen Gruppen und Grüppchen in den Vereinigten 
Staaten schenkte die amerikanische Öffentlichkeit keine Beachtung. Dies änderte 
sich Anfang der Dreißigerjahre mi t der Gründung des „Bundes der Freunde des 
neuen Deutschland" und seines Nachfolgers, des „Amerikadeutschen Volksbundes". 
Diese Bünde wirbelten so viel Staub auf, daß bald die ganze NS-Bewegung in den 
Vereinigten Staaten von ihren Anfängen an die Kollektivbezeichnung „Bund" 
erhielt21. 

Der „Bund der Freunde des neuen Deutschland", parteiamtlich „NSDAP in den 
USA", entstand im Jul i 1933 mit finanzieller Unterstützung der NSDAP und 
organisatorischer Hilfe der deutschen Konsulate in den Vereinigten Staaten. Rudolf 
Heß und später Ernst-Wilhelm Bohle, doch auch der deutsche Botschafter in den 
USA, Hans Luther, glaubten, die Bund-Leute könnten behilflich sein, die amerika­
nischen Ansichten über die „Judenpolitik" des neuen Deutschland in ihr Gegenteil 
umzukehren oder zumindest zu beeinflussen. Jedoch geschah das Umgekehrte. Nach 

20 Schreiten Fürholzers an Hitler, 16. 9. 1930, in: NA, Akten NSDAP, MF T-81/188/339707f. 
Fürholzer wollte in den Vereinigten Staaten für die NSDAP einen Nachrichtendienst auf­
bauen. Die Partei ging auf diesen Vorschlag nicht ein. In den frühen Dreißigerjahren 
wurde Fürholzer aber amerikanischer Vertreter des deutschen Nachrichtendienstes „Trans-
ocean"; 1933 oder 1934 kehrte er nach Deutschland zurück. Über seine spätere Tätigkeit in 
Ostasien siehe Gerhard L. Weinberg, The Foreign Policy of Hitler's Germany, Diplomatic 
Revolution in Europe 1933-1936, Chicago 1970, S. 341 f. 

21 Die Bund-Bewegung hatte vier Entwicklungsphasen: (a) Nationalsozialistische Vereinigung 
„Teutonia", 1924-32; (b) Gauleitung USA, eine Zusammenfassung von NS-Zellen in New 
York und anderen großen Städten, in denen viele deutsche Nachkriegseinwanderer lebten, 
1931-32; (c) Bund der Freunde des neuen Deutschland, 1933-36, und dessen Nebenorgani­
sation Bund der Freunde der Hitler-Bewegung, 1933-34; und (d) Amerikadeutscher Volks­
bund und mit ihm verbundene Gruppen und Organisationen, 1936-41. - Zur Entwicklung 
der Bund-Bewegung siehe außer den in Anmerkung 2 genannten Büchern von Jacobsen, 
Smith und Diamond auch Klaus Kipphan, Deutsche Propaganda in den Vereinigten Staaten 
1933-1941, Heidelberg 1971, Alton Frye, Nazi Germany and the American Hemisphere, 
New Haven 1967, und Leland Bell, In Hitler's Shadow, The Anatomy of American Nazism 
New York 1972. 
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der Gründung des Bundes der Freunde hatte der erste Bundesleiter, Heinz Span-
knöbel, ein in Deutschland geborener Photograveur, die Herausgeber des führen­
den deutschsprachigen Blattes „New Yorker Staats-Zeitung und Herold", die Brü­
der Victor und Bernard Ridder, zur Veröffentlichung tendenziöser Artikel zugun­
sten Nazi-Deutschlands nötigen wollen. Im Spätsommer versuchte er, mit Hilfe 
von prominenten Bund-Mitgliedern, die „United German Societies of Greater 
New York", Dachorganisation von mehr als dreihundert deutschen Vereinen in 
New York und Umgebung, zur Eingliederung in den Bund der Freunde zu zwin­
gen. Aufgrund mehrerer Klagen über politische Umtriebe im Dienste einer frem­
den Macht begannen sich aber die amerikanischen Justizbehörden für Spanknöbels 
Aktivitäten und für den Bund zu interessieren. Spanknöbel verließ an Bord der 
„Europa" am 29. Oktober 1933 heimlich die USA, vier Tage bevor ein Haftbefehl 
gegen ihn ausgestellt wurde22. Zu seinem Nachfolger machte sich Fritz Gissibl nach 
heftigen Streitigkeiten innerhalb des Bundes der Freunde. Im November 1933 er­
schien nach langem Drängen der Pressestelle der Auslandsabteilung der NSDAP 
in Hamburg das sogenannte November-Programm des Bundes der Freunde mit 
scharfen Angriffen gegen die „jüdische Weltverschwörung" im allgemeinen und 
gegen die amerikanischen Juden und Mischlinge im besonderen, die Deutschland 
und Deutsch-Amerika vernichten wollten. Der Bund habe die Aufgabe, alle Ame­
rikaner aufzuklären, doch bleibe der Nationalsozialismus den Deutschen in Ame­
rika vorbehalten, denn sie allein seien „deutschblütig". Diese Deutschen in Ame­
rika hätten seit Hitlers Machtübernahme einige Grundwahrheiten erkannt, vor 
allem die Würde ihrer Ahnen und die durch das „deutsche Blut" bedingten Forde­
rungen. Da die Deutschen in Amerika oder die Deutsch-Amerikaner einen wesent­
lichen Teil der Bevölkerung ausmachten, hätten sie Anrecht auf einen größeren 
Anteil an der Regierung und sollten sich auf rassischer Basis zusammenschließen, 
um dieses Ziel zu erreichen23. 

22 Zur Tätigkeit Spanknöbels in den Dreißigerjakren siehe Heinz Spanknöbel an Kamerad­
schaft USA, 11.3. 1939 in: NA, Akten NSDAP, M F T-81/139/176387. Das amerikanische 
Justizministerium versuchte 1953, Spanknöbel wegen der Zustellung des Haftbefehls ausfin­
dig zu machen. Nach Auskunft deutscher Behörden war er in einem russischen Kriegsgefan­
genenlager gestorben. Am 8. 7.1953 empfahl das Justizministerium die Einstellung des 
Verfahrens. Siehe Heinz Spanknöbel Files, Civ. 95-936, Federal Records Center, New York 
City. 

23 Bereits im Oktober war die NSDAP über das Ausbleiben eines Bund-Programms verärgert 
gewesen. Gissibl bat um Geduld wegen drucktechnischer Schwierigkeiten. Am 13. Novem­
ber verlangte Rolf Hoffmann die „sofortige Übersendung" eines Programms. Inzwischen, 
am 10. November, war das elf Seiten umfassende Schriftstück - Hans Winterhaiders „Das 
Neue Deutschland - Was Geht es Uns an?" - abgeschickt worden. Der Aufgabeort an der 
Westküste läßt vermuten, daß Gissibl am Entwurf des Programms nicht beteiligt war. 
Winterhaider, ein 1894 geborener, 1929 in die USA eingewanderter Uhrmacher, war Ange­
stellter des U.S. Forest Service und 1938 nach Deutschland zurückgekehrt. Siehe Kor­
respondenz Hoffmann mit Bund-Mitgliedern 1934-35 in: NA, Akten NSDAP, MF T-81/ 
25-31. Dazu Korrespondenz zwischen Hoffmann und Gissibl, ebenda, T-81/27/24110, 
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Das Vorgehen des ersten Bundesleiters und das November-Programm ließen in 
Deutschland Zweifel aufkommen, ob der Bund der Freunde geeignet sei, der 
amerikanischen Öffentlichkeit den Nationalsozialismus in einem günstigen Licht 
zu zeigen. Die „Spanknöbel-Affäre" hatte den Abgeordneten Samuel Dickstein 
veranlaßt, eine parlamentarische Überprüfung der nationalsozialistischen Um­
triebe in den Vereinigten Staaten zu verlangen, und binnen weniger Monate bil­
ligte der Kongreß die Bildung eines Sonderausschusses zur Untersuchung der Pro­
pagandatätigkeit der Nazis in den Vereinigten Staaten24. Dank der Leistungen 
Dicksteins (der nach eindringlichen Warnungen seiner Kollegen, daß ein jüdischer 
Vorsitzender die Vernehmungen belasten könnte, nur als Ko- Vorsitzender fungierte) 
und des Vorsitzenden John McCormack wurde der ebenso erstaunten wie schockier­
ten Öffentlichkeit die ganze Maschinerie der NS-Propaganda enthüllt. Die in den 
Tageszeitungen und, im Februar 1935, in Buchform veröffentlichten Ergebnisse 
der Ausschuß-Untersuchungen trugen nicht dazu bei, den Bund der Freunde bei 
der NSDAP, den Amerikanern oder den Berufsdiplomaten in der Wilhelmstraße 
beliebter zu machen25. Dennoch wurde der Bund der Freunde von deutschen diplo­
matischen Stellen in den Vereinigten Staaten mit Geld und Propagandamaterial 
unterstützt, bis ihn Botschafter Luther 1935 als schwere Belastung für sich und für 
Deutschland erkannte26. Im Spätherbst 1935, kurz vor der Übernahme der Bundes­
leitung durch einen neuen Mann, Fritz Julius Kuhn, verfügte das Auswärtige Amt 
im Einvernehmen mit der Auslandsorganisation der NSDAP den Austritt aller 
reichsdeutschen Staatsbürger aus dem Bund bis längstens 31. Dezember 1935. Ob­
wohl die Auslandsorganisation, die Partei und ihre Gliederungen diese Verfügung 
stillschweigend unterstützten, und ungeachtet der inneren Krise des Bundes, 
hoffte die NSDAP aber noch immer, daß sich der Bund zu einer starken politischen 
Kraft in den Vereinigten Staaten entwickeln werde27. 

Kuhn selbst glaubte, das Auswärtige Amt wolle mit seiner Verfügung das 
Schicksal des Bundes der Freunde besiegeln. Die meisten führenden Stellungen 
wurden von deutschen Staatsbürgern bekleidet, und da der Bund nach dem Füh-

24234 f., insbesondere siehe Karl Neumann an Hoffmann, 30.5.1936, ebenda, T-81/26/ 
23602-03. Text des November-Programms ebenda, T-81/27/24732-41. 

24 Dieser Ausschuß war der Vorläufer des von Martin Dies in den Dreißigerjahren geleiteten 
Ausschusses des Repräsentantenhauses betr. unamerikanische Umtriebe. 

25 Über die Einstellung deutscher Diplomaten zu den Zielen der Außenpolitik gegenüber den 
USA siehe Jacobsen, a. a. O., S. 528-549. 

28 Über das Verhältnis der deutschen Konsulate zur Bund-Bewegung siehe NA, Akten des Aus­
wärtigen Amtes, MF T-120, Political and Cultural Propaganda in the United States, 
1933/36, Files of Section I I I of the German Foreign Ministry, Serials K-1052-54/53-89/ 
516103-636. Zur Zusammenarbeit des Auswärtigen Amtes mit Nazi-Organisationen siehe 
Memorandum einer Sitzung im Auswärtigen Amt, 13.-14. 11. 1934, ebenda, M F T-120/K 
1054/270567-659. 

27 Zum Streit innerhalb des Bundes der Freunde siehe den Bericht über die Ereignisse in New 
York, November 1934, in: NA, NSDAP-Hauptarchiv, MF-Rolle 35, Folder 696; außerdem 
„Das Ende einer Mißwirtschaft" in: Deutscher Beobachter (New Yorker Ausgabe), Extra­
blatt vom 15. 12. 1934, und die Ausgabe dieser Zeitung vom 13. 6. 1935. 
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rungsprinzip aufgebaut war, mußte ihr Austritt die Führungshierarchie und damit 
die Organisation zerstören28. Trotz der Verfügung blieben jedoch fast alle deut­
schen Staatsbürger in der Bund-Bewegung. Viele verließen die NSDAP, „um im 
Bund der Freunde des neuen Deutschland weiterhin tätig sein zu können"29. An­
dere gingen in eine der vielen von Kuhn zur Umgehung der Verfügung geschaffe­
nen Tarnorganisationen, in denen sie — so Kuhn — „unpolitische Aktivitäten" ver­
folgten. Im Winter 1936 entstand die „Prospective Citizens' League", und die 
deutschen Staatsangehörigen, die ihre ersten amerikanischen Einbürgerungspapiere 
erhalten hatten, blieben der Bewegung ebenfalls treu. Schon vorher, im März 1936, 
hatte Kuhn den Bund der Freunde formell für aufgelöst erklärt und durch den 
„Amerikadeutschen Volksbund" ersetzt, für den er ein 12-Punkte-Programm zur 
Verbreiterung der Basis der Bewegung entwarf30. 

Um diese Zeit, da die faschistische Gefahr im Inland und Ausland bedrohlicher 
geworden war, glaubten viele Amerikaner, das nationalsozialistische Deutschland 
unterstütze ein ungeheures Komplott zur Zerstörung oder zumindest Unterminie­
rung der amerikanischen Demokratie. Einige Kommentatoren bezeichneten dieses 
Komplott als „Nazitern" in Analogie zur Komintern, andere nannten es „Fünfte 
Kolonne" oder „trojanisches Pferd". Verärgerte Abgeordnete, Senatoren, Vetera­
nen des Ersten Weltkriegs, Kommunisten, Präsidentenberater, Arbeiterführer, 
patriotische Verbände und religiöse Organisationen verwiesen auf das Entstehen 
von bündischen Jugendlagern auf Long Island, im Norden des Staates New York 
und im Old Northwest als Beweis, daß „Agenten der Achse und unsere Feinde im 
Innern" konspirieren, um die USA zu vernichten31. Obgleich feststand, daß die 
innere Sicherheit der USA von den Bund-Leuten niemals bedroht worden war, 
meinten viele Amerikaner, Hitler verfüge in den USA über eine nicht näher be­
stimmbare, aber besorgniserregende große Gefolgschaft. 

Die Angst vor dem, was Wilhelm Leuchtenburg mit Recht die „faschistische 
Herausforderung" nannte, kann ohne Zweifel teilweise auf die literarische und 
journalistische Aktivität in dieser Zeit, auf Deutschlands Wiederaufstieg zur Welt­
macht und die rapide Ausdehnung rechtsradikaler Bewegungen in den westlichen 

28 Siehe Sander A. Diamond, The Nazi Movement . . . , a. a. O., Tabelle 1, Seite 219. Vgl. auch 
Korrespondenz Hoffmann, a. a. O. 

29 „Liste der Parteigenossen aus USA, welche aus der NSDAP austraten, um im ,Bund der 
Freunde des neuen Deutschland' weiterhin tätig sein zu können", in: NA, Files of the 
Reichsschatzmeister der NSDAP, MF T-81/148/185888 ff. - Zwischen 1933 und 1935 waren 
mehrere hundert Bund-Mitglieder gleichzeitig Mitglieder der NSDAP. Eine unvollständige 
Mitgliederliste enthalten die Akten des Parteigerichts München: „Ruhen der Mitgliedschaft 
für Parteigenossen in USA, 11. März 1935" in: NA, Akten NSDAP, MF T-81/146/185108 
bis 110. 

30 Kuhns „Amerikanisierungsprogramm" ist in „Bund Command" Nr. 1 vom 28. 10. 1936 um­
rissen. Zum Wiedereintritt deutscher Staatsbürger in den Bund siehe „Bund Command" 
Nr. 3 vom 30. 10. 1936. Die „Bund Commands" (Bundesbefehle) befinden sich in der B'nai 
B'rith Library, New York City. 

31 William Mueller, Hitler Speaks and the Bund Obeys, in: Look Magazine v. 10.10.1938. 



282 Sander A. Diamond 

Staaten zurückgeführt werden32. Zeitungen, populäre Magazine und selbst seriöse 
Zeitschriften waren mi t Sensationsberichten über die Nazibewegung in den Ver­
einigten Staaten gefüllt. Informativ oder nicht, die turbulenten Versammlungen 
der Bund-Leute in den Bierkellern des New Yorker „Deutschenviertels", in Saint 
Louis und Chicago, ihr vulgärer Antisemitismus und ihre S t r aßenkämpfe mit der 
„Jüdischen Verteidigungsliga" wurden der Meldung für wert befunden. Eine 
flüchtige Durchsicht verschiedener weit verbreiteter und so angesehener Blätter wie 
„The Nation", „The New Republic", „Christian Century" und „Newsweek" 
zeigt, daß die Bund-Leute gerade in jenem Augenblick in das Schweinwerferlicht 
der amerikanischen Öffentlichkeit katapultiert wurden, in dem der Faschismus die 
schon geschwächte Struktur des internationalen Gleichgewichts bedrohte. 1936 
waren Deutschland, Italien, Ungarn, Rumänien und Portugal faschistische Staa­
ten, und gegen Ende der Dreißigerjahre gab es kaum ein Land ohne faschistische 
Partei . Manche Politologen rechneten auch die stalinistische UdSSR und Japan 
zu der rasch angestiegenen Zahl faschistisch affizierter Mächte. Binnen weniger 
Jahre war die Lösung brennender innenpolitischer Fragen mit totalitären Mitteln 
zu einem weltweiten Phänomen geworden. 

Die internen Machinationen der Bund-Bewegung ergaben freilich faszinieren­
den Lesestoff — Intr igen gehören nun einmal zu den auf Eid basierenden Organi­
sationen mit Untertanentreue gegenüber einer fremden Macht —, aber wenige 
Autoren versuchten, die Zusammenhänge und Hintergründe der Bund-Bewegung 
klarzustellen. Populäre Schriftsteller zogen es vor, aus dem Sensationellen, das 
radikalen Bewegungen eigen ist, Kapital zu schlagen und die Leserschaft reagierte 
mit unstillbarem Interesse, verschlang die Bücher und Aufsätze in bisher beispiel­
losen Mengen33. 

Merkmal dieser Publikationen war die einhellige Charakterisierung der Natio­
nalisten und Faschisten als Gangster, Halsabschneider, in den Gossen und Spelun­
ken der Welt aufgelesene Kreaturen Hitlers. Amerikanischen Darstellungen zu­
folge waren die Bund-Leute biertrinkende Schlächtergesellen, sozialer Abschaum 
der niedrigsten Gesellschaftsschichten, ungebildet und wirrköpfig, zur Gewaltan­
wendung prädestiniert. Dieses Image entsprach der Vorstellung, die sich die Ame­
rikaner von Hitler machten, und ebenso der landläufigen Definition der sogenann­
ten „Faschisten-Mentalität". Es war nicht ungewöhnlich, daß Autoren die Wörter 

32 William Leuchtenburg, Franklin D. Roosevelt and the New Deal, 1932-1940, New York 
1963, Kapitel XII. 

33 John Roy Carlson, Under Cover, My Four Years in the Nazi Underworld, New York 1943, 
erschien hinnen sechs Monaten in 27 Auflagen. Zur Wirkung des Faschismus und National­
sozialismus auf die öffentliche Meinung in den USA siehe Daniel Day, American Opinion 
of German National Socialism, 1933-1937, unveröffentlichte Dissertation, University of 
California, Los Angeles, 1958. Siehe auch Margaret Norden, American Editorial Response 
to the Rise of Adolf Hitler, A Preliminary Consideration, in: American Jewish Historical 
Quarterly 59 (1970), S. 290-301. Ebenso Les K. Adler und Thomas Paterson, Red Fascism, 
The Merger of Nazi Germany and the Soviet Union in the American Image of Totalitaria-
nism, in: American Historical Review 75 (1969/70), S. 1046-1064. 
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„Halsabschneider", „soziale Versager", „Faschist" und „Nazi" als Synonym ver­
wendeten. 

Trotz aller Anstrengungen Hitlers, die Vorstellung der Amerikaner vom Natio­
nalsozialismus zu ändern, hielt sich die weit verbreitete Ansicht, daß alle National­
sozialisten Rüpel seien, und wurde nicht nur von amerikanischen Meinungsbild­
nern gefördert, sondern auch von den Kommunisten, demokratischen Linken und 
selbst Konservativen. So stellten z. B. die Kommunisten, besonders jene der Mos­
kauer Richtung, die kühne Behauptung auf, der Kapitalismus sei in seine dritte 
und letzte Phase eingetreten und daher sei der Nationalsozialismus ein verzweifel­
ter Endkampf der kapitalistischen Gangster, um gemeinsam mit Vagabunden und 
Betrügern, dem sozialen Bodensatz der deutschen Gesellschaft, den bevorstehenden 
Zusammenbruch des Systems zu verzögern. Die meisten westlichen Experten hat­
ten die Gangster-Analogie zwar als naive und simplifizierende Erklärung der Phä­
nomene Faschismus und Nationalsozialismus verworfen, aber die Gleichsetzung 
der Faschisten und „Nazis" mit Gangstern blieb Bestandteil der kommunistischen 
Anschauung und wurde durch einige linke Ideologen in Westeuropa und den Ver­
einigten Staaten aktualisiert34. 

Die umfangreiche Literatur über die einzelnen Erscheinungsformen des Faschis­
mus um die Mitte der Dreißigerjahre ist von der aufstrebenden Filmindustrie 
durch die Vorführung der faschistischen Expansion ergänzt worden. 1936 sahen 
jede Woche schätzungsweise 88 Millionen amerikanische Kinobesucher die mar­
schierenden Hitler-Kolonnen und wurden durch Filme über die Nürnberger Par­
teitage in Schrecken versetzt35. Die Wochenschau zeigte in Ton und Bild Mussoli­
nis Legionen in Äthiopien und deutsche Bomber, die in Spanien Tod und Zer­
störung verbreiteten, und Millionen Amerikaner erhielten einen Begriff vom 
Grauen moderner Kriegführung. Zwar hatte schon der Erste Weltkrieg die Mecha­
nisierung des Krieges in unserer Zeit erkennen lassen, doch erst die Filmtechnik 
machte das Publikum in den Kinos in New York, in Kansas und in Neu-Mexiko zu 
Zeugen weit entfernter mechanisierter Kämpfe und gab möglicherweise einen An­
stoß zur Erschütterung des überlieferten Glaubens, die Vereinigten Staaten könn­
ten für immer verschont bleiben: Ein Luftangriff war nicht mehr länger als Erfin­
dung eines Autors von Zukunftsromanen abzutun. Allmählich begannen die Ame­
rikaner zu begreifen, daß sie und ihre Mitmenschen im „Zeitalter des Faschismus" 
lebten36. 

Krieg, Faschismus und Nationalsozialismus verschmolzen in den Vorstellungen 
einer immer größeren Zahl von Amerikanern zu einer Einheit, und der wöchent­
liche Bericht über „unamerikanische" Umtriebe in den USA bestärkte sie in ihrer 

34 Ernst Nolte, Der Faschismus in seiner Epoche, München 1963. 
35 Die Zahl der wöchentlichen Kinobesucher erreichte 1936 und 1937 ihren Höhepunkt mit 

etwa 88 Millionen. Siehe: The Statistical History of the United States, Connecticut 1965, 
S. 225. 

36 Zum „Zeitalter des Faschismus" siehe S. J. Woolf (Hrsg.), European Fascism, London 1968; 
siehe auch Nolte, a.a.O., S. 6f. 
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Meinung, der „Amerikadeutsche Volksbund" (den Amerikanern als in Gänsefüß­
chen gesetzter „German-American Bund" oder einfach Volksbund bekannt) sei ein 
Teil der Nazi-Internationale. Bildstreifen mit uniformiert defilierenden Bund-
Leuten und ihren Kindern, die in den Lagern Siegfried auf Long Island und Nord-
land in New Jersey „Deutschland, Deutschland über alles" sangen, trugen nicht 
dazu bei, diese Meinung zu erschüttern, sondern zeigten Umfang und Reichweite 
der nationalsozialistischen Aktivität wie durch ein Vergrößerungsglas. 

Das öffentliche Interesse, das die Nachrichtenmedien für den „Amerikadeut­
schen Volksbund" erweckten, wurde von dem am deutlichsten in Erinnerung ge­
bliebenen Bundesleiter Fritz Kuhn und den zwar nicht gescheiten, aber geschick­
ten Propagandisten des Volksbunds wirksam ausgenützt. Charakteristisch für ihre 
Werbung waren schwungvolle Paraden, einprägsame Symbole, Übertreibungen 
der Größe und Reichweite der Bund-Tätigkeiten und provozierende Anklagen 
gegen die amerikanischen Juden. Das paradoxe Zusammenwirken von Kuhn, den 
Volksbund-Propagandisten, dem Ausschuß des Repräsentantenhauses betr. uname­
rikanische Umtriebe und den Nachrichtenmedien festigte in der Öffentlichkeit noch 
das bereits bestehende Image des Volksbunds und die weit verbreiteten Meinungen 
über seine Beziehungen zur NSDAP, seine Endziele in den Vereinigten Staaten 
und seine vermutliche Stärke. 1938 wurde weithin angenommen, die Bund-Bewe­
gung habe mehr als 150 000 Mitglieder. Aus sichergestellten Akten des Bundes 
geht aber hervor, daß die Bewegung auf ihrem Höhepunkt, zwischen 1936 und 
1938, vermutlich nicht mehr als 25 000 Mitglieder hatte, und da ihr ganze Fami­
lien angehörten, waren Frauen und Kinder mitgezählt. Selbst diese Schätzung 
mag zu hoch sein37. 

Die übersteigerte Publicity, besonders zur Zeit, da Hitler rasch zum Mittelpunkt 
des Weltgeschehens wurde, nützte dem Volksbund zwar anfänglich, trug aber spä­
ter zu seinem Untergang bei. Die Wendung wird beispielhaft durch die Wirkung 
jenes bekannten Fotos belegt, das im Sommer 1936 Fritz Kuhn neben Adolf Hitler 
in der Reichskanzlei zeigt. 

37 Die genaue Mitgliederzahl der Bund-Bewegung wurde niemals ermittelt. Die oben ange­
führte Zahl basiert auf Mitgliederlisten und Mitgliedsnummern. Die vom Verfasser fest­
gestellte höchste Mitgliedsnummer war 17 981, die eine 1936 beigetretene Person erhalten 
hatte. Familien erhielten nur eine Mitgliedsnummer. Daher kann mit an Sicherheit gren­
zender Wahrscheinlichkeit angenommen werden, daß der Bund-Bewegung auf ihrem Höhe­
punkt, 1936-1938, 25-30 000 Männer, Frauen und Kinder angehörten. Während des Zwei­
ten Weltkriegs schickte Martin Dies, Ende der Dreißigerjahre Vorsitzender des Ausschusses 
des Repräsentantenhauses betr. unamerikanische Umtriebe dem Präsidenten Roosevelt ein 
Verzeichnis von 17 000 Mitgliedern des Bundes und anderer pro-nazistischer Vereinigungen 
und ersuchte den Präsidenten, das Bundeskriminalamt (F.B.I.) mit der ständigen Über­
wachung ihrer Tätigkeit zu beauftragen. Roosevelt lehnte dieses Ersuchen ab. Siehe Schrei­
ben Dies an Roosevelt, 15.8.1942 in: Dies Folder 329, Franklin D. Roosevelt Library, 
Hyde Park, New York. - Zur Bund-Mitgliedschaft siehe NA, Akten NSDAP, MF T-81/142/ 
179781 ff. Postversandlisten der Mitglieder in: Seized Enemy Documents, Washington 
National Records Center, Suitland, Maryland, Record Group 131. 
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Kuhn kam im Juli 1936 mit einer kleinen Gefolgschaft angeblich zu den Olym­
pischen Spielen nach Deutschland88. Der wirkliche Zweck seiner Reise war, die 
Änderung oder noch besser Aufhebung der im Spätherbst 1935 vom Auswärtigen 
Amt erlassenen Verfügung über den Austritt der deutschen Staatsbürger aus dem 
Bund der Freunde zu erreichen. Auch hoffte Kuhn, von Hitler empfangen zu wer­
den. Die NSDAP hatte damals zwar weder das Bestehen des Volksbunds offiziell 
zur Kenntnis genommen, noch Kuhn als neuen Bundesleiter bestätigt. Kuhn, in 
grenzenlosem Selbstvertrauen, glaubte jedoch, Hitler persönlich werde ihn zum 
Führer der NS-Bewegung in den Vereinigten Staaten ernennen und habe die 
Absicht, das ganze Nordamerika in die „Nazitern" einzubeziehen. Innere Un­
sicherheit, die Kuhn und seine Begleiter während der Überfahrt an Bord der „New 
York" überkommen haben mochte — viele, einschließlich Kuhns, hatten Hitler nie­
mals gesehen, und für Kuhn war es die erste Heimkehr nach dreizehnjähriger 
Abwesenheit —, jede mögliche Unsicherheit verschwand bei der Ankunft der Par­
teigenossen in Deutschland. Nach ihrer Landung wurden sie nach Berlin gebracht 
und erhielten Quartier in einem eleganten Hotel. Organisator dieses Empfangs 
war Kuhns „rechte Hand", Karl Nicolay, der mit zweihundert Bund-Leuten einige 
Wochen früher nach Deutschland gekommen war. Ein anderer Organisator war 
Josef (Sepp) Schuster von der „alten Garde" der Bund-Bewegung, jetzt Mitglied 
der Deutschen Arbeitsfront mit beträchtlichem Ansehen in der Partei. Fragmen­
tarische Hinweise lassen darauf schließen, daß Schuster es Kuhn und seinen Beglei­
tern ermöglichte, mit seiner Einheit aus den Tagen der Kampfzeit Unter den Lin­
den mitzumarschieren. Man schrieb den 2. August 1936. Nach dem Marsch wurden 
Kuhn und vier seiner Untergebenen in die Reichskanzlei zu einem offenbar eben­
falls von Schuster arrangierten Besuch beim Führer eingeladen39. Es war der 
Höhepunkt von Kuhns Karriere. 

Kuhn übergab Hitler bei diesem Besuch einen Scheck über 2400 Dollar — ge­
sammelt in den Ortsgruppen des Amerikadeutschen Volksbunds — und ein Goldenes 
Buch, das die Geschichte der Bund-Bewegung in Form eines genauen Bildberichts 
sowie sechstausend Unterschriften Sympathisierender in den Vereinigten Staaten 
enthielt. Hitler dürfte erfreut gewesen sein, Anhänger aus den USA zu begrüßen, 
doch ließ er sich nicht zu dem Glauben verleiten, sie repräsentierten Deutsch-
Amerika. Nach dem Abschluß des viertelstündigen Empfangs wurde Hitler mit 
Kuhn und seinen Begleitern fotografiert40. Diese Fotos erschienen binnen weni-

38 Über die Reisevorbereitungen siehe Elsa Kuhn an Rolf Hoffmann, Juli 1936, in : NA, Akten 
NSDAP, MF T-81/26/23439; Deutscher Weckruf, April-Juni 1936; Rolf Hoffmann an Karl 
Nicolay, 15. 6.1936, Karl Nicolay an Rolf Hoffmann, Juli 1936; ebenda T-81/26/23632, 
23629. 

39 Einzelheiten des Empfangs siehe Die Olympiafahrt des Bundes, in: Severin Winterscheidt 
(Hrsg.), Kämpfendes Deutschtum, Jahrbuch des Amerikadeutschen Volksbunds, New York 
1937. Andere Vorgänge in Zusammenhang mit der „Olympiafahrt" siehe Programm Kame-
radschaftsabend, München, 19. 9.1936, in: NA, Akten NSDAP, M F T-81/26/23619. 

40 Eine Schilderung des Empfangs in: Kämpfendes Deutschtum, a.a.O., S. 55 f.; siehe auch 
Justice Department, 1942 Outline of Evidence Against the German American Bund, S. 78, 
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ger Tage auf den Titelseiten amerikanischer Zeitungen und dienten den Anti­
faschisten als Beweis für die Vorbereitung einer Fünften Kolonne in den USA. 
Nach dem August 1936 mußte Kuhn nicht nur die amerikanischen Juden als seine 
Feinde betrachten, sondern auch die organisierte Arbeiterschaft, die American 
Legion und unzählige Amerikaner, denen der Volksbund als subversive Organi­
sation zur Zerstörung der amerikanischen Demokratie erschien. Noch 1942 schrieb 
Martin Dies, Ende der Dreißigerjahre Vorsitzender des Ausschusses des Repräsen­
tantenhauses für unamerikanische Umtriebe, in einem Brief an den Präsidenten 
Roosevelt: „Wir haben immer geglaubt, daß der Amerikadeutsche Volksbund die 
Vorhut Hitlers bei dem Versuch ist, in dieses Land [die Vereinigten Staaten] ein­
zudringen."41 

Zum Unglück für Kuhn blieb die Wirkung der Fotos nicht auf die Amerikaner 
und das State Department beschränkt. Die Fotos versetzten auch eine Reihe hoher 
deutscher Diplomaten in Wut. Sie betonten, die Bilder hätten nicht nur die Anti­
pathie der Amerikaner gegen Deutschland verstärkt, sondern auch Deutschland 
unversehens wieder mit jener Gruppe in Verbindung gebracht, die es vor weniger 
als zehn Monaten auszuschalten versucht hatte. Hans Heinrich Dieckhoff, 1937 
zum deutschen Botschafter in den USA ernannt, erklärte Hitler persönlich, die 
Fotos seien ein irreparabler Fehler: „Hitler stimmte zu. Er sagte, er habe Kuhn 
nur einmal gesehen und wünsche nicht, ihn wiederzusehen. Doch dieses eine Mal, 
entgegnete Dieckhoff, habe großes Aufsehen erregt, da der Führer mit Kuhn foto­
grafiert worden sei. Hitler erwiderte, dies sei bedauerlich, aber kaum seine 
Schuld, da es während der Olympiade war, auf der man mit allerhand Leuten 
fotografiert worden sei."42 

Die Entrüstung über die Fotos wurde durch andere Faktoren ergänzt, die das 
Ende der Bund-Bewegung beschleunigten. Die Anwesenheit ausgesprochener An­
hänger Hitler-Deutschlands auf amerikanischem Boden, die vermutete Stärke der 
Bund-Bewegung und die Bund-Propaganda verhärteten die antinationalsoziali­
stische Einstellung der Amerikaner. Ihre größere Hellhörigkeit gegenüber Hitlers 
Weltanschauung war teilweise auf die Verwendung des „Nazi"-Jargons und die 
Verbreitung rassenpolitischer Literatur durch die Bund-Leute, die mit ihnen sym­
pathisierenden Deutschen und eine Unzahl von Vertriebsstellen nationalsoziali­
stischen Gedankenguts, wie die German Information Library in New York, zu­
rückzuführen. Auch verkörperten die Bund-Leute, vor allem Kuhn, den noch 

B'nai B'rith Library. Fotographien des Empfangs befinden sich in: Washington, National 
Records Center, Suitland, Maryland, Record Group 131, Box 36. 

41 Martin Dies an Franklin D. Roosevelt, 15. 8. 1942, in: File 320, Dies Folder, Franklin D. 
Roosevelt Library, Hyde Park, New York. 

42 Siehe Dieckhoff Interrogation, S. 251, in: Dept. of State, Special Interrogation Mission, Re­
ports on Interrogation of German Prisoners-of-War, Made by Members of the Department 
of State Special Interrogation Mission to Germany (September 1945 - September 1946), 
headed by DeWitt C. Poole; NA, General Records of the State Dept., Record Group 59, 
Microcopy 679. 
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vagen Begriff des „Unamerikanischen". Kurz: Nach Ansicht jener Amerikaner, 
die in den Dreißigerjahren die Vorgänge in den Vereinigten Staaten und im Aus­
land verfolgten, waren Kuhn und seine Anhänger aus der Fremde gekommene 
subversive Elemente, Umstürzler, Eindringlinge, die ihre neu erworbene amerika­
nische Staatsbürgerschaft dazu mißbrauchten, in Uniformen nationalsozialistischen 
Schnitts herumzustolzieren und Hitler Untertanentreue zu schwören. Jene, die noch 
deutsche Staatsbürger waren, galten als besonders gefährlich, und der stille Ver­
dacht, daß Hitler eher ein Irrer sei als ein gerissener Politiker, machte sie nur noch 
ominöser. Besonders bestürzend und abstoßend für die Amerikaner war der An­
blick der Kinder in HJ-Uniformen, die Arme zum Hitler-Gruß gereckt. Die 
Jugendorganisationen der Bund-Bewegung unter der Führung von Theodor Din­
kelacker wurde zu einem Symbol der Unterhöhlung des „American way". Ab 
1937 waren einige staatliche Stellen und Lokalbehörden, vor allem in New 
York und New Jersey, auf die Vernichtung des Volksbunds erpicht und tatsächlich 
ungemein erfolgreich43. 1938 brachen die Außenpolitiker der NSDAP die noch 
bestehenden Kontakte zur Bund-Bewegung ab. Das gleiche verlangten sie von den 
Zauderern in der Auslandsorganisation, der Volksdeutschen Mittelstelle und ähn­
lichen Organisationen. Im April wurde Kuhn von Fritz Wiedemann, dem Adju­
tanten Hitlers informiert, daß der Bruch endgültig sei44. 

Wer war dieser Mann Fritz Kuhn, von dem angenommen wurde, er baue in den 
USA eine „Fünfte Kolonne" auf? Kuhn war am 15. Mai 1896 in München ge­
boren. Während des Ersten Weltkriegs brachte er es im deutschen Heer zum Leut­
nant, trat 1919 in das Freikorps des Ritters von Epp ein und wurde Mitglied der 
NSDAP. Wie viele seiner Kameraden versuchte er, der deutschen Geschichte eine 
andere Richtung zu geben. Dann studierte er an der Münchner TH, die er als 

43 Verschiedene Versuche, gegen die Nazi-Bewegung auf Bundesebene vorzugehen, erwiesen 
sich bis zum Ausbruch des Zweiten Weltkriegs als schwierig oder ganz unmöglich. Daher 
versuchten Lokalbehörden mit Anklagen gegen die Bewegung aufgrund bestehender Bür­
gerrechtsgesetze durchzudringen. Ein Beispiel ist der Fall Riverhead, Long Island, in dem 
die Direktoren der German American Settlement League, einer Untergruppe der Bund-
Bewegung und Eigentümerin des Camp Siegfried, für schuldig befunden wurden, die Bür­
gerrechte von Minderheiten durch den Aufruf zum Haß verletzt zu haben. Die Entschei­
dung des Gerichts wurde später von einer höheren Instanz aufgehoben. Eine andere, häufi­
ger angewandte Methode war die Überprüfung der Steuererklärungen der zur Bund-Bewe­
gung gehörenden Gruppen. Siehe City Emergency Tax Investigations, zusammengestellt 
von William Herlands, Mai 1939, Dokument Nr. MR-9026. B'nai B'rith Library. Zum 
Riverhead Case siehe Transcript of Proceedings, in : Washington National Records Center, 
Record Group 131, Box 104. 

44 Über den endgültigen Bruch der NSDAP mit der Bund-Bewegung vgl. die Aufzeichnung 
über eine Sitzung der Kulturpolitischen Abteilung des Auswärtigen Amts vom 3. 2. 1938 in: 
Akten zur deutschen auswärtigen Politik (künftig: ADAP), Serie D, Bd. I, Nr. 438, S. 559, 
und Protokoll der Unterredung Wiedemanns mit Kuhn am 30. 3. 1938, ebenda Nr. 448, 
S. 570. In seinen Erinnerungen (Fritz Wiedemann, Der Mann, der Feldherr werden wollte, 
Velbert 1964, S. 217) erwähnt Wiedemann dieses Gespräch nur kurz. 
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Chemie-Ingenieur verließ. 1923 wanderte er nach Mexiko aus45. Dieser Entschluß 
war nicht ungewöhnlich. Die vom Krieg verursachten Wirren und die katastro­
phale Inflation von 1923 bewogen hunderttausende junger Deutscher zur Aus­
wanderung nach Nord- und Südamerika. Weshalb Kuhn gerade nach Mexiko ging, 
ist unbekannt. Wahrscheinlich hatte er angenommen, daß der Regierung Obregón 
und (nach 1924) dem Calles-Regime europäische Facharbeiter und Techniker will­
kommen seien. In Mexiko heiratete Kuhn ein ihm aus der Münchener Studienzeit 
bekanntes Mädchen. Im Mai 1927 kam das Ehepaar mit seinem Sohn Walter über 
die texanische Grenzstadt Laredo in die USA. Nach kurzem Aufenthalt in New 
York reisten die Kuhns nach Detroit, wo sie sich niederließen. Fritz Kuhn fand 
Arbeit in den Ford-Werken und betrieb sein Einbürgerungsverfahren, das 1934 
abgeschlossen wurde. 

Von der „Teutonia" hielt Kuhn sich fern. Doch nach der Machtergreifung Hit­
lers erneuerte er im Sommer 1933 seine frühe, inzwischen ruhende Parteimit­
gliedschaft und wurde Mitglied des „Bundes der Freunde des neuen Deutschland", 
Ortsgruppe Detroit. Sein Universitätsdiplom, sein Dienst im Freikorps, sein orga­
nisatorisches Geschick und seine Aktivität trugen ihm die Ernennung zum Bezirks­
leiter in einem Vorort von Detroit ein. Ende des Jahres war er unbestrittener Füh­
rer der Ortsgruppe, wenige Monate später Gauleiter des Bundes im Mittelwesten46. 

1934 forderte Kuhn auf der Jahresversammlung des Bundes in Camp Deutsch­
horst in Pennsylvanien die sofortige Beilegung des Konflikts zwischen Bundeslei­
tung und Opposition; als angeblich Unparteiischer beantragte er die einstimmige 
Annahme eines neuen Statuts zur Bekräftigung des „Führerprinzips". Dieser Kon­
flikt, der sogenannte Bund-Krieg von 1934 bis 1935, war aus dem Versuch ent­
täuschter Bund-Mitglieder entstanden, Fritz Gissibl und Hubert Schnuch die Füh­
rung mit der Begründung zu entreißen, sie seien Werkzeuge der NSDAP47. Die 
von Anton Haegele geführte Opposition sah die Befreiung von der deutschen 
Kontrolle als einzigen Weg zum Aufbau der echten amerikanischen NS-Be-

45 Die Angaben über Kulm basieren auf De-Naturalization Proceedings, Fritz Kuhn and Nine-
teen Other Cases, File 18-415, Federal Records Center, New York; vgl. auch The Case of 
the People v. Kuhn, 1939, 5 vols. of testimony, Washington National Records Center, 
Record Group 131, Boxes 48-49, und ein maschinegeschriebener Bericht ,Amerikadeutscher 
Volksbund', in: NA, Akten des Auswärtigen Amtes, M F T-120/3010/487076-88. 

46 Verwaltungstechnisch war der Bund nach dem gleichen System wie die NSDAP organisiert. 
Der Gründer und erste Leiter des Bundes, Heinz Spanknöbel, hatte die USA in drei Gaue 
eingeteilt: Osten, Mittelwesten und Westen. Jeder Gau unterstand einem Gauleiter, der 
dem Bundesleiter verantwortlich war. Der Bundesleiter „herrschte" nach dem „Führer­
prinzip" von der Bundesleitung im New Yorker „Deutschenviertel" Yorkville aus; siehe 
Volksbund Constitution, Article IX, Section I. in: U.S. House of Representatives, 76th 
Congress. 1st Session, Investigation of Un-American Activities and Propaganda. Report of 
the Special Committee on Un-American Activities, pursuant to House Resolution 282 (75th 
Congress), House Report 282, Part IV, Appendix. 

47 Oppositionelle unter Führung von Anton Haegele waren Ludwig Glasser, Gerhard Procht, 
Theodor Stroehlin, Reinhold Walter, Werner Brink, Fritz Staatermann, Willie Meyer, Max 
Spohn und Joseph Haubner. 
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wegung. Nachdem sie ihre Forderungen nicht durchsetzen konnte, gründete sie eine 
eigene Gruppe, den „Bund amerikanischer Nationalsozialisten" (BANS), der aber 
1936 wieder zerfiel48. Auch Kuhn hatte seine Forderung nach einem neuen Statut 
nicht durchsetzen können, doch war die Deutschhorst-Versammlung zweifellos ein 
Wendepunkt in seiner Karriere. Sein Bemühen um die Beendigung eines Zustands, 
den der Bund-Redakteur Walter Kappe als „Bruderkampf" bezeichnete, fand in 
den Zeitungen der Bewegung große Beachtung49. Die Ernennung Kuhns zum 
Bundesleiter im Spätherbst 1935 überraschte daher die Bund-Leute nicht. 

Der Bund-Kongreß im März 1936 wählte Kuhn formell zum Bundesleiter. 
Nachdem er die Führung übernommen hatte, verstand er es, dem Bund seinen 
Willen aufzuzwingen. Zur Durchsetzung des Führerprinzips benützte er den Ord-
nungsdienst, doch neben der Politik der Nötigung verfolgte er auch eine Politik der 
Versöhnung. Seine Bemühungen, zwischen streitenden Gruppen Frieden zu stiften, 
um die Bund-Bewegung bei der Partei beliebter zu machen, hatten allerdings 
wenig Erfolg. E r bediente sich der nationalsozialistischen Symbolik, verwendete 
pseudoreligiöse Phrasen und schuf, im Gegensatz zu früheren Bundesleitern, eine 
stark auf Brauchtum gestützte Organisation, eine NSDAP in nuce, mit eigenen 
Lagern, Ferienheimen und verschiedenen angegliederten Vereinigungen für 
Frauen und Kinder. Mittleren Alters, wohlbeleibt, mangelhaft Englisch sprechend, 
versuchte er bewußt, den Stil Hitlers zu imitieren, was erklärt, warum so viele 
Leute ihn mehr als Clown denn als Führer betrachteten. U m bei seinen arglosen 
Anhängern eine „Führer-Myst ik" entstehen zu lassen, leugnete er in Berichten 
mitunter Einzelheiten aus seinem Privatleben und seiner Vergangenheit oder 
schmückte sie aus. So behauptete er beispielsweise, im gescheiterten November­
putsch 1923 an Hitlers Seite gestanden zu haben. Ebenso behauptete er, sein Bru­
der Max sei in Deutschland Richter am Reichsgericht. Beweise für beide Behaup­
tungen fehlen. Sicher ist aber, daß er keineswegs der halbanalphabetische rohe 
Schlächtergeselle war, als den ihn, nach dem Wunsch seiner Gegner, die Öffent­
lichkeit sehen sollte. Auch keiner seiner Vorgänger kann als sozialer Versager gel­
ten. Ignatz I . Griebl, Führer des Bundes im Herbst 1934, war ein in den Ver­
einigten Staaten ausgebildeter Arzt, und Hubert Schnuch, Bundesleiter von 1934 
bis 35, erwarb im Juni 1934 an der Yale University den Dr. phil.50. Kuhns un-

48 Siehe Hoover Institution, Akten NSDAP Hauptarchiv, Rolle 35, Polder 696. Siehe auch 
Deutsches Konsulat New York an Gustav Moshack (DAI), Mai 1935, in: NA, Akten 
NSDAP, MF T-81/394/5135027. Zum langen Rechtsstreit über den Besitz der Verlags-
abteilung des Bundes nach der Gründung des BANS siehe Henry Woisin v. Anton Haegele 
(and Nine Co-Defendents), 7 vols., New York, 4. 2. 1935, in: Washington Records Center, 
Legal Records of the German American Bund, Record Group 131, Box 147. 

49 Siehe Outline of Evidence Against the German American Bund, Justice Department 1942, 
S. 12 Anmerkung 16; siehe auch Deutscher Beobachter, New York, Dezember 1 9 3 5 -
Januar 1936. 

50 Ignatz I. Griebl, geb. in Würzburg 1899, Artillerieoffizier, 1925 in die USA ausgewandert, 
1928 Dozent am Long Island Medical College, Arzt am Harlem Hospital, New York; 1934 
wegen nazistischer Betätigung entlassen, von der Abwehr rekrutiert. Siehe zum Letzteren 
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mittelbarer Vorgänger, Fritz Gissibl, der die Bund-Bewegung durch ihre stür­
mischste Zeit gesteuert hatte, war kein Akademiker, aber das tat seiner Geschick­
lichkeit als Organisator keinen Abbruch. In Deutschland erhielt er nach seiner 
Rückkehr im Jahre 1936 eine Stellung als Stuttgarter Verbindungsreferent der 
Auslandsorganisation, in Württemberg war er Gauhauptstellenleiter des Reichs-
Propagandaministeriums und während des Krieges ein dem P R O M I unterstellter 
Obersturmbannführer in Polen51. 

Die wichtigste Neuerung, die Kuhn als Bundesleiter durchsetzte, war zweifellos 
die Umgestaltung der ideellen Basis des Bundes, seine Anpassung an die Gegeben­
heiten in den Vereinigten Staaten: Aus einer Organisation für neu eingewanderte 
Deutsche sollte der Bund zu einer vitalen politischen Vereinigung von Amerika­
nern deutscher Abstammung werden. Diesem Vorhaben diente zunächst seine 
Umbenennung in „Amerika-deutscher Volksbund". Auf dem Bund-Kongreß in 
Buffalo im Staat New York erklärte Kuhn, daß der Name des alten Bundes nicht 
den Zielen entspreche, die er für die Bewegung sehe. „Die Änderung" [des Na­
mens], sagte später Severin Winterscheidt, ein Mitarbeiter des Bundesleiters, „kam 
vor allem daher, daß die damaligen Führer der Bund-Bewegung den Standpunkt 
vertraten, der Name ,Freunde des neuen Deutschland' klinge zu deutsch, befremde 
die Leute und halte sie ab, Mitglieder des Bundes zu werden; . . . I m Deutschen 
wird er [der neue Bund] ,Amerikadeutscher Volksbund' genannt, was übersetzt 
,amerikanisch-deutsch' im Gegensatz zu ,deutsch-amerikanisch' heißt."5 2 

Das Letztere war für die Entwicklung der Theorie des Volksbunds von höchster 
Bedeutung. Kuhn glaubte, die in Anführungszeichen gesetzte Bezeichnung 
„deutschamerikanisch" deute an, daß Amerikaner mit deutschen Vorfahren durch 
und durch Amerikaner geworden seien, daß sie ihr Deutschtum der Assimilation an 
die angelsächsische Umwelt geopfert hätten. Der neue Bundesleiter betonte, die 
Nachkommen der ursprünglichen Einwanderer müßten als Deutsche in den Ver-

Ladislas Farago, The Games of the Foxes, New York 1971, S.20 ff., 32 ff., 65 ff. - Hubert 
Schnuch, geb. 1892 in Aachen, 1913 in die USA ausgewandert, 1914 nach Deutschland zu­
rückgekehrt, 1914-18 Militärdienst, 1919 in einem Freikorps gedient, 1921-22 Angestellter 
bei International Harvesters in Deutschland; 1925 erneut in die USA gekommen. Juni 1934 
Germanistik-Doktorat an der Yale University erworben, 1958 in New York gestorben. Das 
Doktorat wurde dem Verfasser von der Leiterin des Manuscript and Archives Reference 
Department der Yale University, Judith Schiff, am 11. 3.1969 bestätigt. 

51 Fritz Gissibl, geh. in Nürnberg 9. März 1903, in die USA 1923 eingewandert. Weitere Ein­
zelheiten in: NA, Akten NSDAP, M F T-81/141/179577 (G), 142/179978, 139/176308; Zu 
Gissibis SS-Rang siehe Dienstalterliste der Schutzstaffel der NSDAP vom 1. Okt. 1942 
(Arch. IfZ, Sign. Dc 30.02), S. 21, wo er als Obersturmbannführer beim Stab SS-Hauptamt 
geführt wird. - Walter Kappe, geb. 1905, Propagandaleiter der Bund-Bewegung, 1937 nach 
Deutschland zurückgekehrt, Helfer bei der Ausbildung der acht Saboteure, die 1942 mit 
einem U-Boot in den USA gelandet waren. Siehe ebenda, T-81/349/5078211 ff. (K); siehe 
auch Eugene Rachlis, They Came to Kill, The Story of Eight Nazi Saboteurs in America, 
New York 1961. 

52 Erklärung des S. Winterscheidt gegenüber dem Immigration and Naturalization Service 
im Jahre 1940. Siehe Outline of Evidence, a. a. O., S. 9 f. 
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einigten Staaten gelten, auch wenn ihre Vorfahren vor zehn Generationen ins Land 
gekommen seien; schließlich sei, nach nationalsozialistischer Weltanschauung,Blut 
entscheidender als der Staatsbürgerausweis oder der Geburtsort. „Wenn wir den 
Ausdruck ,amerikanischdeutsch' dem Ausdruck ,deutschamerikanisch' vorziehen", 
erklärte Kuhn im Oktober 1936, „so geschieht das aus dem gleichen Grund, aus dem 
sich frühere Deutschrussen als Russendeutsche bezeichneten . . . dem Grund, daß 
wir vor allem Deutsche sind, der Rasse nach, dem Blut nach und der Sprache nach. 
Wi r gehören zur großen Gemeinschaft aller Deutschen in dieser Welt. Andere 
Staatsbürgerschaftspapiere lassen uns nicht unseren deutschen Charakter verlieren. 
Wi r bleiben was wir sind, nämlich Deutsche in Amerika, Amerikanische Deutsche, 

weil wir nicht Amerikaner geworden sind.53 

Die unveränderte Unterstützung NS-Deutschlands durch den Volksbund, Kuhns 
hartnäckige Behauptung, daß die Deutschen in den Vereinigten Staaten zurück­
gesetzt seien und schließlich verfolgt würden, und die Bemühungen der Bundeslei­
ter, die amerikanischen Juden zu diffamieren, sind vielfach belegt. Wi r kennen die 
chronologische und ideologische Entwicklung der Bund-Bewegung. Doch wenig 
wurde unternommen, um das Image der Bund-Leute zu erhellen. Waren sie sozia­
ler Auswurf, Halsabschneider und Versager, wie die Amerikaner sie sahen, oder 
war ihr bekanntes Image aus einem Wunschdenken geboren, eine äußerst subjek­
tive Erklärung für ein anscheinend unerklärbares Phänomen? 

Die Bund-Bewegung hinterließ eine Fülle von Unterlagen, in denen ihre gei­
stige und organisatorische Entwicklung gut zu verfolgen ist. Die Unterlagen über 
die Mitgliedschaft sind spärlicher. Nach mehreren Untersuchungen durch ameri­
kanische Bundesbehörden gegen Ende der Dreißigerjahre befahl Kuhn die Ver­
nichtung der Mitgliederlisten und der Dossiers der Mitglieder. Das Wenige, das 
verblieben war, wurde Teil der Bestände des Justizministeriums, und aufgrund der 
Geheimhaltungsbestimmungen ist die Einsichtnahme noch immer beschränkt. Den 
Politologen stehen jedoch die Akten der Zentrale der Kameradschaft USA zur Ver­
fügung, die mit den Akten der NSDAP auf Mikrofilm aufgenommen wurden. 
Diese Sammlung, bekannt als Rückwanderer-Material, besteht aus Dossiers frü­
herer Bund-Mitglieder, die zwischen 1937 und 1942 nach Deutschland zurück­
kamen und sich der Kameradschaft USA anschlossen. Die Kameradschaft war 1938 
vom einstigen Bundesleiter Fritz Gissibl zur Erfassung der heimgekehrten Bund-
Mitglieder gegründet worden und im Gebäude des Deutschen Auslands-Instituts 
untergebracht, doch mit dem D A I nur lose verbunden. Fast alle 500 Rückwande­
rer waren während der Zwanzigerjahre in die Vereinigten Staaten gekommen. Da­
mals hatten die meisten von ihnen ohne Zweifel die Absicht, in den Vereinigten 
Staaten zu bleiben. Der Wiederaufstieg Deutschlands zu einer Zeit, da die Folgen 
der Wirtschaftskrise in den USA noch nicht überwunden waren, ließ sie jedoch ihre 
soziale und ökonomische Lage überdenken. Enttäuscht und wirtschaftlich unge-

53 Kuhn, Was sind WIR?, in: Deutscher Weckruf und Beobachter vom 7.10.1936. Hervor­
hebung durch den Verfasser. 
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sichert kehrten sie heim, wo sie eine Existenz zu finden hofften, die ihnen in den 
USA vermeintlich vorenthalten worden war. Außerdem fürchteten viele, im Zuge 
der Untersuchungen, die von den Staatsregierungen und der Bundesregierung zur 
Zerschlagung der Bund-Bewegung durchgeführt wurden, verhaftet zu werden. 
Ihnen schien die Alternative einfach: Geh nach Deutschland oder ins Gefängnis. 
Im allgemeinen war diese Einstellung unbegründet54. 

Die Rückwanderer-Akten enthalten viele statistische Angaben: Geburtsdaten, 
Jahr der Einwanderung in die USA, Berufstätigkeit und Ausmaß der Beteiligung 
an der Bund-Bewegung. Andererseits erfährt man wenig vom familiären Hinter­
grund der Rückwanderer, von ihrer religiösen Bindung und ihrem Militärdienst. 
Dennoch genügen die Angaben, um unter den für eine Fallstudie willkürlich her­
ausgegriffenen zweihundert Rückwanderern gemeinsame biographische Züge fest­
zustellen. Ein Vergleich dieser Angaben mit dem vom Ausschuß des Repräsentan­
tenhauses für unamerikanische Umtriebe gesammelten Material, den Seized 
Enemy Records im National Records Center (Suitland, Maryland) und einer vom 
American Council on Public Affairs geförderten Studie ergibt ein bemerkenswert 
homogenes Bild des deutschnationalen Elements in der Bund-Bewegung. Dieses 
Verfahren ist selbstverständlich eine Verstümmelung der Soziologie, und die Er­
gebnisse sind für die Bund-Mitglieder nur mit Einschränkung als repräsentativ zu 
betrachten. Der Mangel an Unterlagen verhindert zur Zeit jedoch eine systema­
tischere Untersuchung. 

Immerhin kann die Altersstruktur der Bund-Bewegung aufgezeigt werden. In 
seinem Aufsatz „The Genesis of Fascism" schreibt George Mosse, der Faschismus 
sei „eine Bewegung der Jugend" gewesen55. Er war es besonders in den USA. Zum 
Beispiel waren 1924 die Gründer der „Teutonia" Anfang der 20. Zehn Jahre spä­
ter war das Durchschnittsalter der Mitglieder des Bundes der Freunde des neuen 
Deutschland 30 Jahre56. Verhältnismäßig jung waren auch die für eine Fallstudie 

54 Akten der Zentrale der Kameradschaft USA (nach 1941 Amerikadeutsche Kameradschaft) 
in: NA, Akten NSDAP, MF T-81/139-140/175985-177114, 144/183963-184204. Die Orga­
nisation hatte Zellen in Braunschweig, Frankfurt, Hannover, Düsseldorf, Leipzig, Ham­
burg, Stuttgart, München und Berlin. Über fallengelassene Pläne zur Rückführung deut­
scher Arbeiter aus den USA in Zusammenhang mit dem Vierjahresplan siehe ADAP, Serie D, 
Bd. IV, S. 571 ff. Gründung und Aufbau der Kameradschaft behandelt Arthur Smith jr., 
The Kameradschaft USA in: Journal of Modern History 34 (1962), S. 398-408. Zu Ge­
richtsverfahren gegen Bund-Mitglieder wahrend des Zweiten Weltkrieges siehe Keegan v. 
US, 325 US 478 (1944) und Hans Max Haupt v. US, 330 US 631 (1947). Von den 260 000 
deutschen Staatsbürgern, die bei Kriegsbeginn in den Vereinigten Staaten lebten, wurden 
nur 1891 interniert, in krassem Gegensatz zu den in den USA geborenen Japanern und den 
Issei (nach 1907 eingewanderte Japaner). 

55 George Mosse, The Genesis of Fascism, in: Journal of Contemporary History 1 (1966), 
S. 14; dt. Ausgabe: Internationaler Faschismus 1920-1945, hrsg. von W. Laqueur und G. L. 
Mosse, München 1966, S. 35. 

56 Diese Angaben stützen sich auf Akten der Zentrale der Kameradschaft USA, Aufnahme­
anträge, in: NA, Akten NSDAP, M F T-81/130-139/175985-1777114, 242 ff.; 144/183963 
bis 184204. 
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herangezogenen Personen: Sie hatten weniger als acht Jahre in den Vereinigten 
Staaten gelebt57. Fast alle späteren Rückwanderer waren ledig, als sie Deutschland 
verließen. Zur Zeit ihrer Rückwanderung waren die meisten verheiratet und hat­
ten mindestens ein Kind. Weshalb aber waren diese Leute in den Vereinigten Staa­
ten einer rechtsradikalen Bewegung beigetreten? 

Die in den Akten enthaltenen Angaben über die früheren Berufe und Tät ig­
keiten der Rückwanderer geben beachtliche Aufschlüsse über die Gründe ihrer poli­
tischen Hal tung. Die Bund-Mitglieder waren keine Beamtennaturen, keine Mana­
gertypen und keine Intellektuellen. Nur sechs von ihnen waren Akademiker nach 
europäischem oder amerikanischem Maßstab58 . Mehr als die Hälfte der Rückwan­
derer hatte sich vor der Auswanderung als Facharbeiter oder Handwerker ausbil­
den lassen, wobei die Berufswahl sehr verschieden war: Schlosser, Bäcker, Schrei­
ner, Drucker, Elektriker, Glasbläser, Werkzeugmacher. Viele dieser Berufe waren 
jedoch infolge der neuen Produktionsmethoden in der Nachkriegszeit nicht mehr 
gefragt. Nur in vier der überprüften Fälle konnten Facharbeiter die von ihnen 
gewählten Tätigkeiten in den Vereinigten Staaten ausüben59. Alle anderen mußten 
Stellungen annehmen, die mit ihrer Ausbildung nichts zu tun hatten. Diejenigen, 
die eine ihrer Ausbildung entsprechende Stellung gefunden hatten, verloren ihren 
Arbeitsplatz mit dem Einsetzen der Wirtschaftskrise. Nach 1931 arbeiteten 90 Pro­
zent der Facharbeiter unter den zweihundert überprüften späteren Rückwanderern 
als Bedienstete (Kellner, Tellerwäscher, Tankwart) , sofern solche Arbeit zu haben 
war. 1930 waren zwei Drittel, nämlich 126, dieser Rückwanderer beschäftigt, im 
Frühjahr 1933 waren 162 arbeitslos60. 

Die Wirtschaftskrise hatte die Bund-Leute also hart getroffen. Zwischen den 
Wirtschaftsproblemen der einzelnen Bund-Mitglieder und ihrem Antisemitismus 
bestand ohne Zweifel eine Beziehung. Die Unterlagen bestätigen aber die An­
nahme, daß jene Deutschen, die sich der Bund-Bewegung zur Zeit ihres Aufbaus 
anschlossen, bereits vor ihrer Auswanderung Antisemiten und potentielle Natio­
nalsozialisten waren. Viele waren Freikorps-Mitglieder gewesen. Andere hatten 
im Ruhrgebiet gekämpft oder in Bayern gegen Kurt Eisner demonstriert, den die 
Rechtsradikalen als Inkarnation der aus dem Osten drohenden „bolschewistisch-

57 Jahr der Einwanderung: Durchschnitt Juni 1925. 
58 Die sechs Akademiker waren: Professor, Orthopäde, Chemiker (bei Shell Oil), Journalist, 

Musiklehrer, Arzt. Über den Bildungsstand der NSDAP-Führer siehe Harold Laswell und 
Daniel Lerner (Hrsg.), World Revolutionary Elites, Studies in Coercive Ideological Move-
ments, Cambridge, Mass. 1965, S. 194-318. 

59 Schlenz, Bankbeamter, Northern Trust, Chicago; Laumer, Brauer, Pabst Beer of Milwau-
kee; Rentsch, Klaviermacher, Steinway & Sohn; Bauer, Maschinenmeister, General Motors 
Corporation, Detroit. — Einige der überprüften Personen hatten in den Vereinigten Staaten 
Einbürgerungsverfahren eingeleitet oder waren in den letzten fünf Jahren vor ihrer Rück­
wanderung eingebürgert worden. Für ein vorläufiges Verzeichnis amerikanischer Staatsbür­
ger in der Kameradschaft USA siehe Mitglieder der Kameradschaft USA mit amerikanischer 
Staatsangehörigkeit, Liste 28. 9. 39, in: NA, Akten NSDAP, MF T-81/142/179962-180020. 

60 „Programming of 200 Former Bundists". 
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jüdischen" Gefahr verschrien. Die Voraussetzungen für organisierten Antisemitis­
mus bestanden bei deutschen Einwanderern also schon vor der Wirtschaftskrise61. 
Nach dem Ausbruch der Krise gaben die Bund-Leute dem „Ewigen Juden", der 
nach nationalsozialistischer Auffassung für alle Übel in der Welt verantwortlich 
war, die Schuld an ihrem Mißgeschick. 

Rassereinheit und der Wunsch nach Ekstase im Sinne Nietzsches - ein wichtiges 
Ingredienz des Nationalsozialismus — spielten hingegen bei den Bund-Mitgliedern 
keine besondere Rolle. Die meisten konnten mit dem Kult des Übermenschen offen­
bar wenig anfangen. I h r Beitritt zur Bund-Bewegung erfolgte aus Angst: Angst 
vor den Juden, den Kommunisten und dem weiteren Absinken in das Proletariat62. 
Viele Bund-Leute glaubten, die amerikanischen Juden konspirierten, um die Macht 
in den USA zu übernehmen und die Vereinigten Staaten in einen Krieg gegen 
Deutschland hinein zuzerren. Den jüdischen Einfluß auf das amerikanische Leben -
besonders in der Vergnügungsindustrie und der Kunst — sahen sie als Teil einer in 
Moskau ausgeheckten kommunistisch-jüdischen Verschwörung zur Unterjochung 
der USA. Der Boykott deutscher Waren, den 1933 New Yorker Juden als Antwort 
auf den Boykott der jüdischen Läden in Deutschland organisiert hatten, wurde als 
Beispiel der jüdischen Kontrolle der amerikanischen Wirtschaft angeprangert. Das 
Bund-Mitglied Michael Schrick war überzeugt, der Boykott sei „eine organisierte 
Verschwörung des mit Moskau verbündeten Weltjudentums zur Vernichtung 
Deutschlands"63. Ein anderes Bund-Mitglied, Henry v. Holt, erklärte einem Un­
tersuchungsbeamten, daß der Boykott ihn seine Stellung gekostet habe und er 
glaube, der Bund solle Druck auf Washington ausüben, um dem jüdischen Einfluß 
entgegenzuwirken64. Auch fürchteten viele Bund-Leute, die amerikanischen Juden 
würden ihren Einfluß zur Entfesselung eines antideutschen Pogroms benützen, um 
die Behandlung der Juden durch Hit ler zu rächen. Die Verflechtung dieser immer 
wiederkehrenden Themen zeigt am besten eine Aussage des Bund-Mitgliedes Otto 
Decker vor einem Untersuchungsbeamten65. Als Decker gefragt wurde, weshalb 
der Bund organisiert wurde, gab er zur Antwort : 

61 Zur Entwicklung des Antisemitismus in den Anfangsjahren der Bund-Bewegung siehe San­
der A. Diamond, The Nazi Movement . . . , a. a. O., Kapitel 3, 5, 9. 

62 Diese Themen werden in der Korrespondenz zwischen Rolf Hoffmann und Bund-Mitglie­
dern 1934-1936 immer wieder behandelt. Siehe NA, Akten NSDAP, MF T-81/26-27. 

63 Michael Schrick an Kameradschaft USA, 1. 4.1938, in: NA, Akten NSDAP, MF T-81/142V 
179581. Zum Beginn und der Wirkung des Boykotts siehe Arnold Offner, American Ap-
peasement, United States Foreign Policy and Germany, 1933-1938, Cambridge, Mass. 
1969, S. 61-63. 

64 US v. Kuhn and Nineteen Other Cases, 49 F. Supplement F (District Court, SDNY), 
18. März 143, S. 419. Kuhn wurde während des Zweiten Weltkriegs interniert, 1943 aus­
gebürgert, 1945 nach Deutschland deportiert und von einem bayerischen Entnazifizierungs­
gericht 1948 als minderer Kriegsverbrecher zu zehn Jahren Zuchthaus verurteilt. Er wurde 
begnadigt und starb am 14. 12.1951 in München. Zur Verurteilung Kuhns siehe Tages­
spiegel vom 18. 6.1948. Siehe auch New York Times vom 4. 2. 1948 und New York Herald 
Tribune vom 21. 4. 1948. 

65 Protokoll der eidesstattlichen Erklärung des 1886 in Weimar geborenen Otto Decker im 
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A : „Na — er wurde vor allem organisiert, um dem Boykott deutscher Waren ent­
gegenzutreten." 

F : „Durch wen?" 
A : „Durch die Juden." 

F . „Hat ten sie [die Bund-Leute] irgend einen anderen Grund, sich zu organi­
sieren?" 

A: „Sie hatten den Eindruck, daß über Deutschland Lügen verbreitet werden. Sie 

wollten das verhindern." 
F . „War der Bund, als er gegründet wurde, antisemitisch?" 
A : „Ja, war er immer." 
Und an anderer Stelle: 

F : „Würden Sie den Bund als antisemitisch bezeichnen?" 

A: „Ja . . . damit hat die Sache ja angefangen. Der Bund war gegen den Boykott 
und der Bund hat den Juden die Schuld am Boykott gegeben, weil sie mit 
Deutschland nicht Handel treiben wollten." 

Der einzige für ihn offene Weg, schloß Decker seine Aussagen, persönlich dem 
neuen Deutschland zu helfen, war der Beitritt zu einer deutschen pronationalsozia­
listischen Organisation66. 

Deckers Erklärungen sind charakteristisch für einen Standpunkt, den viele 
Deutsche im „Bund der Freunde des neuen Deutschland" eingenommen hatten. In 
den Anfangsjahren der Bund-Bewegung, 1933—34, verstanden sich viele Bund-
Mitglieder nicht als unbedingte Nationalsozialisten, sondern als gute Deutsche, die 
verpflichtet seien, die von amerikanischen Juden verbreiteten angeblichen Lügen 
über ihr Vaterland zu bekämpfen. Freilich hatten sie auch dem Nationalsozialis­
mus und damit Hit ler Treue geschworen. Vor der Aufnahme in den Bund der 
Freunde mußte jeder Anwärter auf die Mitgliedschaft eine Erklärung unterzeich­
nen, in der es unter anderem h ieß : „Ich erkläre hiermit meinen Eintr i t t in den 
,Bund der Freunde des neuen Deutschland'. Zweck und Ziele des Bundes sind mir 
wohlbekannt, und ich verpflichte mich, sie vorbehaltlos zu unterstützen. Ich aner­
kenne das Führerprinzip; ich gehöre keiner geheimen Organisation irgendwelcher 
Art an . . . ; ich bin arischer Abstammung, frei von jüdischem oder farbigem Blut­
einschlag . . ."67. Wer aber das deutsch-nationale Element in der Bund-Bewegung 
studiert, muß zwischen denen unterscheiden, die vom Rassenantisemitismus mehr 
oder weniger überrumpelt wurden und den Bund als möglichen Schutz vor jüdi­
schen Verfolgungen sahen (die Bund-Propagandisten erinnerten geschickt an die 
während des Ersten Weltkriegs gegen Deutschamerikaner geführten Kampagnen) 
und jenen Bund-Leuten, die - wie Fritz Gissibl, Walter Kappe, Fritz Kuhn und 

Pacific Building, Portland, Oregon, am 23. 6.1941, in: United States Department of Immi­
gration and Naturalization (B'nai B'rith Library), German-American Bund Polder, File 
No. 255-4093. 

66 Ebenda, S. 4 ff. 
67 Oath of Allegiance in: Washington National Records Center, Record Group 131, Box 159. 

Hier Rückübersetzung aus dem Englischen. 
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Josef (Sepp) Schuster - schon vor der Machtübernahme Hitlers NSDAP-Mitgl ied 
waren. Diese Männer waren überzeugte Nationalsozialisten, „Stürmer"-Typen 
und fanatische Judenhasser. 

Der wütende Antisemitismus der Bund-Leute trübte ihr Urteilsvermögen und 
lieferte die einzig plausible Erklärung für die vielfältigen juristischen und finan­
ziellen Probleme der Bewegung. Die Juden galten als Personifizierung des Bösen 
schlechthin oder, genauer, alles dessen, was die Bund-Leute haßten und fürchteten: 
Liberalismus, Marxismus, Demokratie und Internationalismus. Die vorläufigen 
Ergebnisse dieser Studie erhärten eindeutig die Ansicht, daß viele Bund-Leute fru­
strierte und infolge der Wirtschaftskrise enttäuschte Deutsche waren, verpflanzte 
Nationalsozialisten, die im Gegensatz zu so vielen ihrer Landsleute in den Ver­
einigten Staaten, persönlichen Mißerfolg nicht hinnahmen. Indem sie die Juden 
und Kommunisten angriffen, beruhigten sie ihr eigenes Gefühl des Versagens. I n 
diesem Sinne kann das deutsch-nationale Element in der amerikanischen NS-Be-
wegung als Teil des „Zeitalters des Faschismus" betrachtet werden. 

Jedoch kann nicht gesagt werden, daß während der Wirtschaftskrise alle angeb­
lich faschistischen Gruppen — einschließlich der Deutsch-Amerikaner in der Bund-
Bewegung — Teile des gleichen Phänomens waren. Eugen Weber warnt in einem 
Essay „Die Rechte" davor, die amerikanischen Rechtskreise im Licht des west­
europäischen Faschismus zu sehen. „Die Verhältnisse und Probleme in Nordame­
rika", schreibt Weber, „sind radikal verschieden von denen der übrigen Wel t : In 
einer äußerst mobilen Gesellschaft wird Stabilität hochgeachtet. Eine prosperie­
rende Gesellschaft legt auch Wert auf Status. Die Forderung nach Anpassung an 
die gesellschaftliche Umwelt — in den Vereinigten Staaten dominierend — ist nur 
ein beiläufiger Punkt europäischer Aktionsprogramme, die weit mehr die poten­
tielle Dynamik der nationalen Einheit betonen als die besänftigenden Aspekte 
eines konformistischen Sicherheitsgefühls."68 Der Unterschied zwischen dem ame­
rikanischen Rechtsradikalismus und dem deutsch-nationalen Element in der Bund-
Bewegung darf jedoch einen gemeinsamen Grundzug nicht verschleiern: Die fikti­
ven Volksfeinde wurden für die sozialen und wirtschaftlichen Wirren der Zwi­
schenkriegszeit verantwortlich gemacht. 

68 Hans Rogger und Eugen Weber (Hrsg.), The European Right, Univ. of California Press, 
1965, S. 12. - Dazu die besonders wichtigen Studien von Daniel Bell, The Dispossessed, 1962, 
und Seymour Lipset, Three Decades of the Radical Right, Coughlinites, McCarthyites and 
Birchers, 1962, in: The Radical Right, hrsg. von Daniel Bell, New York 1964. 



LUTZ NIETHAMMER 

AKTIVITÄT UND GRENZEN DER ANTIFA-AUSSCHÜSSE 1945 

DAS BEISPIEL STUTTGART 

Spätestens als die Alliierten in deutsche Städte einmarschierten, wurden in Wohn­
bezirken und Betrieben, zuweilen auch auf gesamtstädtischer Ebene, Aktions­
ausschüsse gebildet, die spontan in kollektiver Selbsthilfe Sicherheit, Säuberung, 
Versorgung, Aufräumungsarbeiten und zuweilen auch die Produktion organisier­
ten. Diese Ausschüsse trugen eine Vielfalt von Namen, die meist von bündnispoli­
tischen Organisationen der KP abgeleitet waren; damals wurden sie allgemein 
„Antifa" genannt. Binnen weniger Wochen wurden die meisten von den Besat­
zungsmächten verboten und ihre Unterlagen beschlagnahmt, andere in ihren Ak­
tionszielen verbogen und von der Rekonsolidierung solcher soziopolitischer Orga­
nisationsformen verdrängt oder aufgesogen, die auch vor dem Faschismus bereits 
bestanden hatten (Verwaltung, Parteien, Unternehmen, Verbände). Es liegt jedoch 
nicht nur an der Quellenarmut infolge des spontanen Charakters und des baldigen 
Scheiterns der Antifas, daß heute so wenig über sie bekannt ist1. 

Ihre Geschichte zählt vielmehr zu den gescheiterten Alternativen, die in das vor­
herrschende zeitgeschichtliche Selbstverständnis weder der DDR noch der BRD 
paßten. Wiewohl dort mehr über diese Bewegung geforscht worden ist, mußte sie 
von der offiziösen Geschichtsschreibung in der DDR in der Bewertung ganz an den 
Rand gerückt werden2, widersprach sie doch der (erst später) führenden Rolle der 
Partei. Im Sog der Westintegration konzentrierte sich andererseits die Zeitge­
schichtsforschung in der BRD auf die Herausarbeitung solcher Traditionen, die 
den Anspruch der deutschen sozialen Führungsschicht auf nationale Gleichberech­
tigung legitimiert und die Einheit liberaler Verfassungen und kapitalistischer Pro-

1 Die einzige monographische Behandlung (für den Kreis Schwarzenberg/Erzgeb.) bisher 
Werner Groß: Die ersten Schritte, Berlin (Ost) 1971. Ausführliche Kapitel zu Bremen und 
Hamburg werden enthalten sein in Peter Brandt, Antifaschistische Einheitsbewegung, Par­
teien und Gewerkschaften, sowie Holger Christier, Die Hamburger Arbeiterbewegung 
1945-1949 (beide Diss. werden 1975 in Hamburg erscheinen). Für Bayern Lutz Nietham­
mer, Entnazifizierung in Bayern, Frankfurt 1972, S. 124 ff. (hier auch die ältere allg. Lit.); 
seither sind noch zu erwähnen: drs. (Hrsg.), Walter L. Dorn, Inspektionsreisen in der 
US-Zone, Stuttgart 1973, S. 34 ff.; Jürgen Klein, Vereint sind sie alles? Hamburg 1972, 
Kap. 5, passim; Franz Hartmann, Geschichte der Gewerkschaftsbewegung nach 1945 in 
Niedersachsen, Hannover 1972, S. 20 ff. 

2 Charakterstisch für die Bewertungsproblematik die Analyse bei Siegfried Thomas, Ent­
scheidung in Berlin, Berlin (Ost) 1967, S. 33 ff. Nachweis der Lokalstudien aus der DDR, in 
denen auch Volksausschüsse behandelt werden, bei Arnold Sywottek, Deutsche Volksdemo­
kratie, Düsseldorf 1971, S. 266 ff. Sonst bisher kaum belegte Angaben für die Westzonen bei 
Karl Greese, Der Kampf um die Entnazifizierung in Südbaden Mitte 1945 - Ende 1946, 
Phil. Diss. (masch.) Berlin (Ost) 1961, S. 72 ff.; Gerhard Mannschatz/Josef Seider, Zum 
Kampf der KPD im Ruhrgebiet 1945-1947, Berlin (Ost) 1962, S. 27 ff. 
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duktionsverhältnisse als alternativlos erscheinen lassen. Demokratische Spontanei­
tät wurde hierzulande allenfalls Bürgerinitiativen zugeordnet, die Geschichte der 
Arbeiterklasse durch die ihrer etablierten Organisationen ersetzt. Eine fruchtbare 
Untersuchung verschütteter Alternativen m u ß jedoch den Zusammenhang tradi-
tionaler Legitimation durchbrechen und zu einem analytischen Geschichtsverständ­
nis vordringen3. Nicht das Heroische an der gescheiterten Alternative interessiert, 
sondern daß es sie tatsächlich gegeben hat, worauf sie hinauslief und warum sie 
versagte. Dazu sind drei methodische Wege einzuschlagen: 1.) der theoretische, der 
das Organisationsproblem der Demokratie mit dem der Arbeiterbewegung ver­
knüpft; 2.) der vergleichende, der auf die Perspektive der europäischen Befreiungs­
bewegungen über das Ende des Zweiten Weltkriegs hinaus verweist; und 3.) der 
empirische, der im lokalen Mikrokosmos auf einer spärlichen Quellengrundlage ein 
kurzzeitiges, fluktuierendes Geschehen konkret nachweist und auf seine Entwick­
lungsmöglichkeiten prüft. Das letzte soll am Stuttgarter Beispiel im folgenden ge­
schehen, wobei ich hier nur allgemein auf Quellen verweise4, da eine wesentlich 
ausführlichere Schilderung im Zusammenhang einer Darstellung der deutschen 
Antifabewegung erscheinen wird5. F ü r die ersten beiden Wege sollen hier nur 
einige Stichworte vorausgeschickt werden, um die Einordnung des Beispiels zu er­
leichtern. 

I 

D i e theore t i sche Z ie lpe r spek t ive , i n n e r h a l b de re r die E r f a h r u n g der A n t i f a - A u s -

schüsse in te ress ie r t , is t die d i r ek te D e m o k r a t i e , de r T r a u m e ine r sich ko l lek t iv aus 

ü b e r s c h a u b a r e n E i n h e i t e n h e r a u s selbst ge s t a l t enden Gesellschaft , i n der e n t f r e m -

3 Vgl. den Diskussionsbericht „Zwischen Sozialgeschichte und Legitimationswissenschaft", in: 
Jb. Arbeiterbewegung 2 (1974) S. 267 ff. 

4 Aus Raumgründen werden nur wichtigere Einzelbelege gegeben. Die Arbeit stützt sich im 
wesentlichen auf Akten der Kanzlei des Oberbürgermeisters im Stadtarchiv Stuttgart (StAS). 
Für die Analyse unentbehrlich sind die Hintergrundberichte, des im Mai 1945 vom Inter­
nationalen Gewerkschaftsbund/London über OSS nach Stuttgart entsandten Fritz Eberhard, 
insbesondere seine Berichte v. 8. 6., 25. 6. bzw. 20. 7. 1945 nebst Anlagen im Mat. Gott­
furcht, Deutschlandberichte 1944/45, DGB-Archiv Düsseldorf. Die folgenden Berichte 
liegen im Archiv des IfZ München, Mat. Eberhard. Daneben instruktiv die OSS-Field 
Intelligence Studies Nr. 5 „The Political Situation in Württemberg, A Preliminary Survey" 
v. 2. 7.1945 (15 S.) und Nr. 43 „Political Activity in North Württemberg-Baden" v. 1. 12. 
1945 (46 S.) in: National Archives, Washington D. C., Rec. Gr. Nr. 338. Ich danke allen 
Archivbeamten, die mir den Zugang zu diesen Materialien erleichtert haben, sowie Karl 
Ackermann (Mannheim), Franz Bellemann, Willi Bleicher, Karl Brehm, Heinz Eschwege, 
Hermann Hässler, Otto Scheef, Hans Schneider (alle Stuttgart), die mir schriftliche Aus­
künfte gaben oder in Gesprächen den Hintergrund der Stuttgarter Ereignisse von 1945 
beleuchteten. 

5 Es handelt sich um die Ergebnisse einer Arbeitsgruppe, die 1976 erscheinen sollen. Neben 
einer allgemeinen Analyse werden darin auch monographische Darstellungen von Antifa-
Ausschüssen in Bremen, Braunschweig, Duisburg/Mülheim, Frankfurt-Riederwald, Ham­
burg, Hannover, Solingen, Stuttgart und Angaben über zahlreiche weitere enthalten sein. 
Andere Beiträge schrieben U. Borsdorf (Essen), P. Brandt (Berlin), H. Dröll (Frankfurt), 
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dende Arbeitsteilung aufgehoben und die Herrschaft von Minderheiten über Mehr­

heiten überwunden ist. In Phasen beschleunigten Wandels sind seit über einem 

Jahrhundert immer wieder gesellschaftliche Organisationsformen, insbesondere 

Räte, aufgetreten, die als Annäherung an diese utopische Norm erscheinen. Histo­

risch haben sich Räte jedoch bisher stets als vorübergehende Modelle und nicht als 

Vorstufen zur Realisierung direkter Demokratie erwiesen. Wo die gesellschaft­

lichen Eigentumsverhältnisse tatsächlich umgewälzt wurden, wurde dies zentral 

durch effektive Eliten gesteuert, die neue Herrschaftsformen und -schichten in der 

nachrevolutionären Gesellschaft etablierten und den Prozeß der Arbeitsteilung 

nicht umzukehren vermochten. Wo jedoch die revolutionäre Initiative in räteför-

miger Verfassung spontan von der Basis am einzelnen Ort ausging, scheiterte sie 

unter dem Effektivitätsdruck einer feindlichen Umwelt. 

Außer als demokratische Vereins- und Aktionsform in gesellschaftlichen Macht­

hohlräumen verweist die Erfahrung von Räten auf Zusammenbruchskrisen im 

Zuge verlorener Kriege, die zu relativer Verselbständigung einzelner Städte oder 

Regionen führten wie in Paris 1871 oder in Mittel- und Osteuropa am Ende des 

Ersten Weltkrieges. Der Räteansatz wurde hier durch chaotische, quasi-archaische 

Verhältnisse begünstigt, welche die gesellschaftliche Reproduktion auf das Niveau 

der Herstellung einer Elementarordnung am einzelnen Ort und die Befriedigung 

der unmittelbarsten Lebensbedürfnisse herabdrückten. In dieser Lage waren die 

vordringlichsten Interessen der großen Mehrheit der Bevölkerung die gleichen. Die 

meisten der unmittelbar anstehenden Fragen erforderten keinen besonderen Sach­

verstand, sondern stellten sich auf einem ,do-it-yourself-level': Lebenserfahrung 

und gesunder Menschenverstand, die Fähigkeit zur Zusammenarbeit und Kommu­

nikation, Initiative und Tatkraft waren gefragt. Als weitere wichtige Rahmen­

bedingung für Räte (im Unterschied zu militärischen oder Kaderorganisationen) 

erwies sich, daß der vormalige Herrschaftszusammenhang bereits unterbrochen 

oder zumindest durch die Kriegsniederlage unterhöhlt und von den Siegern keine 

wirksame Militärregierung errichtet war. Erst wenn der unmittelbare politische, 

wirtschaftliche oder militärische Kampf in das Stadium der Disposition über Geg­

ner, der Säuberung und Aufräumungsarbeiten übergegangen war, entstanden die 

Freiräume, in denen das Medium von Räten, Versammlung und Diskussion, Platz 

greifen konnte6. 

H. Christier (Hamburg), A. Lein (Göttingen), I. Marssolek (Berlin), H. Pietsch (Duisburg), 
U. Schröder (Bremen), A. Sywottek (Hamburg); außerdem arbeiteten in der Arbeitsgruppe 
J. Klein (Hamburg), F. Moraw (Heidelberg) und A. Weinrich (Frankfurt) mit. Ihnen möchte 
ich auch an dieser Stelle für zahlreiche Diskussionen danken, ebenso wie der „Stiftung Mit­
bestimmung" für die Förderung des Projekts. 

6 Pionierarbeit für die Wiedergewinnung der Perspektive von Räten als demokratischen Re­
volutionsorganen leisteten Lorenz Tschudi, Räte-Demokratie und Marxismus, zuerst Diss. 
Basel 1950, Neuausgabe Basel 1973; Hannah Arendt, Über die Revolution, Frankfurt 1963, 
S. 327 ff. Den Ertrag der historischen Räteforschung faßt am besten zusammen Oscar An-
weiler, Rätebewegung, in: Sowjetsystem und demokratische Gesellschaft (SDG) 5 (1972), 
Sp. 429 ff. 
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Der Widerspruch zwischen der utopischen Norm direkter Demokratie und der 
historischen Erfahrung, welche die Wirksamkeit von Räten auf abnorme Über­
gangssituationen begrenzte, hat die Diskussion auf einen gradualistischen und stra­
tegischen Ansatz konzentriert, die sog. ,Demokratisierung'. Dabei fällt die Be­
schränkung auf aktuelle Vorfälle und Programmatiken auf, während die Erfah­
rung von Zwischenformen, die seit dem Ersten Weltkrieg gemacht wurde, kaum 
berücksichtigt wird7. Angesichts der zunehmenden Internationalisierung von Herr­
schaftsverhältnissen existieren jedoch in 'penetrierten Systemen' die machtpoliti­
schen Freiräume der älteren Räte nicht mehr. Das Interesse an strategischen Zwi­
schenformen legt die Suche nach Beispielen für gesellschaftlichen Aufbau durch 
Kleingruppen nahe, bei denen Erfahrung, Interesse und Aktion vergesellschaftet 
sind. Wer reagiert wie, wenn die elementaren Grundlagen der Gesellschaft bedroht 
sind und ihre Neuorganisation ansteht? Gibt es überhaupt in den Massen ein von 
den nationalen Eliten unabhängiges Potential, das die Initiative ergreifen kann, 
und auf welche Erfahrungen und Verhaltensmuster wird dabei zurückgegriffen? 
Entstehen durch solche Initiativen kollektive Lernprozesse bzw. wo liegen umge­
kehrt die Ursachen, wenn die Überwindung der Notlage in die Verselbständigung 
von Führungsgruppen und in die Apathie der Massen mündet? Wie verstehen 
schließlich lokale Kleingruppen ihre kollektive Selbstorganisation: als Chance für 
einen grundsätzlich anderen Gesellschaftsaufbau oder als vorübergehenden Not­
behelf8? 

II 

Zwischen spanischem Bürgerkrieg und chinesischer Kulturrevolution harren vor 
allem die antifaschistischen Widerstandsbewegungen im Zweiten Weltkrieg quer 
durch Europa der Untersuchung, welche Erfahrungen sie zur Geschichte räteähn­
licher Formen direkter Demokratie beitragen. Bei einem internationalen Vergleich 
der Bedingungen und Verläufe der antifaschistischen Befreiungsbewegungen — der 
zugleich den Legitimationszweck ihrer Untersuchung eliminiert — schält sich ihr 
Übergang von der Sonderlage des Widerstands zur Normallage der Nachkriegs­
systeme als Kardinalproblem heraus. Dieses Übergangsproblem konnte fast nir­
gendwo langfristig von der breiten Basis des militanten inneren Widerstands für 

7 Charakteristisch für diesen historischen Sprung, aber informativ für die Experimente mit 
räteähnlichen Organen und den Diskussionsstand in jüngerer Zeit Udo Bermbach (Hrsg.), 
Theorie und Praxis der direkten Demokratie, Opladen 1973. 

8 Die Soziologie von Räten und ihr Verhältnis zu den vorrevolutionären Gewalten einerseits, 
revolutionären Parteieliten andererseits erscheinen nach den historischen Vergleichen von 
Arendt und Anweiler als die hauptsächlichen Forschungsdesiderate. Die westeuropäischen 
Erfahrungen hierzu fassen zusammen Hans Mommsen/Klaus Meschkat, Pariser Commune, 
in SDG 4 (1971), Sp. 1069 ff.; Udo Bermbach, Das Scheitern des Rätesystems und die De­
mokratisierung der Bürokratie 1918/19, in: Pol. Vierteljahresschrift 8 (1967), S. 445 ff. 
Pierre Broué/Emile Témime, Revolution und Krieg in Spanien, Frankfurt 1969, S. 228 ff. 
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sich entschieden werden, weder national noch in den Parteien und Gewerkschaften; 
vielmehr wurden die Nachkriegsordnungen überwiegend unter Rückgriff auf vor 
dem Faschismus praktizierte Organisationsformen von Vertretern früherer Eliten 
oder Exilführungen geprägt, deren Zugriff auf die Legitimation des antifaschisti­
schen Widerstandskampfes angesichts andersartiger sozialer Rekrutierung, Orga­
nisationsformen und Aktionsziele fragwürdig erscheint9. 

Das herausragende Gegenbeispiel, Jugoslawien, läßt in seinen Sonderbedingun­
gen Gründe für den Abbruch der Widerstandsperspektive in den anderen Ländern 
erkennen. Im Verhältnis zum übrigen Europa konnte sich Jugoslawien den Hege-
monialsystemen sowohl des Faschismus wie der darauf folgenden Ost-West-Pola­
risierung weitgehend entziehen: im ersten Fall auf Grund der geringen militär­
strategischen und rüstungswirtschaftlichen Bedeutung insbesondere seiner großen 
unwegsamen Gebirgsgegenden, im zweiten Fall auf Grund der interalliierten Ab­
rede sich gegenseitig neutralisierender Einflußanteile. Zweitens setzte sich in die­
sen Hohlräumen eine entschieden kommunistisch orientierte und zentral vom 
KP-Chef militärisch geführte Partisanenorganisation durch, die einen ernsthaften 
Kompromiß mit der bürgerlichen Exilregierung und mit nur 'nationalen' Partisa­
nen ablehnte und von der auch örtliche Selbstverwaltungsversuche durch Be­
freiungsräte abhängig waren - also weder eine der sonst üblichen Volksfrontkoali­
tionen noch eine selbständige spontane Machtbildung in lokaler Isolation. Drittens 
wurde dieser militärisch-politische Erfolg in einer überwiegend agrarischen Ge­
sellschaft mit ihren elementaren Reproduktionsbedingungen erzielt10. 

Aus dem Vergleich dieser Sonderform mit den meist lokal isolierten, aus natio­
nalen' Koalitionen erwachsenen und teilweise von den Alliierten abhängigen Er-

9 Ein solcher Vergleich steht in der Literatur noch aus. In den älteren Symposien über die 
europäischen Befreiungsbewegungen wurden nur nationale Studien nebeneinandergestellt, 
die ähnlich wie die deutsche Widerstandslit. vom heroisch-nationalen Pathos getragen sind: 
La Résistance européenne 1933-45, Paris 1960; European Resistance Movements, Oxford 
1964. Sie enden mit der Befreiung, ebenso Studien aus kommunistischer Sicht, die gleich­
falls den heroisch-legitimierenden Aspekt in den Vordergrund rücken. Vgl. Heinz Kühnrich, 
Der Partisanenkrieg in Europa, 2. Aufl. Berlin (Ost) 1968 und Länderstudien wie Vlado 
Strugar, Der jugoslawische Volksbefreiungskrieg 1941 bis 1945, 2 Bde. Berlin (Ost) 1969; 
Roberto Battaglia/Giuseppe Carritano, Der italienische Widerstandskampf 1943 bis 1945, 
Berlin (Ost) 1970. Wichtig für die Analyse von Kontinuitäts-Bedingungen ist vor allem der 
griechische Fall. Vgl. Dominique Eudes, The Kapitanios, New York/London 1972; Heinz 
Richter, Griechenland zwischen Revolution und Konterrevolution, Frankfurt 1973. Zum 
letzteren Aspekt vgl. auch für Italien die Beiträge von G. Quazza und B. Salvati in S. J. 
Woolf (Hrsg.), The Rebirth of Italy 1943-50, London 1972, und für Frankreich Lokalstu­
dien wie z. B. Maurice Agulhon/Fernand Barrat, C. R. S. à Marseille, Paris 1971; Pierre 
Guiral, Libération de Marseille, Paris 1974. 

10 Neben Strugar und den zit. Sammelwerken vgl. Othmar N . Haberl, Die Emanzipation der 
KP Jugoslawiens von der Kontrolle der Komintern/KPdSU 1941-1945, München 1974; 
Costa de Loverdo, Les maquis rouges des balkans, Paris 1967; Ernstgert Kalbe, Anti­
faschistischer Widerstand und volksdemokratische Revolution in Südosteuropa, Berlin (Ost) 
1974, Kap. HI/2 u. 3 ; Predag Vranicki, Geschichte des Marxismus, Bd. 2, Frankfurt 1974, 
S.997. ; Phyllis Auty, Tito, München/Gütersloh/Wien 1972, bes. Teil III f. 
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folgen der Befreiungsbewegungen in anderen Teilen Europas lassen sich in sche-
matischer Verkürzung einige hypothetische Korrelationen zwischen dem Charak­
ter von Befreiungsbewegungen und ihrer späteren politischen Durchsetzungskraft 
gewinnen. Die Kontinuitätschance ist offenbar um so größer, je weniger das be­
treffende Gebiet von Großmächteinteressen berührt wird, wenn es also kein um­
fassend ,penetriertes' oder gar durch Besetzung direkt unterworfenes System dar­
stellt. Sie hängt zweitens damit zusammen, daß sich die Befreiungsbewegung zu­
gleich als nationale und soziale versteht und diese Ziele von einer einheitlichen 
revolutionären Führung integriert werden, wenn also keine unendliche Vielfalt 
lokaler Konstellationen und keine Koalition aller an der nationalen Befreiung in­
teressierter Kräfte gegeben ist. Drittens operierten die größten und wirksamsten 
Partisanenorganisationen (nicht nur auf dem Balkan) in agrarischen oder sogar 
präagrarischen Gebieten, dem sog. Maquis, während der Großteil ihrer Aktivisten 
aus Kadern der Arbeiterbewegung und Intellektuellen der Städte gebildet wurde. 
Nur wo deren Integration mi t der Landbevölkerung in sog. Partisanenrepubliken 
gelang und angesichts der nationalen Gesellschaftsstruktur mehr als vorübergehende 
taktische Bedeutung gewinnen konnte, bedeutete die Rückkehr in die Städte keinen 
Kontinuitätsbruch11. Und schließlich war die Chance der Nachkriegskontinuität 
um so größer, je selbständiger die Befreiung bewirkt worden war — also keine fünf 
vor zwölf zur Selbstlegitimierung unternommene Demonstration, die machtpoli­
tisch von der Entsetzung durch herannahende alliierte Truppen abhing, sondern 
eine längerfristige Erkämpfung, Organisation und Ausdehnung selbstbefreiten 
Gebiets. Strukturell setzte dies Koordination durch Kommando und Disziplin in 
einer Atmosphäre unmittelbarer Gewalt voraus. 

Diese Korrelationshypothesen beschreiben jedoch in aufsteigender Linie zuneh­
mend ungünstigere Bedingungen für die Einlösung direkter Demokratie in räte-
ähnlicher Form nach der Befreiung. Denn die Wirksamkeit von Räten wird durch 
die Möglichkeit zur Neukonstituierung eines gesellschaftlichen Zusammenhangs 

11 Militärisch relevante Selbstbefreiungsakte in Städten fanden nur angesichts nahender alli­
ierter Streitkräfte statt (Paris, Norditalien) und brachen bei verzögerter Entsetzung zusam­
men (Warschau, München). Längerfristige Partisanenaktivität konnte sich nur im „Maquis" 
behaupten, in Nordgriechenland, im Karst Dalmatiens, in den österreichischen Bergen, in 
den Karpaten (vgl. W. Venohr, Aufstand für die Tschechoslowakei, Hamburg 1969), in den 
Gebirgsgegenden des Appenin, Friauls und Savoyens in Italien, im Zentralmassiv, in der 
Dauph iné und den Cevennen Frankreichs. Eine Integration der Partisanen mit der länd­
lichen Bevölkerung ihres hauptsächlichen Operationsgebiets findet sich in zwei Varianten 
vor allem auf dem Balkan. In Griechenland führte dies zu Konflikten auch zwischen den 
kommunistischen Kapitanios und der KP-Zentrale, die Widerstand vor allem von der städ­
tischen Arbeiterklasse erwartete, wo er nicht stattfinden konnte. In Jugoslawien hingegen 
ergab sich eine tatsächliche Integration in einer kommunistisch geleiteten, militärisch akti­
ven Volksbefreiungsbewegung: über die Hälfte der KP-Mitglieder waren Bauern, der Rest 
Intellektuelle und Arbeiter (Haberl, a. a. O., S. 16 f.); für die Partisanen selbst gilt dies für 
die Mehrheit der südosteurop. Länder. Vgl. Kühnrich, a. a. O., S. 50 ff., 379 f., und Kalbe, 
a. a. O., S. 166, der jedoch gerade versucht, die Strukturunterschiede in den einzelnen Län­
dern in Phasenverschiebungen umzuinterpretieren. 
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zersplitterter urbanisierter Gebiete begünstigt, d. h. durch den Zerfall der vormali­

gen herrschaftlichen Koordination, also weder durch deren Zerschlagung und Er­

setzung von außen noch durch den Zwang zum Partisanenkampf mit seiner Kom­

mandostruktur12. Zweitens setzt solidarische Selbsthilfe sowie ihre Anleitung und 

Vertretung durch Aktionsausschüsse bzw. Räte voraus, daß Solidarität bereits hi ­

storisch gelernt und durch eine aktuelle Interessenparallelität begründet ist sowie 

durch die Ausbildung einer basisnahen Führungsschicht von Aktivisten koordiniert 

wird. Solche Bedingungen sind aber in der Arbeiterschaft industrieller Stadtregio­

nen wesentlich verbreiteter als bei Bauern und Bürgern — oder gar im Verteilungs­

kampf zwischen Stadt und Land in einer zugespitzten Versorgungskrise. Insofern 

widersprechen die Bedingungen antifaschistischer Selbstbefreiung im nationalen 

oder doch regionalen Maßstab teilweise denen direkter Demokratie, wie sie sich 

durch lokale Selbstorganisationsversuche während der Lähmungskrise nach dem 

Zusammenbruch der faschistischen Herrschaft am einzelnen Ort anbahnen mochte. 

Gleichwohl ließ dieses Bedingungsraster wie auch die internationale machtpoli­

tische Verflechtung am einzelnen Ort begrenzte Hohlräume für die Entwicklung 

autochthoner Selbsthilfe und antifaschistischer Machtbildung zu. Erst innerhalb 

dieses Gefüges wird die Geschichte der Partisanenrepubliken des Balkans und I ta­

liens, der Befreiungs- und Leitungsausschüsse Italiens und Frankreichs und auch 

der Antifa-Ausschüsse in Deutschland verständlich. 

I I I 

Die Antifa-Ausschußbewegung in Stuttgart war eine der größten im besetzten 
Deutschland; ihre Ausläufer zogen sich bis 1948 hin. Sie steht damit den lokalen 
Befreiungsausschüssen etwa Norditaliens oder Südfrankreichs am nächsten. Wäh­
rend dort jedoch Koalitionen der Repräsentanten verschiedener Widerstandsgrup­
pen und Parteien überwogen, ist in Stuttgart die Anlehnung an das Rätemodell 
unverkennbar. Mit Hilfe unseres hypothetischen Rasters können die Bedingungen 
der Stuttgarter Antifa näher bestimmt werden, die tendenziell auch in den meisten 
anderen deutschen Städten wirksam waren und sich in ihrer Konstellation von der 
Lage in den ,befreiten Ländern' abhoben. 

Die Bedingungen für die Kontinuität einer antifaschistischen Befreiungsbewe­
gung waren in Stuttgart schlecht; noch am ehesten läßt sich von einem — gegenüber 
der sonstigen Besetzung Deutschlands durch Amerikaner und Russen — relativen 
Machtvakuum reden. In vielen Teilen Deutschlands gab die alliierte Fronttruppe 
aus Mangel an konkreten politischen Zielen und administrativer Durchsetzungs-
kraft für einige Wochen autochthoner Selbstorganisation Raum; hier traten jedoch 

12 Diesen Gesichtspunkt betont besonders Hannah Arendt, a . a .O . , S. 328 f. u. ö. Die später 
entwickelte Theorie der Stadt-Guerilla hat in der Praxis vor allem zu individuellem Terror, 
nicht aber zu Massenauf ständen oder wirksamer Selbstbefreiung geführt. Die Verknüpfung 
von direkter Demokratie und militärischer Effizienz ist bisher nur theoretisch gelungen. 
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Sonderbedingungen hinzu. Stuttgart wurde am 20. und 21. 4. 1945 verabredungs­
widrig von französischen Truppen ohne wesentliche Kampfhandlungen genommen 
und als Faustpfand gehalten, um die USA zu einer frankreichfreundlichen Fest­
legung der Besatzungszonen zu bewegen. Um keinen Vorwand zur Intervention zu 
bieten, waren die Franzosen hier an einem gütlichen Arrangement mit den Deut­
schen interessiert. Darüber hinaus gab es auch eine Balance von Vichy-, de Gaulle-
und Résistance-Kräften in der auf die Besatzung weitgehend unvorbereiteten Ar­
mee, die ihr politisches Verhalten unberechenbar und verhältnismäßig zurückhal­
tend machte1*. 

Von einer integrierten Selbstbefreiungsbewegung kann in Stuttgart nicht ge­
sprochen werden; auf der anderen Seite war eine spontane, von der Arbeiterschaft 
ausgehende Organisation antifaschistischer Ausschüsse aber auch nicht durch eine 
klassenübergreifende Koalitionsbildung auf zentraler Ebene in ihrer Entwicklung 
behindert. Trotz heroischer Einzelaktionen ist auch ein organisierter Zusammen­
halt der Kader der Arbeiterbewegung in Stuttgart in den letzten Kriegsjahren nicht 
mehr nachzuweisen. Zwar gab es bürgerliche Gruppen, die ein Ende der NS-Herr-
schaft befürworteten; sie verfolgten damit zugleich jedoch so konservative gesell­
schaftspolitische Ziele, daß unter dieser Drohung eines modernisierten Klassen­
kampfes von oben kaum Ansätze zu einer antifaschistischen Gemeinsamkeit mit 
der Masse der Arbeiter sichtbar wurden. Die beiden übrigen Bedingungen anti­
faschistischer Kontinuität fallen hier vollends aus: partisanenähnliche Selbstbe­
freiungsorganisationen gab es — im Gegensatz zu Österreich und Bayern — im 
schwäbischen Raum nicht, und trotz großbürgerlicher Bemühungen um kampflose 
Übergabe kann von einer wirksamen Selbstbefreiung keine Rede sein14. Unter die­
sen ungünstigen Voraussetzungen für eine antifaschistische Kontinuität gab es also 
am ehesten noch solche Faktoren, die zugleich eine räteförmige spontane Selbst-

13 Zur Besetzung Stuttgarts durch die Franzosen vgl. Hermann Vietzen, Chronik der Stadt 
Stuttgart 1945-1948, Stuttgart 1972, S. 23 ff.; Gen. Jean de Lattre de Tassigny, Histoire de 
la Premiere Armée Francaise, Rhin et Danube, Paris 1949, S. 536 f., 567 ff., und die in 
Niethammer, Dorn, a. a. O., S. 46 zit. Lit., Zur Rekrutierung der französischen Besatzungs-
streikräfte vgl. F. Roy Willis, The French in Germany, 1945-1949, Stanford Ca. 1962, 
S. 67 ff. 

14 Für den Widerstand in Stuttgart gibt es bislang nur den Überblick von Willi Bohn, Stutt­
gart geheim!, 2. Aufl. Frankfurt 1970, der für die zweite Kriegshälfte nur sehr vereinzelte 
Aktionen nachweisen kann. Andererseits bestand offenbar unter einigen früheren Gewerk­
schaftsfunktionären ein Zusammenhalt, der teils direkt, teils über den Bosch-Kreis Be­
ziehungen zum Leuschner-Kreis hatte. Vgl. ebenda, S. 181, u. Otto Kopp (Hrsg.), Wider­
stand und Erneuerung, Stuttgart 1966, S. 129 f. Zum Bosch-Kreis vgl. ebda, S. 98-186, und 
Gerhart Ritter, Carl Goerdeler und die deutsche Widerstandsbewegung, München 1964 
(dtv), S. 158 ff. Gegen die Darstellung der letzten Kriegsmonate bei Vietzen ist zwar der 
Vorwurf erhoben worden, daß hierbei der Widerstand der Arbeiterbewegung nicht be­
leuchtet worden sei. Außer brutalen Verfolgungen, wie z. B. die Ermordung der Familie 
Schlotterbeck, konnte aber auf keine aktive und organisierte Widerstandstätigkeit in dieser 
Phase verwiesen werden. Vgl. Kreisvorstand der DKP Stuttgart (Hrsg.), Für die Wahr­
heit streiten! (hekt. Stuttgart 1974, S. 14 ff. 



Aktivität und Grenzen der Antifa-Ausschüsse 1945 305 

Organisation zu fördern geeignet sind: einen Raum verdünnter machtpolitischer 
Durchsetzung der Alliierten und desintegrierte deutsche Alternativeliten. 

Auf der anderen Seite waren die Bedingungen für eine räteförmige Selbstorga­
nisation — Desintegration der vormaligen Herrschaft in überschaubare lokale Ein­
heiten und eine relativ solidarische Arbeitertradition — in Stuttgart noch günstiger 
als in den meisten anderen deutschen Städten. Die exportorientierte verarbeitende 
Industrie des Stuttgarter Raumes hatte sich gegenüber dem NS eine westliche Op­
tion offengehalten; aus der Tradition des schwäbischen Pietismus heraus hatte es 
auch im protestantischen Bürgertum verhältnismäßig starke Abwehrkräfte gegen 
den NS gegeben. Diese inneren Alternativen gewannen zunehmenden Einfluß auf 
die Verwaltung der Stadt. In der Umgebung des NS-Oberbürgermeisters Strölin 
sammelten sich so viele Stimmen der Vorsicht, daß schließlich auch er selbst auf die 
Seite der kampflosen Übergabe, der Sabotage der „Verbrannte-Erde"-Befehle und 
mithin auf die schwarze Liste der SS rückte. Man kann hier aber nicht von einem 
Umschwung zum Widerstand, von der Etablierung einer neuen moralischen Auto­
rität sprechen, denn die Wehrwirtschaftsführer trugen zu deutlich Wasser auf bei­
den Schultern, die Umkehr des Oberbürgermeisters war zu präzise mit den mili­
tärischen Mißerfolgen des NS-Regimes synchronisiert. Vielmehr desintegrierte 
das gesamte politische und wirtschaftliche Herrschaftssystem im Stuttgarter Raum 
im letzten Kriegsdrittel schneller als in den meisten anderen Gebieten und hinter­
ließ disparate Führungskräfte, an ihrer Spitze einen jungen und weithin unbe­
kannten Rechtsanwalt, Arnulf Klett, als Oberbürgermeister, der sich als Verteidi­
ger auch kommunistischer KZ-Häftlinge bewährt hatte, aber den Franzosen noch 
vom NS-OB vorgeschlagen und einer weiterbestehenden ,Fachverwaltung' auf­
gepfropft worden war15. 

Auch die Sozialstruktur Stuttgarts hatte sich im letzten Kriegsjahr so entwickelt, 
daß die Stadt unsteuerbar geworden war. Die letzten Luftangriffe hatten das Stadt­
zentrum im Talkessel praktisch ausgeschaltet und damit die auf den umliegenden 
Höhen vor allem im Süden gelegenen, z. T. erst im Krieg eingemeindeten bürger­
lichen Vororte wie auch die schon früher integrierten Industrie- und Arbeitervor­
städte des Neckar- und des Feuerbachtals (Unter- und Obertürkheim, Wangen, 
Hedelfingen, Cannstatt, Münster, Zuffenhausen, Stammheim, Feuerbach, Botnang) 
relativ verselbständigt. Im eigentlichen Talkessel konzentrierten sich z. T. stark 

15 Zum Bosch-Kreis vgl. Anm. 14, zu seiner Fortsetzung Anm. 33 ff. Zu Strölin neben Vietzen, 
a. a. O., S. 14 ff., auch Karl Ströhlin, Stuttgart im Endstadium des Krieges, Stuttgart 1950. 
Verschiedentlich haben auch Arbeiter in den Vororten die Verteidigung verhindert, die Sol­
daten entwaffnet und in Zivilkleidern nach Hause geschickt. Ein Beispiel aus Stuttgart-
Münster berichtet Eberhard v. 8. 6.1945, a. a. O. Zur Biographie und Berufung Kletts vgl. 
Kurt Leipner (Hrsg.), 25 Jahre Oberbürgermeister (PS Klett), Stuttgart 1971, bes. S. 29 ff., 
sowie Vietzen, a. a. O., S. 19, 31 f. Dabei wird nicht erwähnt, daß statt Klett zunächst ein 
linkerer Kandidat im Gespräch war, dessen Berufung durch Strölins Wendung zugunsten 
Kletts verhindert wurde. Vgl. dazu den Bericht von Heinz Eschwege, Vom Untergang und 
Aufstieg der Stadt Stuttgart 1945-1946, (masch. StAS Nr. 3705) S. 27 ff. 
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zerstörte Arbeiterquartiere an den östlichen und westlichen Talausgängen (Hes-
lach, West; und Gablenberg, Gaisburg, Ost), während das Bürgertum in den Vil-
lengegenden der nördlichen und südlichen Hügel und die in Stuttgart sehr zahl­
reichen Arbeiter-Pendler auf dem Lande blieben. In den Außengebieten hatten die 
Luftangriffe insbesondere die um Fabriken und Bahnhöfe konzentrierten Arbeiter­
bezirke getroffen. Die zentrale Verwaltung war schon 1944 den sich daraus erge­
benden Problemen nicht mehr gewachsen und überließ z. B. die Wohnraumlen­
kung den Ortsgruppen der NSDAP. Andererseits war Stuttgart aufgrund seiner 
dezentralisierten Struktur mit 1 % Luftkriegstoten noch relativ glimpflich davon­
gekommen. Aber die ortsanwesende Bevölkerung (etwa 42% der Vorkriegseinwoh­
nerschaft) bestand zu 83% aus Kindern, Frauen und alten Männern, und in der 
alsbald einsetzenden Rückflut der Evakuierten (1945 allein rd. 100 000) waren 
diese Gruppen ebenfalls dominierend. Die Männer im sog. wehrfähigen Alter 
waren je etwa zur Hälfte Deutsche und zur Zwangsarbeit nach Deutschland ver­
schleppte Ausländer. Der produktive Bevölkerungsteil war also auf 10 bis 20% 
zusammengeschmolzen. Nachdem der Gauleiter als letzte Großtat noch die Ernäh­
rungsbewirtschaftung aufgehoben und damit die verbliebenen Reserven verschleu­
dert hatte, kamen Versorgung und Verkehr (auch Post und Telephon) mit dem Ein­
zug der Franzosen für mehrere Wochen zum Erliegen; alle Brücken über den Nek-
kar bis auf einen Fußsteg waren gesprengt16. 

Außerdem war das Qualifikationsniveau in der verhältnismäßig jungen ver­
arbeitenden Großindustrie des Stuttgarter Raumes hoch; durch einen bedeutenden 
Anteil von Arbeitern mit landwirtschaftlichem Nebenerwerb gab es auch in dieser 
Klasse ein gewisses Maß wirtschaftlicher Selbständigkeit und geringere Woh­
nungsnot. Vor diesem Hintergrund entwickelte sich die Spaltung der Arbeiter­
bewegung in der Weimarer Republik in Stuttgart weniger scharf, und die dritte 
Front zur christlichen Arbeiterbewegung spielte hier eine geringe Rolle. Stuttgart 
war eine Hochburg des Versöhnlertums in der KPD wie auch der KPO, die nach 
1928 an gewerkschaftlicher Solidarität festhalten wollten. Andererseits war die 
SPD in der Stadt und im Land in der Opposition verblieben und hatte militante 
Töne angeschlagen; der junge Kurt Schumacher führte z. B. seine Reichsbanner­
scharen zu gemeinsamen Demonstrationen mit den Rotfrontkämpfern im Rahmen 
der von der KP initiierten ,Antifa-Aktion'17. Verbindend hatte auch ein breites 
Arbeitervereins- und Siedlungswesen gewirkt, das z. B. bei Untertürkheim, in 
Feuerbach, in Botnang zu relativ 'selbständigen' Arbeitervierteln geführt hatte. In 

16 Neben Vietzen, a. a. O., Kap. 7 ff., vgl. Heinz Badura, Stuttgart im Luftkrieg 1939-45, 
Stuttgart (1967), bes. S. 166 ff. u. d. Berichte Strölins, S. 192 ff. 

17 Eine eingehende Untersuchung der Geschichte der Arbeiter in Stuttgart fehlt. Vgl. jedoch 
Hinweise bei Heinz Karl/Erika Kücklich (Hrsg.), Die antifaschistische Aktion, Berlin (Ost) 
1965, S. 183 f.; Hermann Weber, Die Wandlung des deutschen Kommunismus, Frankfurt 
1969, Bd. 1, S. 220 f. u. ö.; Lewis J. Edinger, Kurt Schumacher, Köln/Opladen 1967, S. 55 ff.; 
K. H. Tjaden, Struktur und Funktion der KPD-Opposition, Meisenheim/Glan 1964, z. B. 
S. 313; Willi Bohn, a. a. O., S. 11 ff. 
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diesen war auch unter der NS-Herrschaft der Zusammenhalt gewahrt worden18. 

Insgesamt begünstigten die industrielle Qualifikationsstruktur, die dezentrale 

Wohnweise in Arbeitersiedlungen und die verminderte Kluft in der Arbeiterbewe­

gung das „Lernziel Solidarität" gerade in den Betrieben und Wohnbezirken. 

IV 

Erste Zusammenschlüsse zu Kampfkomitees (KK)19 kamen hauptsächlich durch 
frühere Gemeinde- und Bezirksbeiräte der SPD und KPD zustande, ergänzt durch 
andere Funktionäre dieser Parteien sowie Betriebsräte und Einzelpersonen. I h r 
Vorgehen war ziemlich ähnlich und zielte teilweise auf direkte Übernahme der 
Verwaltung, teilweise auf den Aufbau von Kampforganen für eine Doppelherr­
schaft durch antifaschistische Verwaltungskontrolle. Zumindest lassen sich solche 
Perspektiven aus ihrem Handeln erschließen: Übernahme verwaister Bezirksämter, 
zuweilen nach Verdrängung des leitenden Beamten (Zuffenhausen, später Unter­
türkheim). Oder das KK erschien im Rathaus und beanspruchte, den Ortsbürger­
meister zu kontrollieren (z. B. Cannstatt, zunächst Untertürkheim), oder es kon­
stituierte sich neben ihm als Gremium zur politischen Kommunikation und zur 
Übernahme der wichtigsten Notfunktionen (Feuerbach). Ein nächster Schritt war 
die Bildung einer Hilfspolizei (schon am dritten Tag in Zuffenhausen eine Truppe 
von 40 Mann), die zum Universalinstrument der weiteren Tätigkeit wurde. Seinem 
Einsatz lag allgemein der Gedanke zugrunde, gefährliche Nazis dingfest zu ma­
chen, um sie von Sabotage (Werwolf) abzuhalten und zur späteren Aburteilung in 
Untersuchungshaft zu bringen. Zweitens sollten die Lasten der Notsituation in 
erster Linie den Pgs aufgeladen werden, denen gesagt wurde, sie seien für den von 
ihrer Partei angerichteten Schaden „solidarisch haftbar". Sie sollten bei Aufräu-
mungsarbeiten und Beschlagnahmen zuerst herangezogen werden, Kleider und 
Wohnraum an Verfolgte und Bedürftige abgeben und wichtige oder privilegierte 
Berufspositionen räumen. Daneben diente die Hilfspolizei (z. B. Obertürkheim, 
Uhlbach) der allgemeinen Sicherung gegen Plünderung und Überfälle, nicht zu­
letzt auch zur „Bewachung der Polizei" (Cannstatt). Trotz dieser Merkmale ähn­
lichen Vorgehens liegt den frühesten Ausschüssen kein starres politisches Schema 
zugrunde. Die Kader waren unterschiedlich zusammengesetzt und in den Vororten 
mehrheitlich von SPD-Altfunktionären geführt, wie z. B. das KK in Zuffenhausen 
von dem SPD-MdL und früheren Parteizeitungsredakteur Emil Schuler, der kurz 

18 Für ein Beispiel aus der Siedlung Luginsland bei Untertürkheim vgl. den Bericht von Fried­
rich Schlotterbeck, Je dunkler die Nacht desto heller die Sterne, Zürich 1945, (hier nach 
einer engl. Ausgabe, London 1947, S. 141 ff.). 

19 Die frühesten Ausschüsse in den Vororten nannten sich überwiegend „Kampfkomitee gegen 
den Nationalsozialismus". Die folgende Darstellung beruht meist auf Meldungen der be­
drängten Ortsbürgermeister an die zentrale Stadtverwaltung (StAS 0051-1) sowie auf den 
Beobachtungen Eberhards. 
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zuvor aus dem KZ entlassen worden war. Die leitenden Männer waren — im Gegen­
satz zur Mehrzahl der Mitarbeiter und Hilfspolizisten — keine oder nur nominelle 
Arbeiter, wohl aber überwiegend Funktionäre der Arbeiterbewegung20. 

Für die weitere Ausbreitung der KK über die Arbeitervororte hinaus wurde vor 
allem ein KK in Botnang wichtig, in dem drei Kommunisten die führende Rolle 
spielten. Einer von ihnen war der frühere Redakteur der KP-Parteizeitung, Otto 
Lämmle, der bereits in den vergangenen Monaten Flugblätter mit der Unterschrift 
„Nationalkomitees Freies Deutschland, Sektion Stuttgart" gedruckt hatte. Nach 
der Besetzung zeichnete er für ein Flugblatt des KK verantwortlich „An die Ein­
wohnerschaft von Stuttgart Botnang", das später vor allem unter dem Titel „An 
die Einwohnerschaft von Groß-Stuttgart" verbreitet wurde und stellenweise wört­
lich den NKFD-Aufruf zur Verhinderung von Werwolf-Sabotage wiederholte21. 
Während sich das NKFD aber als aus „Christen und Sozialisten, Demokraten und 
Kommunisten, Gewerbetreibenden und Wissenschaftlern" zusammengesetzt vor­
stellte und mit dem Ruf endete: „Es lebe ein freies, glückliches Deutschland!", 
waren die Formeln des KK nuancenreich aktualisiert und um Losungen vermehrt 
wie „gegen das wirtschaftliche Chaos und gegen das wachsende soziale Elend, für 

20 In Zuffenhausen standen neben Schuler ein Schriftsteller und ein Metallarbeiter (beide 
KPD) drei Arbeiter (SPD), ein Arbeiter (Zentrum), ein Bauer (Bauernbund), ein Bauunter­
nehmer und ein Schreinermeister (DDP) sowie ein Arzt und ein TH-Professor (parteilos). 
In Untertürkheim führte ein Architekt (später KPD) und der spätere Stuttg. Ortskartell­
vorsitzende des ADGB (früher KPD-Funktionär, seit 1926 SPD und bis 1933 hauptamt­
licher Gewerkschaftsfunktionär). Die restlichen Mitglieder waren überwiegend Arbeiter 
aus der SPD (2 führende Betriebsräte bei Daimler-Benz), die zur Hälfte NS-Opfer (KZ, 
Zuchthaus, Todesurteil in Abwesenheit) waren. In Cannstatt ergriffen zwei frühere SPD-
Funktionäre (Stadtrat, Bezirksleiter) die Initiative und rekrutierten innerhalb kürzester Zeit 
ca. 40 Hilfspolizisten. Anfang Mai wird das damals offenbar gerade umgebildete Komitee 
mit folgender Zusammensetzung gemeldet: 5 SPD (darunter der Betriebsratsvorsitzende 
von Daimler-Benz), 3 KPD, 3 Zentrum, ein DDP, ein Arbeitersportler und 2 Fabrikanten. 
In Feuerbach konstituierten sich frühere lokale Gemeinderäte als Verbindungsmänner': 
2 SPD (Geschäftsleiter, Schlosser), ein KPD (Mechaniker), ein KPO (Dreher), ein partei­
loser Arbeitersportler und KZ-Häftling (Modellschreiner); später wurde der Ausschuß um 
heimgekehrte KZ-Häftlinge und einige Bürgerliche erweitert. In Stammheim führten drei 
KZ-Häftlinge, vor allem ein Schlosser und früherer SPD-Stadtrat sowie ein Bauer (SPD) 
und ein Schreiner (KPD). In Münster hatte die Leitung ein Ingenieur, der wahrscheinlich 
wie die meisten sonstigen Mitglieder, die außer einem Gemüsehändler Arbeiter waren, zu 
den Kommunisten gehörte. In Botnang bestand die früheste Gruppe aus einem Angestellten 
und früheren Stadtrat, einem Parteizeitungsredakteur und einem Techniker und früheren 
KJVD-Funktionär (alle KPD) sowie einem Lehrer (früher Jungsozialistenführer), einem 
Arzt (SPD) und weiteren, wohl parteilosen Angehörigen freier Berufe. 

21 Faksimileabdruck des NKFD-Flugblatts bei Bohn, a. a. O., S. 205. Es wird hier und in der 
in Anm. 14 erwähnten Broschüre der DKP-Stuttgart (S. 17) mit einer 1943/44 verhafteten 
und ermordeten Gruppe in Verbindung gebracht, kann aber nach seinem Inhalt erst seit 
dem Winter 1944/45 entstanden sein. Da es offensichtlich auf derselben Presse wie Lämm-
les KK-Aufruf hergestellt und stellenweise wörtlich identisch ist, ist es eher der Botnanger 
Gruppe zuzuordnen. Die Flugblätter „An die Einwohnerschaft . . . " in StAS 0051-1, Bl. 4 
und Anl. zu Bl. 15. 
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die Sicherung der Volksernährung und für alle sozialen Forderungen". Das KK 
setzte sich nun aus „Sozialisten und Kommunisten, aus Demokraten und Christen, 
aus Gewerbetreibenden und Angehörigen der Freien Berufe" zusammen und rief: 
„Es lebe ein demokratisches, sozialistisches Deutschland!" Dies läßt erkennen, daß 
der Autor in die volksdemokratische Strategie nicht eingeweiht war. 

Die Botnanger Gruppe aktivierte nun alte KP-Verbindungen, um in anderen 
Stadtteilen, die bis Ende April noch keine eigene Initiative hervorgebracht hatten, 
KKs zu initiieren, die bestehenden zu koordinieren und der Bewegung eine Zen­
trale und eine Perspektive zu geben. Unter Lämmles Leitung fand am 28. 4. in 
Botnang eine Kaderbesprechung statt, deren Teilnehmer aus verschiedenen Stadt­
teilen kamen. Z. B. ein ehemaliger KP-Gemeinderat und Schreinermeister aus Vai­
hingen ganz im Südwesten Stuttgarts, der bereits am nächsten Tag dort ein KK 
zusammentrommelte, das aus KPD, SPD und DDP paritätisch zusammengesetzt 
werden sollte, aber, da es nicht gelang, unbelastete Demokraten aufzutreiben, ein 
sozialdemokratisches Übergewicht erhielt und einen SPD-Ortsbürgermeister stellte. 
Oder ein Monteur aus Wangen im äußersten Süd-Osten, der sich von da an als 
„Spitze für die Neckarvororte im Zentralkomitee gegen den Nationalsozialismus" 
vorstellte. Er wiederum gewann z. B. am nächsten Tag einen Kabelmonteur (frü­
her Rote Hilfe) dafür, in verschiedenen städtischen Werken Betriebsversammlun­
gen abzuhalten, den KK-Aufruf vorzulesen und Betriebsräte ein- bzw. NS-Be-
triebsobleute abzusetzen22. 

Das Zentralkomitee', das wenige Tage später auch eine zentrale Geschäftsstelle 
einrichten wollte, hat wohl die Bildung von KKs auch in den übrigen südlichen 
Vororten und den meisten innerstädtischen Quartieren initiieren können. Schon 
nach einer Woche konnte Lämmle mit einigem Recht feststellen: „Heute sind 
sämtliche Stadtbezirke von der Komitee-Bewegung erfaßt", nachdem die ersten 
Pionierausschüsse „Verbindung mit den noch unentschlossenen oder eine Verbin­
dung suchenden Bezirken" aufgenommen und „diesen Genossen mit den von ihnen 
gemachten Erfahrungen" geholfen hätten. Der Polizeipräsident bestätigte später: 
„Bereits Anfang Mai 1945 waren in sämtlichen Stadtbezirken Kampfkomitees ge­
bildet." Spärliche Nachrichten deuten darauf hin, daß bei den sekundär gebildeten 
KKs das paritätische Modell meist nicht zum Tragen kam, das den Vaihingern ans 
Herz gelegt worden war. In den Fildervororten mußten z. T. einige Linke ,impor-
tiert' werden, damit überhaupt mit ein paar bürgerlichen Einheimischen zusam­
men ein KK zustande kam, wobei meist an noch junge Gemeinderatstraditionen 
angeknüpft wurde. In den innerstädtischen Bezirken ohne eigene Repräsentativ­
institutionen auf Stadtteilebene blieben die KKs jedoch überwiegend auf frühere 
KP-Verbindungen zuzüglich diverser Einzelpersonen (z. B. eines früheren MdR 

22 In den Neckar-Vororten scheinen bei dieser Kommunikation im Schneeballsystem, die sich 
auch in Hedelfingen und in Untertürkheim feststellen läßt, vor allem frühere Rotfront­
kämpfer-Verbindungen eine Rolle gespielt haben. Der RFB war z. T. seit 1929 in „Anti­
faschistischer Kampfbund" umbenannt worden. Hier erscheinen als Namen der KK mehr­
fach Ausdrücke wie ,Kampfbund', ,Antifa-Bund'. 
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des Zentrums) beschränkt, wobei es — wie in Kaltental — zuweilen das Mißtrauen 
alter Sozialdemokraten weckte, daß im Komitee vor allem „Rei'g'schmeckte" auf­
traten, über deren Verhalten vor dem Krieg man nichts wußte. 

Am 1.5. trafen sich die führenden Leute des ZK erneut, um ein Aktionspro­
gramm vorzubereiten. Jedenfalls wurden Unterlagen wie Lämmles Flugblatt aus­
gegeben, Ausweise für die KK-Mitglieder vorbereitet und die für den nächsten 
Tag anberaumte Sitzung von Vertretern der KKs aller Stadtteile vorbesprochen. 
Diese hat auch stattgefunden und soll „eine erfreuliche Kampfstimmung und Akti­
vität" der frühesten KKs gezeigt haben. 

Schon in den ersten Maitagen war die Komitee-Bewegung in Stuttgart mithin in 
vollem Gang. Teils aus der Initiative von Alt-Funktionären der Arbeiterbewegung 
in den einzelnen Stadtteilen entsprungen, teils durch die Steuerung einer KP-Zelle 
ergänzt, war sie stadtweit geworden. Es fehlte jedoch bisher an einem gemeinsamen 
Selbstverständnis und Aktionsprogramm wie auch an einer artikulierten politischen 
Perspektive der KKs. Das ZK wollte auch diese Lücke füllen und die Bewegung auf 
einem radikalen Kurs mit sich fortreißen. 

V 

Am Vorabend der Kapitulation des Reiches, dem 7. 5., brachte Lämmle die erste -
und einzige — Nummer eines „Mitteilungsblatts des Kampfkomitees gegen den Na­
tionalsozialismus" heraus: „Der Stuttgarter Aufbau". Er enthielt ein Aktionspro­
gramm in der Form eines Aufrufs „Ausrottung des Nationalsozialismus mit 
Stumpf und Stiel" und einen Programmartikel „Einheitsfront gegen den National­
sozialismus"23. Die Perspektive, die dieser Artikel aufriß, knüpfte im Sprachge­
brauch, in der theoretischen Verortung des NS und in der Taktik der Einheitsfront 
von unten an die ultralinke Tradition der KPD von 1933 an, als hätte es Volks­
frontpolitik und NKFD nie gegeben — eine Haltung, die 1941—43 auch für ver­
schiedene prominente Kommunisten in der inneren Opposition wie Schumann, 
Lechleitner und Bästlein nachweisbar ist und die ein Jahr zuvor selbst die 'opera­
tive Leitung' der KPD im Reich zur Transformation der NKFD-Taktik in eine 
räterevolutionäre Strategie veranlaßt hatte24. Nach Lämmle war der NS „der letzte 
Versuch der deutschen Kapitalisten und Imperialisten, mit dem Betrugsmanöver 
des Hitler'schen Sozialismus', verbunden mit einer blutigen Diktatur und mit 

23 StAS 0051-1, Anl. zu Bl. 15 (4 S.). Die Verbreitung des „Stuttgarter Aufbau" war gering, 
da der Druck auf eine Denunziation aus den Kreisen alter ADGB-Funktionäre hin bei 
8000 Exemplaren gestoppt und der größte Teil eingezogen wurde. Der Rest wurde offenbar 
illegal als Kadermaterial verteilt. 

24 Vgl. Niethammer, Entnazifizierung, a .a .O. , S. 112-4. Überregionale Verbindungen gab es 
jedoch im inneren KP-Widerstand zumindest in Stuttgart in den letzten Kriegsjahren nicht 
mehr. Nach Auskünften Beteiligter waren propagandistische Rundfunksendungen die ein­
zige Informationsquelle über die politische Linie der Führung. 
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Hilfe eines Raubkrieges ihre tödliche Krise zu überwinden und ihre Ausbeuter­
herrschaft zu erhalten". I m Vergleich damit sei „die Komödie mit dem 'Sozialis­
mus' der Nachkriegszeit . . . eine Stümperei" gewesen, ja der Artikel wurde noch 
etwas deutlicher gegen ,rechte Führer ' : „Ein Teil der Arbeiterführerschaft zog den 
Nationalsozialismus dem konsequenten, unerbittlichen und revolutionären Kampf 
um die Macht und um den Sozialismus vor." Entsprechend intransigent war auch 
die Hal tung gegenüber den Alliierten — die westlichen wurden nicht erwähnt und 
gingen unter in der Formel: „Hitlers Wahn von der Weltherrschaft wurde grau­
sam und endgültig zerschlagen von der Roten Armee der Sowjet-Union und ihren 
Verbündeten. Die Kraft der revolutionären Idee, verkörpert durch das tapfere rus­
sische Volk, organisiert und geführt von seiner kommunistischen Partei , t rug den 
Sieg davon über die soziale Reaktion, verkörpert durch die kapitalistisch-faschi­
stische Nazidiktatur." Damit stelle sich den Deutschen die Alternative: „Entweder 
zu kämpfen für eine neue, bessere Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung — für den 
Sozialismus — oder unterzugehen in der jegliche Kultur zerstörenden und den Be­
stand der Nation gefährdenden kapitalistischen Barbarei." Erst vor diesem Hinter­
grund gewannen die antifaschistischen Allerweltsformeln der „Plattform", näm­
lich daß eine „Einheitsfront des unerbittlichen, konsequenten und kompromißlosen 
Kampfes zur Ausrottung des Nationalsozialismus in allen seinen Erscheinungsfor­
men" aus den „ehrlichen Nazigegnern aus allen Schichten des Volkes und der frü­
heren Parteien" gebildet werden sollte, ihre Bedeutung: die NS-Gegner sollten un­
mittelbar in die Revolutionierung des kapitalistischen Systems fortgerissen werden. 
Die Kernlosung ließ insofern auch alle Umschweife beiseite: „Gegen ein historisch 
überlebtes Wirtschaftssystem, für einen planmäßigen sozialistischen Wiederauf­
bau." 

Das Aktionsprogramm für diesen „wahren demokratischen Sozialismus" war 
freilich ein pragmatisches, gegen den Nationalsozialismus im engeren Sinne ge­
richtetes Sicherungs-, Säuberungs- und Aufbauprogramm, das im wesentlichen 
nur beschrieb, was gerade auch die frühen, eher sozialdemokratisch dominierten 
Ausschüsse getan hatten. Deren Perspektive war begrenzter, dadurch aber auch 
eher als Plattform für weitere Kreise geeignet. I n den folgenden Tagen — vielleicht 
sogar als Reaktion auf Lämmles Vorpreschen mit dem „Stuttgarter Aufbau" — 
brachten auch die KKs in Cannstatt und Zuffenhausen kleine Blätter heraus25. Hier 
wird der NS beschrieben als ein „System unbotmäßiger Arroganz und Nieder­
tracht, eine Welt, in einem Bierkeller entstanden, welche sich die völlige Ausrot­
tung ureigenster Menschenrechte zum Ziele gesetzt hat te" . Die Kriegsursache 
wurde systemimmanent erklärt: „Als Folge der Ankurbelung einer gigantischen 
Rüstungsindustrie wurde eine Scheinkonjunktur hervorgerufen . . . Panzer, Kano-
nen und Flugzeuge können nicht ins Uferlose gebaut werden, einmal mußten sie 

25 Die ,Cannstatter Zeitung' konnte nicht mehr aufgefunden werden. Das „Mitteilungsblatt 
für Stuttgart-Zuffenhausen, Zazenhausen, Stammheim", Nr. 1 v. 8. 5.1945 (2 S.) wurde 
offenbar ungehinderter verbreitet und findet sich an mehreren Fundorten. Hier nach einem 
Exemplar im Mat. Gottfurcht. 
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zum Einsatz kommen, wenn nicht abermals eine Arbeitslosigkeit riskiert werden 
sollte." Dem aus dem von den Nazis angezettelten Krieg resultierenden „Chaos und 
Untergang . . . Einhalt zu gebieten . . . , kann nicht einzelnen Parteien überlassen 
bleiben"; vielmehr sei dazu das KK als „Dachorganisation . . . aus bewährten Anti-
Faschisten aus allen Schichten und Berufen" notwendig. Das Ziel — ein „neues, von 
Nazi-Herrschaft und Militarismus befreites Deutschland" — ließ der Zuffenhauser 
Aufruf im Grunde offen. Hinter der verwaschenen Phraseologie standen aber auch 
hier weitere Perspektiven. Im Rückblick meinte Emil Schuler 1946, über Säube­
rung und Gewährleistung einer „elementaren Allgemeinordnung" hinaus hätten 
die KKs politische Aufgaben und auch Absichten gehabt, nämlich als „Exekutiv­
organ der antifaschistischen Volksmassen zu wirken". Im Gegensatz zu den „alten 
parlamentarischen Formen" hätten sie in dem „schmalen Sektor eigener Souverä­
nität . . . die Urform einer neuen demokratischen Ordnung" entwickeln wollen, „in 
der sowohl die gesetzgeberische als auch die vollziehende Gewalt in einer Hand ver­
einigt" gewesen wäre26. Darin könnten auch Emigrationseinflüsse bestärkend ge­
wirkt haben, waren doch Schuler und andere Sozialdemokraten in den Ausschüssen 
schon wenige Tage nach der Besetzung mit dem aus London nach Stuttgart ent­
sandten ISK-Funktionär Fritz Eberhardt in enger Verbindung, dessen Kreis genau 
diese Konzeption örtlicher Räte und autoritärer Demokratie für die sozialistische 
Gesellschaftsumgestaltung im Umbruch projektiert hatte27. Es mag deshalb sein, 
daß trotz erheblicher konzeptioneller Differenzen die KP-Linkssektierer im Zen­
tralkomitee' und die SPD-Aktivisten in Vorortausschüssen auch in der Perspek­
tive - Transformation der spontanen Selbsthilfe in örtliche Räte — mehr Koopera­
tionsmöglichkeiten hatten als beide mit ihren jeweiligen späteren Parteispitzen. In 
der praktischen Arbeit läßt sich jedenfalls eine weitgehende Einheitlichkeit der KK 
in Zielen und Methoden feststellen. Beispiele aus den Akten sollen sie anschau­
licher machen. 

Den Hauptstoß führten die KKs gegen die Nazis. Um Werwolf und andere Sabo­
tage zu verhindern und „um die Ausbreitung des Chaos aufzuhalten, muß schnell 
die starke ordnende Hand aller aktiven energischen Antifaschisten durchgreifen", 
hatte es im Aktionsprogramm des ZK geheißen. Jedenfalls wurde die Feststellung 
und Verhaftung berüchtigter Nazis überall als vordringliche Aufgabe angesehen. 
Bevor man die Gefangenen an das Polizeipräsidium auslieferte, wurden sie genau 
vernommen, damit ihre Fälle nicht vertuscht werden konnten. Neben dem Siche­
rungsaspekt gab es den Gesichtspunkt einer Kollektivhaftung der Pgs für Kriegs-
Schäden und Wiedergutmachung sowie die Absicht, einflußreiche Positionen für 
Antifaschisten freizumachen. Dagegen wurde in der bloßen NSDAP-Mitglied-

26 Vietzen, a. a. O., S. 147. Hans Schneider berichtete im Gespräch, daß Doppelherrschafts-
modelle auch unter den Kommunisten im ZK um Hilsenbeck diskutiert worden seien. Die 
drängenden praktischen Fragen hätten jedoch strategische Erwägungen verdrängt. 

27 Vgl. Werner Röder, Die deutschen sozialistischen Exilgruppen in Großbritannien, Hanno­
ver 1968, S. 269 f. Für die enge Verbindung Eberhards zu Schuler vgl. Eberhard-Berichte 
a. a. O. 



Aktivität und Grenzen der Antifa-Ausschüsse 1945 313 

schaft oder einer unbedeutenden Funktionärstätigkeit kein über die Haftung hin­
ausgehendes strafwürdiges Verhalten gesehen - in mehr als einem KK saß auch der 
eine oder andere ,formale' Pg . Man fragte nicht nur nach Rängen, sondern nach 
Leumund und Verhalten. 

Unmittelbare Kenntnis aus nachbarschaftlicher Erfahrung wurde durch die 
Akten der sogleich besetzten NSDAP-Geschäftsstellen erweitert und dann im 
Schneeballsystem systematisiert. In Zuffenhausen vernahm die „politische Abtei­
lung" der Hilfspolizei die NS-Funktionäre einzeln und sagte ihnen: „Sie sind 
schwer belastet. Es wird ein mildernder Umstand sein, wenn Sie uns . . . eine Mit­
gliederliste liefern, die Funktionäre beschreiben und deren Verhalten. Die Beurtei­
lung Ihres eigenen Falls wird davon mitabhängen, ob Fehler in Ihren Aufzeich­
nungen enthalten sind. Denn dann wäre klar, daß Sie nicht umlernen wollen." Der 
Bericht fährt fort: „Die Nazis haben sich daraufhin sehr angestrengt im gegen­
seitigen Denunzieren! Sie haben auch Schweinereien aufgedeckt, die den Antinazis 
noch nicht bekannt waren." Daraus entstand dann eine politisch qualifizierte Ein­
wohnerkartei, so daß man „die Harmlosen ausscheiden und diejenigen zur Arbeit 
heranziehen (konnte), die es verdienen". Dieses Verfahren war das übliche. Dane­
ben wurde Umerziehung ohne Opportunismus angestrebt. Charakteristisch ist wie­
der ein Beispiel aus Zuffenhausen: der am 1. 5. 45 auf dem Rathausplatz einberu­
fene ,Arbeitsappell'. Schuler „forderte am Schluß seiner Ansprache, alle Nazis soll­
ten vortreten. Sie taten das, und sie standen in Reih und Glied, dabei auch Leute, 
die als Nazis nicht bekannt waren. Der französische Kommandant sprach davon, 
daß durch die Einigkeit der Demokraten die Tyrannei überwunden werde, und zu 
den angetretenen Nazis gewandt — die schlimmsten saßen hinter Schloß und Rie­
gel —, auch sie würden vielleicht noch einmal gute Demokraten werden: er erkenne 
es an, daß sie den Mut aufgebracht hätten, sich offen zu bekennen, darum sollten 
auch sie an diesem 1. Mai nicht arbeiten. Bei der Aufforderung zum Auseinander­
gehen wurde ausdrücklich gesagt: I n den Nebenstraßen könnt Ih r diskutieren". 
Vier bis fünf Wochen dauerte der Pg-Einsatz im Durchschnitt; darüber hinaus 
hatten die Pgs jedes zweite Wochenende zu schippen, bis sich die Kirchen im Früh­
jahr 1946 mit dem Argument durchsetzten, dies sei eine Entweihung des Sonntags. 

Jenseits von Nazi-Kontrolle und Trümmerbeseitigung begann erst die positive 
Aufgabe der KKs, antifaschistisches Personal zur Besetzung der Behörden und zur 
Organisation der Selbsthilfe auf dem Ernährungs- und Wohnungssektor zu mobi­
lisieren. In Untertürkheim war es die erste Sorge des KK, ein halb ausgeplündertes 
Lebensmittellager zu sichern und die Beute zurückzubringen. Allgemein wurde 
versucht, die Bestände des Handels zu erfassen und die Rationierung durchzuset­
zen, um den schwarzen Markt auszuschalten. In Sillenbuch und Wangen haben die 
KKs Land zum Anbau von Kartoffeln urbar gemacht, in Münster und Weil im 
Dorf Setzlinge für privaten Anbau beschafft und verteilt, in Cannstatt in verschie­
denen Gaststätten eine Notverpflegung der Bevölkerung organisiert. KKs fuhren 
auch selbst mit Lastwagen aufs Land, um durch Tauschgeschäfte die Milch-, 
Fleisch- und Gemüseversorgung wieder in Gang zu bringen. I n Kaltental wurde 
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ein Mütterberatungsdienst eingerichtet, in Zuffenhausen von einem Arzt im KK 
ein Hilfskrankenhaus. In verschiedenen Stadtteilen wurden die Stämme aus den 
Luftschutzstollen ausgebaut, um als Bau- und Brennholz zu dienen; Trümmer­
berge und nahe Wälder wurden nach Brennmaterial abgesucht, später wurde auch 
Holz eingeschlagen. Das KK Ostheim durchforschte herrenlose Gebäude nach Koh­
lenvorräten für die dortige Großbäckerei. 

Es wurde hier nur eine Auswahl solcher Tätigkeiten der KKs erwähnt, die schon 
im ersten Besatzungsmonat einen Niederschlag in einer lückenhaften schriftlichen 
Überlieferung Außenstehender hinterlassen haben28: Beispiele für das, was in fast 
allen Vororten geschah. Die Improvisationen machten Schule. Die Besprechungen 
bei der Zentrale der KKs, aber auch zwischen den Ortsbürgermeistern führten zum 
Austausch von Erfahrungen und zur Zusammenarbeit. Eine Alarmmeldung des 
Chefs der Restverwaltung Könekamp für Klett vom 10..5. über „eigenmächtiges 
Vorgehen und eigenmächtige Anordnung des Kampfbundes in reinen Angelegen­
heiten der Stadtverwaltung" bringt vielleicht am besten die frühe Wirksamkeit der 
KKs zum Ausdruck: „Vertreter des Kampfbundes amten schon verschiedentlich in 
unseren Rathäusern, geben sich als Bürgermeister aus und lassen von sich aus Be­
kanntmachungen an die Bevölkerung ausschellen, beschlagnahmen und besetzen 
Wohnungen, setzen Lebensmittelrationen fest, beschlagnahmen Lebensrnittelvor­
räte in den Kellern evakuierter Leute, lassen Holz in den Wäldern schlagen, lassen 
Leute zum Arbeiten antreten . . . Vom Kampfbund sind eigene Hilfspolizisten auf­
gestellt." Dies war nicht von der Angst übertrieben. Vielmehr kam das Organisa­
tionsamt der Stadt am 19. 7. 1946 nach einer eingehenden Rundfrage bei allen 
städtischen Behörden und Geschäftsstellen29 im Rückblick zu dem noch präziseren 
Ergebnis: „Nach dem Zusammenbruch und in der ersten Zeit der militärischen 
Besetzung lag die Exekutive praktisch in den Händen der Arbeitsausschüsse, die 
sich, mit Billigung und Unterstützung der Besatzungsmacht, vor allem in Nam-
haftmachung und Festsetzung ehemaliger Pg's, bei der Exmitt ierung und in der 
Heranziehung ehemaliger Pg's zu öffentlichen Arbeiten, wie Schlagen und Auf­
bereiten von Brennholz, Freimachung der Straßen von Trümmern, wie überhaupt 
auf den Gebieten erfolgreich betätigten, die politisch und für die Befriedigung der 
Lebensbedürfnisse der Bevölkerung vordringlich erschienen." 

Diese Leistungsbilanz war zwar nur möglich, weil die Initiative der KK-Akti­
visten nicht isoliert blieb, sondern die Mitarbeit breiter Bevölkerungsschichten fand 
und auf geringe Gegenkräfte im einzelnen Wohnbezirk stieß. Gleichwohl blieb die 
eigentliche Selbsthilfe deutlich hinter antifaschistischen Kontrollaufgaben zurück. 
Der Einsatz von Nazi-Arbeit und Besitz konnte aber nur vorübergehend die ge­
sellschaftlichen Probleme lösen; angesichts der begrenzten Leistungsfähigkeit ge-

28 Belege und Beispiele, die sich vielfach vermehren ließen, ebda. sowie StAS 0051-1; 0563-1; 
Beiakte zu 0434-1 Nr. 1 Bl. 24 sowie 0434-1 Nr. 4. 

29 Rundfrage in StAS Beiakte zu 0434-1 Nr. 1 Bl. 24. Darin Zit. aus dem Untersuchungsergeb­
nis, das mitgeteilt ist in Rundverfügung Klett an Referenten v. 19. 7. 1946 betr. Arbeitsaus­
schüsse (Bl. 38). 
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nossenschaftlicher Spontaneität in dieser Lage konnte die politische Perspektive nur 
im Aufbau politischer Organe bestehen, die weitere Selbsthilfe koordinieren und 
den Aufbau von Produktion und Verwaltung kontrollieren konnten. Die hierfür 
notwendige politische Propaganda blieb jedoch durch das Verbot der Besatzungs­
macht in den Ansätzen stecken. I m ganzen war das eigentliche Medium der KKs 
ihre Arbeit selbst, die in einer Phase weitgehender Orientierungslosigkeit ein Bei­
spiel setzte und die Zustimmung der von ihr Profitierenden rekrutierte. Solche Pro­
paganda der Tat blieb aber auf den eigenen Kontrollbereich beschränkt und konnte 
nicht erreichen, daß aus der ,Komitee-Bewegung' eine Bewegung der gesamtstäd­
tischen Bevölkerung wurde. 

VI 

Die Komitees hatten Gegner und auch diese waren von Anfang an aktiv. Zunächst 
gab es Differenzen in der Arbeiterbewegung selbst. Schon in der ersten Woche tra­
fen sich ADGB-Veteranen, die sogleich an die Reetablierung einer Gewerkschafts-
spitze unter Markus Schleicher gingen. Sie nahmen zunächst Verbindung mit Klett 
und dem französischen Kommandeur auf und boten ihre Hilfe bei der Ingangset­
zung des öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens an. Sie wollten die Arbeits- und 
Sozialversicherungsverwaltung in ihre Hand bekommen und, dadurch abgesichert, 
Führungskader der Gewerkschaften organisieren, wobei sie von Leuschners Kon­
zeption ausgingen, mit dem sie teils direkt, teils über Goerdeler und den Bosch-
Kreis in Verbindung gestanden hat ten: Transformation der D A F — unter Über­
nahme ihres Vermögens, Zwangsmitgliedschaft, Kassierung der Beiträge durch den 
Unternehmer und Industrieverbandsprinzip (Einheitsgewerkschaft mit Fachgrup­
pen) — in eine auf Mitbestimmung und Sozialpartnerschaft orientierte Gewerk­
schaft. Ihre erste Sorge galt der Schaffung einer vorstandkonformen Betriebsbasis, 

- um den traditionellen Konflikt mit den Betriebsräten von vornherein auszuschal­
ten. „Die erste Vollmacht, die sich unsere provisorische Gewerkschaftsleitung von 
den französischen Militärbehörden (am 2. 5. 45) geben ließ, war die Ernennung 
gewerkschaftlicher Betriebsvertretungen."30 

I m 'Zentralkomitee' ging man jedoch nicht von Leuschners Konzept der ,Deut-
schen Gewerkschaft' aus, sondern nahm die Aachener FDGB-Gründung einer frei­
willigen ,Eintopfgewerkschaft' zum Vorbild. Hier fühlte man sich ebenso berech­
tigt zur Einsetzung von Betriebsräten (gewählt wurde, nebenbei, weder hier noch 
dort). Gewerkschaftliche Verantwortung für die Produktion implizierte hier, daß 
Selbsthilfe betont und die Möglichkeit der Betriebsübernahme offen gelassen 

30 Bericht der provisorischen Gewerkschaftsleitungen über den Aufbau der Württembergischen 
und Badischen Gewerkschaften vom Mai 1945 bis August 1946 (Stuttgart 1946), S. 21 vgl. 
auch S. 6 ff. (DGB-Archiv, Gewerkschaftsbund Baden-Württemberg 1946-1949). Vgl. Jür­
gen Klein, a .a .O. , S. 206 ff.; Vietzen, a .a.O., S. 128 ff. und OMGUS Spec. Rep. v. 15.4. 
1946 „Labor Organization in the US-Zone (Germany)", S. 3 ff. 
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wurde. Ein KK-Vertreter setzte in den Technischen Werken der Stadt von sich aus 
die Arbeitszeit auf acht Stunden fest, ließ das Gebäude nach Waffen absuchen, eine 
Liste der Pgs mit konkreten Einzelbeschuldigungen aufstellen, setzte den NS-Be-
triebsobmann ab, wollte den Mittagstisch wieder in Gang bringen, sparte vorerst 
das Thema der Beziehungen zur Betriebsleitung aus und wollte zunächst einmal 
die Status-Hierarchie im Betrieb mit der allgemeinen Anrede „Kamerad" ein­
ebnen. Es gelte, mit ganzer Kraft — und dabei müßten auch ehemalige Pgs bis auf 
weiteres auf ihrem Posten bleiben — „im Kampf gegen den Faschismus . . . am Auf­
bau eines freien demokratischen und sozialistischen Deutschlands mitzuarbeiten"31 . 
Zum Vergleich sei der Aufruf des gewerkschaftlichen Obmanns bei A E G in Bad 
Cannstatt herangezogen, der das Modell für andere Unternehmen gewesen sein 
soll, in denen das „Funktionärs-Gerippe der Gewerkschaften in den Betrieben ver­
ankert" (Eberhardt) war. In ihm ist noch mehr von „Schicksalsgemeinschaft" und 
„wirklicher Betriebs-Kameradschaft", von der Entfernung „unsauberer Elemente" 
und dem „großen Ziel: Aufbau unserer Arbeitsstätte" die Rede. Aber trotz auf­
wendigerer Rhetorik war die Perspektive systemimmanent beschränkt. Das wird 
schon bei einer Zusammenraffung der Schlüsselbegriffe deutlich: Es müßten alle, 
„ob Hand- oder Kopfarbeiter", als „wirkliche, ehrliche Kameraden" alles dranset­
zen, „daß wir bald wieder geordnete Verhältnisse und ein geregeltes Wirtschaft­
leben bekommen". A m „Wiederaufbau" der Fabriken „unseres AEG-Konzerns" 
wollte der Betriebsrat „gemeinsam mit der Betriebsleitung . . . mithelfen"32. I n der 
betrieblichen Praxis waren indessen die Obertöne nicht so hörbar. Die Betriebsräte 
— in der Metallindustrie etwa gleich viele SPD- und KPD-Mitglieder und fast alle 
über 40 Jahre alt — arbeiteten einträchtig zusammen. Eberhardt fand auf dieser 
Ebene „zur Zeit keinerlei Parteienstreit". Führungskonkurrenz und konzeptionelle 
Differenz bestimmten die ADGB-Führer jedoch zu einer scharf ablehnenden Hal­
tung gegenüber den KKs. Schon in der ersten Besprechung mit dem OB am 4. 5. 
hatte Schleicher versichert, „daß sie die Ausdehnung der Kommunisten von vorn­
herein eindämmen wollten". Eine Woche später wurden sie bei Könekamp gegen 
die KKs vorstellig, um die Stadt zum Eingreifen zu veranlassen, wobei sie „ener­
gisches Vorgehen wünschten". Später schworen sie auch die Unternehmerorgani-

31 Versammlungsniederschrift und polizeiliche Vernehmung d.' Karl Brehm v. 4. 5.1945 (StAS 
0051-1 Bl. 7 f.). Darin wird ausdrücklich auf den FDGB-Aachen Bezug genommen. Vgl. zu 
diesem, Klein, a. a. O., S. 165 ff. 

32 Abschrift von Anschlag am schwarzen Brett v. 28. 4. 45, übermittelt von Eberhard am 4. 6. 
1945 (Mat. Gottfurcht). In der Praxis läßt sich jedoch keine eindeutige Scheidelinie ziehen: 
die Leiter des am 2. 5. gebildeten Betriebsrats von Daimler-Benz waren Sozialdemokraten 
und KK-Mitglieder in Cannstatt bzw. Untertürkheim; die kommunistischen Initiatoren des 
Bosch-Betriebsrats in Feuerbach sind jedoch nicht unter den dortigen KK-Führern. Im 
ganzen war die KP in der Metallbranche auf Betriebsebene sehr stark, zumal frühere KPO-
Anhänger zurückgekehrt waren; ein RGO-Führer wurde IGM-Ortsvorsitzender. Zur Be­
triebspolitik der KP vgl. aus KPO-Sicht leider mit zahlreichen fragwürdigen Angaben Til-
man Fichter/Eugen Eberle (Hrsg.), Kampf um Bosch, Berlin (West) 1974, S. 11 ff., 26 f., 
84 ff. 
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sation darauf ein, nur mit ihren Betriebsräten und nicht mit den Ausschüssen zu 
verhandeln38. 

Die kaum unterbrochene Kontinuität unternehmerischer Selbstverwaltung im 
Stuttgarter Raum umfaßte praktisch alle bedeutenden Unternehmen im Dreieck 
Ludwigsburg, Eßlingen, Sindelfingen, vertreten durch ihre Direktoren oder Eigen­
tümer. Die Organisation dieses auf Betreiben des Bosch-Managements, das Goer-
deler finanziert hatte, am 30. 4. gegründeten „Vorläufigen Württembergischen 
Wirtschaftsrats" entsprach Speers Reformen, mit Fachausschüssen und -Unteraus­
schüssen, die in einem Hauptausschuß repräsentiert waren. Der VWW wollte die 
im Faschismus durchgesetzte Eigenverwaltung der Wirtschaft durch die Unter­
nehmer bewahren und sich als antifaschistisch erweisen, indem er die Reste von 
Staatskontrolle abschüttelte. So lehnte er z. B. die Integration in die Industrie- und 
Handelskammer ab, weil er von deren semi-öffentlichen Charakter staatliche Ein­
flußnahmen fürchtete. „Mit dem Abzug der Spitzenorgane des Regimes war die 
Wirtschaft den NS-Dirigismus los. Dafür tauschte sie ein Vakuum ein." In dieser 
Lage galten die ersten Sorgen der Unternehmer ihrer persönlichen Sicherheit und 
ihrem Geld. Sie mußten sich durch eine möglichst von der Militärregierung geför­
derte Organisation einen offiziellen Anstrich geben, um durch Mitgliedsausweise 
und entsprechende Passierscheine auf den Straßen vor Verhaftungen durch KKs 
oder DPs immun zu werden. In den Worten der Chronik des VWW: „Das Wirt­
schaftsleben wieder in Gang zu bringen . . . war aber aufs äußerste erschwert schon 
dadurch, daß sich selbst Persönlichkeiten, deren Rat und Mithilfe man bedurfte, 
wegen der allgemeinen Unsicherheit nicht auf die Straße wagen konnten. Sie liefen 
Gefahr, verhaftet oder zum Schippen gezwungen zu werden,"34 

Zweitens gab es kaum ein Unternehmen, das nicht bis vor wenigen Tagen haupt­
sächlich für die Rüstung produziert hätte. Nun saßen sie auf einer Fülle speziali­
sierter Fertigungseinrichtungen und Halbfertigfabrikate. Deshalb sollte die öf­
fentliche Hand durch Sozialisierung dieser wie auch der Bomben- und Plünde­
rungsverluste und durch ein allgemeines Zahlungsmoratorium, das nur die lohn­
intensiven Kleinbetriebe vernichtete, die Konkurse der Großen verhindern. Eine 
Kontrolle der KKs über die Stadtverwaltung hätte diese Absicht zunichte gemacht. 
Auf der anderen Seite hatten die Belegschaftsziffern der Rüstungsindustrie stark 
expandiert, während nur noch wenige Arbeiter jetzt unmittelbar in der Produktion 
beschäftigt werden konnten. Nach fortbestehendem NS-Recht war zwar die öffent­
liche Arbeitslosenversicherung zum Unterhalt der Arbeiter bei Kurzarbeit und 
anderen kriegsbedingten Erwerbsausfällen verpflichtet. Die Unternehmen mußten 
diese Beträge aber bevorschussen. Das Stuttgarter Arbeitsamt — mittlerweile in der 
Hand von Gewerkschaftern — lehnte jedoch die Rechtsnachfolge ab und legte Mitte 
Mai der Militärregierung eine Verordnung vor, die alle Arbeitsverhältnisse für 

33 Vietzen, a. a. O., S. 129; Könekamp an Klett v. 10. 5.1945 (StAS 0051-1, Bl. 16); Otto Deba-
tin, Der Vorläufige Württembergische Wirtschaftsrat, Stuttgart o. J. (1955), S. 60. 

34 Ebda., S. 17, 13. Zur Tradition des Bosch-Kreises vgl. Kopp, a. a. O., S. 98 ff. 
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drei Monate mit vollem Lohn weiterführte, die Anrechte der Kriegsteilnehmer 
schützte und nach Ablauf der Frist das freie Kündigungsrecht den Arbeitern und 
Angestellten vorbehielt, wohingegen betriebliche Kündigungen der Zustimmung 
von Ämtern unterlagen, in denen mittlerweile Gewerkschafter das Sagen hatten. 
Konnte in der Arbeiterbewegung der Druck von unten nicht vermindert und die 
öffentliche Hand nicht wenigstens neutralisiert werden, so stand den Unterneh­
mern ein Kampf ums ökonomische Überleben ins Haus. Der VWW entwickelte 
deshalb schon in seiner ersten Sitzung ein Aktionsprogramm, dem seit dem 11.5. 
in mehreren Sitzungen des Präsidiums im Not-Rathaus Gehör verschafft wurde: 
Die antifaschistische Bedrohung erschien hier als schwerstes Hemmnis' auf Platz 
eins35. 

OB und Polizeichef hatten es zunächst mit einer Zähmungs- und Integrations­
politik versucht. Der gemischten Gesellschaft seiner Ortsbürgermeister versuchte 
Klett am 3. 5. vor allem beizubringen, daß sie zwar „Personen ihres Vertrauens" 
heranziehen, aber „gegenüber weitergehenden Bestrebungen, vor allem auch poli­
tischer Art Zurückhaltung" üben sollten. Dieselbe Linie verfolgte der Polizeipräsi­
dent gegenüber den Vertretern der KKs am 9. 5.: die Besatzungsmacht habe Ver­
sammlungen und Parteipolitik verboten, weshalb auch die KKs „nicht anerkannt" 
werden könnten und Amtshandlungen zu unterlassen hätten, denn: „eine Neben­
regierung irgendwelcher Art werde nicht geduldet". Im gleichen Atemzug bat er 
aber die KKs um Mitarbeit — in den Vororten hatten sie ja weitgehend die Polizei­
gewalt — und ließ erkennen, „daß die Kampfkomitees stillschweigend geduldet 
werden und daß ihre Mitarbeit auf allen Gebieten erwünscht sei". Mitte Mai aber 
hatten nicht nur die Vorstellungen der Gewerkschaften und der Unternehmer ge­
gen die KKs der Verwaltung den Rücken gestärkt, sondern es mehrten sich auch 
Berichte über Amtsanmaßungen der KKs, über tatsächliche oder vermeintliche 
Korruption; aus bürgerlichen Wohngegenden wurden auch Friktionen mit der Be­
völkerung gemeldet. Aus einem Grenzgebiet zwischen einem Arbeiter- und einem 
Villenviertel protestierte ein ehemaliger Reichsbankdirektor, daß das dortige KK 
„amtliche Befugnisse ausübt" und „die städt. Polizeibeamten in Gablenberg . . . 
bereits Befehle der Funktionäre des Kampfbundes entgegennehmen, weil sie damit 
rechnen, daß dieser zur Macht kommt". Daß mit der Polizei das einzige halbwegs 
intakte Machtinstrument der Verwaltungsspitze nicht nur in den Vororten von den 
KKs ersetzt, sondern mittlerweile auch im Stadtinnern von unten her aufgerollt 
wurde, erboste Klett besonders. Seinen Polizeipräsidenten Weber (SPD) fuhr er an: 
„Besonders schlimm" sei „das Treiben der ,Antifa'" im Westen der Innenstadt. Es 

Instruktiv hierzu, wenn auch aus der Perspektive des VWW Debatin, passim. Aktionspro­
gramm v. 11. 5., a. a. O., S. 20 ff. Es folgten, in Klartext übertragen, folgende Forderungen 
an die Stadtverwaltung: 2. Kontrolle und Abtransport der ausländischen Zwangsarbeiter 
(„völlig geschwundene Disziplin"). 3. Übernahme der Lohnausfallkosten durch die Stadt­
kasse. 4. Bezahlung der Ausstände aus der Rüstungsproduktion durch die Stadt. 5. Bevor­
rechtigte Wiederherstellung des Verkehrs. 6. Erlaß von Richtlinien über die Arbeitswie­
deraufnahme. 
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werde berichtet, „die Polizei habe die Macht verloren; die Polizei führe Anordnun­

gen der Antifa aus, nicht umgekehrt", sowie „daß der Polizeipräsident, also Sie, 

nicht genügend Stoßkraft gegenüber der Antifa habe, daß er wohl bald von dieser 

Seite gestürzt werde und daß die Antifa praktisch auch den Polizeipräsidenten in 

der Hand habe, nicht umgekehrt." 

Weber war bereits zur Machtprobe angetreten. Er berief sich dabei auf die Mili­

tärregierung. Es ist jedoch fraglich, ob die Franzosen tatsächlich die KKs verboten 

haben. Zwar hatten sie Versammlungen, parteipolitische Tätigkeit, Publikationen 

verboten und die Verwaltung den städtischen Behörden übertragen. Dies hätte aber 

nicht zu einem allgemeinen Verbot der KKs als solcher Anlaß geben müssen. Da 

verschiedene KKs eng mit Stellen der Besatzungsmacht zusammenarbeiteten und es 

Parallelen in anderen Städten der französischen Zone gibt, ist eine solche Auswei­

tung der spezifischeren Verbote unwahrscheinlich. Der Anstoß kam offenbar von 

anderer Seite. Unternehmer, Gewerkschaften, Verwaltung in Stuttgart hofften dar­

auf, bald von den Amerikanern „befreit" zu werden. Am 17. 5. erhielt der OB 

durch seinen Verbindungsmann zu den Amerikanern Alarmmeldungen: die Chan­

cen der Franzosen, ganz Württemberg auf die Dauer zu übernehmen, stiegen. Auf 

die KKs angesprochen, habe ein Major der US-Dienststelle gesagt — und Klett 

unterstrich sich diesen Satz —: „Es ist eine Schande von den Franzosen, daß sie so 

etwas dulden." Wollte man den Amerikanern die ,Befreiung' Stuttgarts schmack­

haft machen, so mußte man einschreiten, ohne den Antifaschisten unter den Fran­

zosen Anlaß zu Gegenschlägen zu geben. 

Weber versuchte dies in einem Runderlaß an Polizei, Verwaltung und KKs vom 

25.5 .45 3 6 . I n den ersten drei Absätzen stellte er fest, es gebe „noch keine demokra­

tischen Grundrechte", weshalb „die Gegner des Nationalsozialismus aller Art nicht 

das Recht (hätten), sich in irgendeiner Vereinsform zusammenzuschließen". Nur 

die Behörden der Stadt und der Polizei seien „Inhaber der öffentlichen Gewal t . . . 

unter Aufsicht der Alliierten Mili tärregierung". Diese habe „für den Fall weiterer 

Zuwiderhandlungen unnachsichtige Verfolgung angekündigt". Antifakomitees 

und Kampfausschüsse seien „gesetzwidrig", ihre Tätigkeit gegenüber Behörden 

und Privatpersonen sei verboten. „Die Komitees existieren nicht mehr." In einem 

langen vierten Absatz wurden die „sachlich und verantwortungsbewußt einge­

stellten" Mitglieder der KKs jedoch in recht verbindlicher Form aufgefordert, als 

„bloße Privatpersonen" vor allem durch substantiierte Denunziationen bei der 

Polizei oder durch andere Anregungen an der „vollständigen Ausmerzung des 

Nazismus und der Übel, die er hervorgerufen hat" , ohne exekutive Tätigkeit mit­

zuwirken. 

36 Alles Bach StAS 0563-1 Bl. 11 u. 051-1 Bl. 17-42. Nach OSS FIS Nr. 5 (a. a. O.) gehörte 
die katholische Hierarchie zu den schärfsten Gegnern der Ausschüsse und denunzierte sie 
bei der Besatzungsmacht als rot und braun zugleich. 
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VII 

Kaum hatten die Polizeireviere das KK-Verbot am 29. 5. in Händen, da erreichte 
sie ein Runderlaß des Kommandeurs der Schutzpolizei vom selben Tag, der ver­
schämt feststellte, die Personen, welche die aufgelösten KK gebildet hatten, könn­
ten weiterhin die Geschäftsstellen der NSDAP und ähnliche Räume benutzen, um 
„sich im kleinen Kreis zur Aussprache über Fragen, die die freiwillige Mitarbeit 
mit sich bringt, zu treffen". Diese Personen müßten jedoch erfaßt werden, die teil­
weise besetzten Polizeiwachen freigeben und dürften sich der Bevölkerung gegen­
über nicht als Amtspersonen ausgeben. Damit existierten die KKs wieder, freilich 
mehr als zuvor im Griff der Verwaltung. Was in der Zwischenzeit geschehen war, 
läßt sich leicht erraten. Denn der OB richtete zwei Tage später die formelle An­
frage an die Militärregierung, ob die KK unter das Verbot parteipolitischer Betäti­
gung fielen37. Die KK hatten offenbar den Spieß umgedreht und der Stadtverwal­
tung Amtsanmaßung vorgeworfen, weil gar kein französisches Verbot der KK vor­
gelegen hatte. Die erbetene schriftliche Entscheidung ist jedoch nicht ergangen. 
Sowohl die Auflösungsorder in ihrer modifizierten Form wie auch die KK blieben 
unter ihrem neuen Namen „Arbeitsausschüsse" (AA) bestehen. 

In vielen Vororten hatten sich die Ausschüsse als administrative Notwendigkeit 
erwiesen, weil es den Ortsverwaltungen ohne sie nicht gelungen wäre, der Not Herr 
zu werden. Auch erreichte die Zentralverwaltung die weitgehend isolierten Außen­
stadtteile kaum, während sie selbst im Zuge der im Juli einsetzenden ameri­
kanischen Entnazifizierungsmaßnahmen erhebliche Personaleinbußen verkraften 
mußte. Im zentralen Wohnungsamt z. B. sprachen im Sommer 1945 monatlich 
etwa 70 000 Personen vor, während fast alle leitenden Beamten entlassen werden 
mußten; ohne eine Dezentralisierung seiner Aufgaben über die AA-Wohnungs­
kommissionen wäre die Wohnraumlenkung völlig zusammengebrochen. Ähnlich 
war es bei der Polizei, wo die AA-Hilfspolizisten ohne schwere Gefahren für die 
öffentliche Ordnung nicht einfach weggeschickt werden konnten. 

Die meisten Ortsbürgermeister machten deshalb von einer Ermächtigung Köne-
kamps v. 22. 5. Gebrauch und beriefen einen Beirat, meist AA, seltener Ortsaus­
schuß genannt. Waren sie wie in den meisten Arbeitervororten selbst aus einem KK 
hervorgegangen und d. h. meist Sozialdemokraten, so bedeutete diese Ernennung 
wenig mehr als eine Umetikettierung des KK: Räume, Arbeitsweise, Aufgaben­
gebiete und Personal blieben weitgehend gleich, nur daß der AA gewöhnlich noch 
um einige Vertreter des Bürgertums — und zwar vorzüglich lokale Honoratioren 
mit jetzt brauchbaren Kenntnissen wie Architekten, Bauhandwerker, Fuhrunter­
nehmer, Landwirte — erweitert wurde. Zunächst mochte der AA hier den Ortsbür­
germeister als „sein" Verwaltungsorgan betrachten, aber indem dieser in die Re-
konsolidierung und Disziplin der gesamtstädtischen Verwaltung einbezogen wurde, 
emanzipierte er sich von dem informellen ,Mandat' des AA. Obwohl sich das Er-

37 StAS 0051-1 Bl. 49, 45. 
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scheinungsbild der AA in den ländlichen, erst jüngst eingemeindeten Vororten, in 
denen sich KK-feindliche Bürgermeister gehalten hatten (namentlich auf den Fil­
dern), nicht wesentlich unterscheiden mochte, wurden hier die KK gespalten und 
z. T . in von Lokalhonoratioren beherrschte Quasi-Gemeinderäte integriert38. 

Das politische Problem der Stadtverwaltung konzentrierte sich insofern auf zwei 
Fragen: Wie waren die innerstädtischen AA, die an keine Ortsämter angebunden 
werden konnten, zu zähmen? Und wie waren die politisch noch nicht organisierten 
Mittelschichten wieder ins politische Kraftfeld zu bringen, um der Polarisierung 
zwischen V W W und KK/AA entgegenzuwirken und die Zentralverwaltung reprä­
sentativ abzustützen? Klett wollte diese Fragen mit einem integrierten Beirätekon­
zept auf allen Ebenen beantworten. Wie bei den Ortsämtern der Vororte, so sollte 
auch ein beratendes Gremium für Groß-Stuttgart — und darüber hinaus eines bei 
der Landesverwaltung — nach „paritätischen" Gesichtspunkten berufsständischer 
Art entstehen, in dem die Parteien nur informell wirken sollten. Damit war zu­
gleich eine bürgerliche Mehrheit gesichert und das politische Betätigungsverbot 
der Besatzungsmacht berücksichtigt. Der offensichtlich noch nicht ausgegorene 
Plan wurde jedoch durch eine Intervention der französischen Militärregierung 
schon am 5. 6. im Keim erstickt39. 

I m Juni kehrte eine Reihe höherer KP-Funktionäre aus Zuchthaus- und KZ-
Haft sowie aus der Schweizer Emigration nach Stuttgart zurück40. Sie brachten für 

38 In diesen Wochen veränderten die Ausschüsse in den Vororten ihre Zusammensetzung zu­
gunsten von Einheimischen und Bürgerlichen bzw. Selbständigen. In Birkach wurde der 
AA vom Leiter der Milch- und Eiersammelstelle (früher SPD, dann NSDAP) geleitet, 
daneben standen nun ein Facharbeiter (SPD) und ein Bauer sowie der Inhaber eines Einzel­
handelsgeschäfts (beide parteilos). In Sillenbuch endete die Umgruppierung, indem einem 
Kern des früheren KK um einen Mechaniker (KPD) und einen Juristen (rassisch Verfolgter), 
einen Schlosser und einen Kaufmann als neue Mitglieder zwei SPD-Arbeiter sowie 6 Partei­
lose (Studienrat, Bauamtmann, Gewerbeinspektor, kaufm. Angestellter, Techniker, Haus­
frau) beigegeben wurden. In Hedelfingen war der Führer des KK, ein kommunistischer 
Werkmeister, Ortsbürgermeister geworden, während acht andere KK-Mitglieder von den 
Amerikanern verhaftet worden waren. Zu seinem neuen Beirat gehörten ein Schweißer 
(KPD), ein Fuhrunternehmer („vermutlich Demokrat"), ein Werk- sowie ein Glasermeister 
(beide SPD), ein Einzelhandelskaufmann (NSDAP), ein Kaufmann (Vors. des CVJM und 
Kirchengemeinderat) sowie drei Parteilose (Bauunternehmer, Gärtnereibesitzer, Kaufmann). 
Dagegen bildete sich ein kommunistisch geführter AA neu, der sich jedoch nicht durchset­
zen konnte. In Möhringen hatte der KK um einen Kaufmann, einen Werkzeugmacher und 
Landwirt (beide KPD) und einen Schlossermeister (SPD) keinen Einfluß gewinnen kön­
nen. Ein neuer Ortsamtsleiter beteiligte ihn erst, nachdem er um einen Mechaniker und 
einen Händler (beide KPD), einen Arbeiter (SPD), einen Gewerbeschulrat (Zentrum), einen 
pensionierten Schulrektor (DVP) und sechs Parteilose (Bauunternehmer, Lebensmittelgroß­
händler, Flughafendirektor, Arzt und zwei Bauern) erweitert worden war. Auch aus Feuer­
bach und Bad Cannstatt lassen sich für die zweite Phase ähnliche Zusammensetzungen 
nachweisen. 

39 Vietzen a. a. O., S. 50. Nach OSS FIS Nr. 5 (a. a. O.) hatte sich Klett der Besatzungsmacht 
als OB u. Ministerpräsident für die Landesverwaltung empfohlen. 

40 Aus dem KZ Flossenbürg kam im Juni Albert Buchmann (1924-33 MdR und 1932 Polleiter 
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die AA eine neue programmatische Orientierung. Sie drängten in die Verwaltung, 
die Presse und hatten Worte wie Revolution oder Sozialismus aus ihrem Vokabular 
gestrichen. Sie plädierten für Zusammenarbeit mit allen Gruppierungen außer den 
NS-Organisationen, für Volksausschüsse ohne spezifisch politisches Ziel zur allge­
meinen Selbsthilfe, Aufklärung und Mobilisierung, für den Aufbau der Verwal­
tung und semi-öffentlicher Institutionen unter Einbau von KP-Funktionären und 
für die Unterordnung unter die Besatzungsmächte in allen Zonen. Wenn auch mit 
einer Phasenverzögerung wurden die Stuttgarter KP-Mitglieder aus der inneren 
Opposition — und mit ihnen viele, in ihrer Perspektive noch unsichere KK-Aktivi­
sten — durch diese Funktionäre wieder an die Parteiführung angeschlossen und er­
fuhren, daß die Volksfront keine bloße Taktik zur Entfesselung antifaschistischer 
Volksaufstände, sondern als langfristige Strategie gedacht war. 

In einer programmatischen Rede wollte Buchmann, der höchstrangige KP-
Heimkehrer in Stuttgart, eine „Reihe von Unklarheiten" über die AA aus der 
„ersten Periode der Wirksamkeit der Ausschüsse" — d. h. deren Linksradikalis­
mus — ausräumen41. Ihm ging es im wesentlichen um drei Fragen: 1) zu warnen, 
daß die AA nicht in einen Antagonismus mit den Besatzungsmächten hineinwüch­
sen, sondern für die freiwillige Anerkennung der Kollektivschuld des deutschen 
Volkes und entsprechender Reparationen würben; 2) ihnen ihren klassenkämpfe-

in Württemberg, später KP-Landesvorsitzender), aus Buchenwald Robert Leibbrand (später 
MdB) und Willi Bleicher (früher KPO, später IGM-LandesVorsitzender), aus Ravensbrück 
Erika Buchmann, aus Dachau Franz Bellemann (früher Agitpropleiter in Württ . und ,Ver-
söhnler'). Etwas später kam Willi Bohn (Chefred. der Süddeutschen Arbeiterzeitung) aus 
dem Zuchthaus. Aus dem NKFD für den Westen in Frankreich kam Hermann Nuding, aus 
der Bewegung Freies Deutschland in der Schweiz Ende Mai Karl Ackermann, Friedrich 
Schlotterbeck und - vorübergehend - Leo Bauer. Zur Vorbereitung der West-Remigranten 
vgl. Karlheinz Pech, An der Seite der Resistance, Frankfurt 1974, S. 263 ff.; Karl Hans 
Bergmann, Die Bewegung ,Freies Deutschland' in der Schweiz 1943-1945, München 1974, 
S. 165 ff. Die Buchmanns und Bellemann engagierten sich in den AA, Ackermann und Bohn 
übernahmen führende Positionen bei der ,Stuttgarter Zeitung', Buchmann wurde Regie­
rungsdirektor im vorl. Innenministerium (Referent für Flüchtlingsfragen), Schlotterbeck 
Präsident des württ. Roten Kreuzes. Diese Gruppe geriet in scharfe Auseinandersetzungen 
mit den bisherigen ,ZK'-Vertretern, weil diese die KK nicht auf Versorgungsfragen abdre­
hen, sondern als Machtorgane aufbauen oder doch als Vorformen einer unmittelbar zu bil­
denden proletarischen Einheitspartei verstehen wollten, wobei sie in Schuler und Ulrich 
Partner in der SPD zu haben glaubten (Auskunft Hans Schneider). Sie konnten sich aber 
nicht durchsetzen. Von den ZK-Initiatoren blieben nur der frühere MdL Romuald Hilsen-
beck (KZ-Haft) und der Stadtrat Karl Groß in der AA-Zentrale; Lämmle wurde Ortsbür­
germeister in Botnang, Hans Schneider übernahm die KZ-Betreuungsstelle und widmete 
sich dann wie Leibbrand dem Aufbau der Partei, deren Vorsitz nach der Gründung Ende 
August Buchmann übernahm. Dieser hatte nach Buchenwalder Erfahrungen zunächst eine 
Einheitsbewegung favorisiert, Ulrich ein Labour-Party-Modell (OSS. FIS Nr. 5, a. a. O.). 

41 Broschüre „Zwei Reden zur Zeit", o. O. u. J. (Stuttgart 1945, ,Nur für Mitarbeiter der Aus­
schüsse')- Darin Albert Buchmann, Die Ausschüsse und ihre öffentliche Tätigkeit, Rede vor 
dem Arbeitsausschuß Gaisburg (etwa Ende Juni/Anfang Juli), S. 2-9. Vgl. auch das Flug­
blatt der Stuttgarter AA in: Dokumente und Materialien zur Geschichte der Deutschen 
Arbeiterbewegung, Reihe III/Bd. 1, Berlin (Ost) 1959, S. 102 ff. 
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rischen Charakter zu nehmen, um durch sie „das Vertrauen der Bevölkerung und 
der Behörden" zu gewinnen42; 3) sicherzustellen, daß das in ihnen mobilisierte 
Potential nach der Übernahme der Selbsthilfeaufgaben durch die Verwaltung nicht 
verlorenging, sondern zum Fundamt der Beteiligung an der Verwaltung und zum 
Aufbau einheitlicher Massenorganisationen der Jugend, der Frauen, der Sportler, 
der Sozialfürsorge, der Gewerkschaften und eines Kulturkartells43 würde. 

Während diese Linie zumindest für die Zentrale und die von Kommunisten ini­
tiierten innerstädtischen Ausschüsse verbindlich wurde, zersetzte sich langsam die 
Einheit der AA in den Arbeitervororten, die zunehmend durch den Einfluß füh­
render KPD- und SPD-Funktionäre einer Zerreißprobe ausgesetzt wurden. Die 
AA-Zentrale im Gablenberger „Volkshaus" jedoch bestand alsbald aus einem in 
„Ressorts" gegliederten Bürobetrieb mit umfänglichem Publikumsverkehr. Sie gab 
Rundschreiben an die AA heraus und versammelte deren Delegierte. Ein wöchent­
licher Kurierdienst sollte die einzelnen AA mit der Zentrale verbinden, was jedoch 
die weniger linientreuen Lokalausschüsse vermieden. Bei der Zentrale wurde eine 
Gesamterfassungskartei der Stuttgarter Nazis angelegt und vor dem Zugriff auch 
der amerikanischen Militärregierung geschützt. Zwischen dieser AA-Bürokratie 
und dem Oberbürgermeisteramt wie auch dem Polizeipräsidium entwickelte sich 
nunmehr schnell ein Vertrauensverhältnis44. 

Für die entpolitisierende Etablierung der AA wurde es jedoch entscheidend, daß 

42 Buchmann, a. a. O., sagte, die AA als „Selbsthilfe des Volkes von unten her" sollten „den 
Behörden ihre Aufgabe erleichtern und z.T. abnehmen". Den AA sei es gelungen, „die 
verzweifelte Bevölkerung von Revolten, Plünderung und Unruhen abzuhalten" und das 
Chaos zu verhindern, „ohne daß die Polizei gegen die Bevölkerung einschreiten mußte". 
Man müsse sich heute nicht nur gegen die Nazis wenden, sondern im Namen eines „elemen­
taren Aufbauprogramms" gegen alle, die den alten Parteienzwist fortsetzen wollten. Die 
Diskussion von Parteiprogrammen sei unergiebig. „Der Trümmerhaufen . . . diktiert uns 
zwingend das Zusammenwirken im gemeinsamen Interesse. Selbst große Industrieanlagen 
liegen zertrümmert und ihre Besitzer sehen sich genötigt, die Hilfe des Volkes anzurufen. 
Die Interessen aller sind weitgehend gleich gerichtet." Folgerichtig wandte er sich gegen 
die „gewisse Einseitigkeit" der früheren KKs und plädierte dafür, deren proletarisches 
Übergewicht durch eine „Parität aller Kreise" (womit Berufsgruppen gemeint waren) zu 
überwinden. 

43 Karl Ackermann, Die Kulturarbeit der Ausschüsse, Rede auf der Gründungsversammlung 
der Sängervereinigung Gablenberg, in: Zwei Reden zur Zeit, a. a. O., S. 10 ff. Hieraus wuchs 
der Kulturbund, ähnlich auf Initiative von Arbeitersportlern und AA der Bund für Sport-
und Körperpflege. 

44 Die umfangreiche Organisation von Selbsthilfeaufgaben vor allem bei der Versorgung wird 
hier nicht ausführlich dokumentiert. Vgl. dazu Vietzen, a. a. O., S. 144 ff.; Albert Buchmann, 
Auch in Stuttgart waren die Arbeiter für den Zusammenschluß, in: Fanny Rosner u. a. 
(Hrsg. i. A. d. IML beim ZK der SED), Vereint sind wir alles, Berlin (Ost) 1971, S. 655 ff., 
sowie die Tätigkeitsberichte der AA-Zentrale in StAS 0434-1 Nr. 3 und den aus dem Selbst­
verständnis der AA geschriebenen Korrespondentenbericht „Stuttgart: Arbeitsausschuß 
baut auf." in der US-Zeitung „Stuttgarter Stimme" Nr. 1 v. 3. 8.1945. Buchmann versuchte 
auch, ähnliche Ausschüsse in anderen württembergischen Städten zu fördern und zu koor­
dinieren (vgl. sein Auch in Stuttgart . . . , a. a. O., S. 661 ff.). 
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die US-Militärregierung das Arrangement der Franzosen mit AA und Gewerk­
schaften schon am 12. 7., also vier Tage nachdem sie Stuttgart ihrer Zone einge­
gliedert hatten, und dann noch einmal am 1 6 . 7 . bestätigten. AA und Gewerkschaf­
ten wurden weiter geduldet, nachdem der OB sich dafür verbürgt hatte, daß beide 
nicht „politisch" tät ig würden45. Nach ihren Ankündigungen und ihrem sonst — 
außer in Bremen — praktizierten Antifa-Verbot in anderen Reichsteilen kam diese 
Hal tung der Amerikaner überraschend. Sie entsprang der Auffassung, daß ver­
mehrte Freiheiten die Möglichkeiten der Militärregierung zur politischen Kon­
trolle verbesserten, weil sie eine Monopolisierung politischer Aktivität durch linke, 
mehr oder minder illegale Gruppen verhinderten und der Apathie der gebildeten 
Schichten entgegenwirkten. Der Rückzug der Bevölkerung auf die persönliche 
Lebensbewältigung sei erst sekundär eingetreten, weil „der frühe revolutionäre 
Eifer derer, die in der spontanen Erhebung von Arbeitsausschüssen [gemeint sind 
die KK] den Keim einer antinazistischen Volksbewegung von großem politischen 
Ausmaß erblickten, erheblich gedämpft" worden sei und das politische Betäti­
gungsverbot ihr Selbstbewußtsein und ihr Vertrauen in die Bevölkerung gebrochen 
habe. I m Sommer ging es schon nicht mehr um die Zulassung politischer Sponta­
neität, sondern um die Rekrutierung neuer Kräfte, weil sonst Legitimität und 
Effizienz der Besatzungsverwaltung in einem Sumpf von Lethargie und ersatzlos 
gesäuberten Behörden zu versinken drohten. Früher als die meisten anderen loka­
len Militärregierungen drängte die Stuttgarter deshalb aufgrund dieser Analyse 
schon am 25. Juli auf einen gemeinderatsähnlichen Beirat46. Klett konnte insofern 
an seine von den Franzosen abgeblockte Repräsentationskonzeption anknüpfen. 

Nicht minder wirksam wurde ein weiterer Integrationsmechanismus. Durch ihre 
Kooperationspolitik hatte die Komitee-Bewegung angesichts von Besatzungsmacht, 
Verwaltung und organisiertem Bürgertum nicht mehr die Macht, sich die von ihr 
benötigten Mittel einfach zu nehmen; sie war aber auch keine Volksbewegung, die 
ihre Organe auch finanziell selbst getragen hätte. Mehrfach wurde beobachtet, daß 
gerade die Arbeiter in den AA nach den ersten Wochen an ihre Arbeit zurückgin­
gen, „weil es für sie wirtschaftlich einfach nicht mehr tragbar war". Selbst die 
übliche Entlohnung für die von den AA oder der Stadt zum Arbeitsdienst Gewor­
benen von R M 5,— pro Tag war wirkungslos: „erstens kann man davon nicht leben, 
zweitens meldet sich mit dieser geringen Entschädigung kein Mensch". Dies galt 
noch mehr für die AA-Aktivisten: „Nach drei Monaten ehrenamtlicher Arbeit 
ohne jede Einnahme, dazu noch die Aufbringung der Verwaltungskosten, ist der 
einzelne nun außerstande, weiterhin ohne Verdienst leben zu können." Die AA-
Zentrale bat deshalb, die AA von der Stadt aus zu finanzieren, entweder über die 
Wohlfahrt („natürlich mit auskömmlichen, höheren Beträgen") oder durch die Bil-

45 Vietzen, a. a. O., S. 142. 
46 Zu dieser besonderen Haltung der Stuttgarter Mil.Reg. vgl. die Analyse ihres Nachrichten-

chefs Moses Moskowitz, The Political Reeducation of the Germans, The Emergence of 
Parties and Politics in Wuerttemberg-Baden (May 1945-June 1946), in: Pol. Sc. Quart. 61 
(1946), S. 535 ff., das Zit. S. 537. 
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dung eines Sonderfonds47. Damit konnte der OB die Energien der AA zur Selbst­
hilfe und Arbeitsorganisation bewahren, eine Auseinandersetzung vermeiden und 
die AA vollends bürokratisch zähmen. E r zahlte den Mitgliedern der Ortsaus­
schüsse und Wohnungskommissionen in den Vororten ad personam und für nach­
gewiesene Tätigkeiten Spesen; später mußten ihm die innerstädtischen AA und die 
Zentrale ihre 64 hauptamtlich tätigen Kräfte nennen, die 180 , - R M im Monat be­
kamen. Sollten die AA sich anders als erwartet verhalten, so konnten die Gehalts­
listen (mit Anschrift, früherer Parteizugehörigkeit und geregelter Zuständigkeit) 
sich schnell in Proskriptionslisten verwandeln48. 

V I I I 

Auf der Ebene der Stadtteile und Arbeitervororte war die Kontinuität der AA 
gegenüber den KK größer, als es der abrupte konzeptionelle Kurswechsel in der 
Zentrale andeutet. Es blieben zunächst weitgehend die alten Mitarbeiter und sie 
setzten auch dieselben Tätigkeiten — Erfassung der Nazis, Trümmerbeseitigung, 
Beschaffung und Verteilung von Wohnraum, Nahrungsmitteln und Brennstoff — 
fort, die sie vorher begonnen hatten. Nur langsam traten hier ab Spätsommer Des-
integrationserscheinungen hervor im Zuge teils der parteipolitischen Reorganisa­
tion, teils der Absorption durch die Verwaltung bzw. den Arbeitsmarkt. Während 
für die Vororte bereits die tragenden Kräfte charakterisiert wurden, bleibt hier 
noch, die meist seitens des Zentralkomitees ' initiierten innerstädtischen AA in 
ihrer Zusammensetzung vom Sommer 1945 zu analysieren. 

I h r tragendes Fundament waren ein kommunistischer Stamm und eine ähnlich 
große Gruppe ohne frühere Parteibindung. Diese zerfällt etwa zu gleichen Teilen 
in Angehörige der Arbeiterschaft und des Kleinbürgertums. Parteipolitisch zumin­
dest blieb die Bündnispolitik in den Ansätzen stecken — die Beteiligung früherer 
Mitglieder des Zentrums und der Liberalen war verschwindend gering. Charakte­
ristische Abweichung gegenüber den Arbeitervororten ist hier vor allem der relativ 
geringe Anteil von Sozialdemokraten. Nach der beruflichen Gliederung stammte 
der Kern der Arbeitsausschüsse aus dem Grenzbereich zwischen Arbeiterschaft und 
Kleinbürgertum: Fach- und Vorarbeiter, Handwerksmeister, kleinere Angestellte 
und Selbständige. Dagegen waren einfache, ungelernte Arbeiter so gut wie nicht 
vertreten. Höher qualifizierte Berufe — vor allem Architekten, einige Ingenieure, 
Ärzte, einzelne Rechtsanwälte und Lehrer — wirkten etwas häufiger mit. Bei den 
Arbeitern überwogen, entsprechend der Stuttgarter industriellen Struktur, Be­
schäftigte in der metallverarbeitenden Industrie, bei den Handwerkern und Selb­
ständigen gemäß dem Aufgabengebiet der AA die Bau- und Ernährungsbranchen. 

47 Zit. aus AA-Zentrale an Stadtverwaltung v. 13. 7.1945 und AA-Zuffenhausen an AA-Zentrale 
v. 11. 9.1945 (StAS 0434-1 Nr. 1 Bl. 3 bzw. 0434-1 Nr. 4 Fsc. Zuffenhausen). 

48 Zur Finanzierung 0434-1 Nr. 5. 
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Diese Aussagen gelten sowohl für den hauptamtlichen Kern der innerstädtischen 
Ausschüsse, wie auch für den Kreis der weiteren Mitarbeiter, die zu Versamm­
lungen kamen, von Fall zu Fall mit Hand anlegten oder in Fachausschüssen ihren 
Rat gaben. Eine Aufstellung der 80 hauptamtlichen Funktionäre in 19 Stadttei­
len, die vom Sommer oder Herbst 1945 stammt, ergibt folgendes Bild49: 

Berufsgruppe 

ungel. Arbeiter 
Facharb ./Handwerker 

unt. Angest./Beamte 

Selbständige/höh. Angest. 
ohne Angabe 
Insgesamt absolut 

% 

insgesamt 

% 

7,5 

40 

17,5 

14 

21 

(100) 

abs. 

6 

32 

14 

11 

17 
80 

K P D 

2 

12 

4 

2 

8 

28 

35 

davon (abs.) 

SPD 

3 

6 

3 

2 

2 

16 

20 

DVP/Z Parteilos 

1 

1 

2 

1 

5 

6 

1 

13 

6 

5 

6 
31 

39 

Etwas genauer läßt sich eine Zusammenstellung über alle 81 Mitglieder des AA 
Heslach aufgliedern, die durch verstreute Angaben über andere AA tendenziell 
bestätigt wird50: 

Berufsgruppe 

ungel. Arbeiter 

Facharb ./Handwerker 

unt. u. techn. Angest. 

Handwerksmeister 
Kaufleute/Vertreter 
Freie Berufe 

Lehrer/Pastoren 
Hausfrauen 

Keine Angabe 
Insgesamt absolut 

% 

insgesamt 

% 

5 

32 

17,5 

12,5 
12,5 

7,5 
2,5 

5 
5 

(100) 

abs. 

4 

26 

14 

10 

10 

6 
2 

4 
4 

81 

KPD 

3 

13 

8 

3 

3 

2 
2 

34 

42 

davon (abs.) 

SPD 

6 

2 

5 
2 

2 
17 

21 

DVP/Z 

1 

1 

2 

2,5 

Parteilos 

1 

7 

3 

2 

5 

6 

2 
2 

28 

34,5 

Die 3/4-Mehrheit der Kommunisten und Parteilosen dürfte — wenn auch aus 

unterschiedlichen Motiven — in den innerstädtischen Quartieren die von der AA-

Zentrale geforderte Beschränkung der Tätigkeit auf soziale Dienstleistungen 

sichergestellt haben. Damit vollzog sich im Stadtinnern im konkreten AA-Verhal-

49 0434-1 Nr. 4 (Verzeichnis der AA). 
50 Ebda. (Heslach). Unter den 28 Mitgliedern des AA Gablenberg waren 2 ungelernte Arbeiter, 

16 Facharbeiter und Handwerker (inklusive Meister), 6 untere und technische Angestellte 
und je 2 Kaufleute und Hausfrauen. Die 60 Mitglieder im AA Ostheim gliederten sich in: 
17 KPD, 25 Parteilose, 10 SPD, 6 Zentrum, 2 DVP. 
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ten derselbe Wandel, der sich in den kleinbürgerlichen Vororten mit der Heraus­
drängung der Kommunisten durch Bürgerliche und Verwaltungsstellen angebahnt 
hatte. Im Einflußbereich der Zentrale verschob sich die Priorität von spezifisch 
antifaschistischen Maßnahmen und direkter Selbsthilfeaktion auf großräumiger 
und langfristiger angelegte Hilfsleistungen für die Versorgung und den Wieder­
aufbau im allgemeinen. Auch in den 18 Vororten rangierten nach einer späteren 
Verwaltungsumfrage die Brennholz- und Lebensmittelbeschaffung, Trümmerbe­
seitigung und Wohnraumverteilung weit an der Spitze vor Pg-Arbeitseinsatz, Mit­
wirkung an der Entnazifizierung, Stellung der Hilfspolizei oder gar Neuorganisa­
tion der Wirtschaft und Landwirtschaft. Mit erheblichem Einsatz und Improvisa­
tionstalent wurde zwar eine Reihe von Versorgungsproblemen gelöst, welche die 
Verwaltung allein nicht bewältigen konnte51. Aber es gelang den AA nicht, damit 
bleibende Funktionen an sich zu ziehen. Denn sie überbrückten einen irregulären 
und vorübergehenden Tiefstand administrativer Effizienz, ohne Struktur und so­
ziale Grundlage der Verwaltung wirksam in Frage stellen zu können, und mach­
ten sich durch ihre Hilfestellungen selbst überflüssig. 

IX 

Auf der anderen Seite wurde die Steuerung zahlreicher AA durch die kommuni­
stisch geleitete Zentrale vom Ausscheiden der meisten Sozialdemokraten auch aus 
den Vorortausschüssen begleitet. Teilweise lehnten sie den Kurswechsel der Zen­
trale ab, die AA zu einem Medium sozialer Dienstleistungen und vorpolitischer 
Massenorganisation zu machen. Teilweise zeigte die Integrationspolitik des OB 
und der Stuttgarter Militärregierung ihre Wirksamkeit. Jedenfalls verblieb den 
Sozialdemokraten als politische Aktionsform nur ihre Partei und diese wurde von 
einem Stamm höherer Funktionäre, die nicht an den KK in den Vororten teilge­
nommen hatten, seit dem Frühsommer zügig reorganisiert. Die Stuttgarter SPD-
Funktionäre waren vielleicht die ersten, die den Führungsanspruch und die Kon­
zeption Kurt Schumachers anerkannten, die Arbeiterschaft und Teile der Mittel­
schichten unter dem Banner eines nationalen und antibolschewistischen Sozialis­
mus zu sammeln52. Zwar hatte sich das Verhältnis der AA-Zentrale zu den Ge­
werkschaften durch die Abgrenzung der AA von der Betriebsarbeit einerseits und 
durch den Einfluß der Betriebsräte auf die ADGB-Führer andererseits entspannt, 
und auch in vielen Fragen der konkreten Kommunalpolitik und der Säuberung 

51 Vgl. Anm. 44. Für die Tätigkeit der Vorortausschüsse die in Anm. 29 erwähnte Umfrage 
und die Vorgänge über die einzelnen AA in StAS 0434-1 Nr. 4. 

52 Schumacher, der bereits am 2. 5. eine Reisegenehmigung nach Stuttgart beantragt hatte, 
kam am 11. 7. als auf einer illegalen Konferenz mit 300 Funktionären die Stuttgarter SPD 
wiedergegründet wurde. Vietzen, a. a. O., S. 120. Die SPD-Kader waren 1945 in Stuttgart 
wesentlich älter und weniger aktiv und ihre Mitgliedschaft kleiner als die der KP. (OSS FIS 
Nr. 43, a. a. O., S. 13, 20 ff.; ähnlich Eberhard.). 
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wirkten Sozialdemokraten und Kommunisten zusammen. Die SPD-Funktionäre 
folgten aber auch darin genau den Richtlinien Schumachers, daß sie sich alsbald 
auf die weitergehende Konzeption der KPD einschossen, proletarische Aktionsein­
heit und einen Parteienblock ohne Wahlen herzustellen. 

Kaum war Fritz Ulrich zum Landesdirektor des Innern bestellt und die illegale 
Wiedergründung der SPD erfolgt, da fragte er am 18. 7. dienstlich beim Stuttgar­
ter OB über das Verhalten der AA nach, wobei er keinen Hehl aus seiner Ableh­
nung machte. Man treffe dabei „vielfach auf Leute, denen man ihre jetzige feind­
liche Einstellung gegen den Nationalsozialismus in den früheren entscheidenden 
Zeiten nicht anmerken konnte". Sein Eindruck sei insgesamt „nicht gerade gün­
stig". Deshalb glaube er, „im Interesse der Erhal tung der Arbeitsfähigkeit der 
öffentlichen Verwaltung und eines leistungsfähigen Berufsbeamtentums der Un­
tersuchung dieser Bewegungen nähertreten zu sollen"53. Nach der Parteilizenzie­
rung beschieden die Stuttgarter Sozialdemokraten den Vorschlag der KPD, wie in 
Berlin, München, Hamburg etc. eine Aktionsgemeinschaft einzugehen, erst hin­
haltend, dann abschlägig54. Deutlicher wurden sie, als die K P am Ende des Jahres 
unter dem Vorwand eines „Winternothilfeprogramms" die Parteien doch noch zur 
Bildung eines Blocks unter Einschluß der AA, die sogar z. T . als Integrations-
medium gedacht waren, bringen wollte. Nach extrem kurzfristiger Einladung 
waren die Christlich-Sozialen schon gar nicht erschienen, die Sozialdemokraten 
empört, die Liberalen ergötzten sich am Krach zwischen den Arbeiterparteien und 
Buchmann versuchte sich als KP-Vertreter in der wenig überzeugenden Rolle eines 
Vermittlers zwischen den AA- und SPD-Vertretern. Die zeigten sich „sehr er­
staunt". Die SPD sei bekanntlich von Fall zu Fall zur Zusammenarbeit mit AA 
und KP bereit. Aber: „So . . . daß durch die AA die Parteien zusammengefaßt wer­
den, kann es unter keinen Umständen gemacht werden." I m übrigen seien die im 
Winternothilfeprogramm erwähnten Aufgaben Sache der Verwaltung, die AA 
würden demnächst von gewählten Gemeinderäten abgelöst. Freilich verlange die 
SPD andererseits auch nicht „die plötzliche Auflösung der AA" , aber nur weil sie 
meine, „daß das Stadium des Absterbens der AA schon so weit fortgeschritten ist, 
daß eine künstliche Belebung nicht in Frage kommen kann"5 5 . 

Allerdings ging die Hoffnung der SPD auf einen durchschlagenden Erfolg bei 
den Wahlen nicht auf, wohl aber die des OB, der sich in der Folge als ein taktisches 
Naturtalent des divide et impera erwies. Als Parteiloser ließ sich Klett 1946 und 
1948 von bürgerlichen Mehrheiten gegen von SPD und K P D gemeinsam aufge-

53 StAS 0434-1 Nr. 1 Bl. 15. 
54 Zum Verhältnis der beiden Parteien vgl. Moskowitz, a. a. O., S. 545 ff., und ausführlicher 

seine Analyse in OSS EIS Nr. 43, a .a .O. , S. 13 ff.; Buchmann, Auch in Stuttgart . . . , 
a . a .O . , S. 665 ff. Zu den Arbeitsgemeinschaften vgl. allgemein Albrecht Kaden, Einheit 
oder Freiheit, Hannover 1964, S. 155 ff. Im nahen Ludwigsburg wurde sogar im Sommer 
1945 vorübergehend eine Einheitspartei gegründet (hierzu Mat. Keil in StA Ludwigsburg). 

55 Sitzung am 14.12.1945 in der AA-Zentrale wurde von den Vertretern der DVP und der 
AA-Zentrale getrennt protokolliert. StAS 0434-1 Nr. 3 Bl. 14 u. 18. 
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stellte Gegenkandidaten der größten Partei wiederwählen, bildete eine Stadtver­
waltung unter Beteiligung aller Parteien und regierte mit wechselnden Mehrhei­
ten. Mit der AA-Zentrale verband ihn ein Vertrauensverhältnis. Die AA blieben 
bis ins Jahr 1948 hinein mit der Organisation des Holzeinschlags beauftragt, bis 
die letzten Reste ihrer politischen Energien in den Wäldern verkommen waren. 
Alle übrigen Tätigkeiten wurden 1946 schrittweise abgebaut. Das Skelett der AA 
suchte zwar immer weiter nach Aufgaben - zum 1.1 .46 hieß es z. B. u. a.: „Unter­
stützung der fortschrittlichen Unternehmer, Geschäftsleute und Bauern . . . zur In ­
gangsetzung der Produktion . . . " — und beschwor seine Bedeutung, aber im Herbst 
1946 blieb der Zentrale nur noch der papierne „Anspruch als Selbsthilfeorgani­
sation der Bevölkerung gegenüber aufzutreten"56. Die Komiteebewegung hatte den 
Boden unter den Füßen verloren. Schon im Sommer 1945 hatte Klett offenbar, die 
Möglichkeit erkannt, durch die Förderung der AA die KPD zugleich zu nutzen 
und zu binden. Ulrich gegenüber hatte er zwar einzelne Mißgriffe der AA zuge­
standen und über das Denunziantenwesen geklagt, aber grundsätzlich die AA auf 
der ganzen Linie verteidigt. Der Polizeipräsident erstattete wenig später einen 
detaillierten und fairen Bericht und wies erneut auf die Bedeutung der Zentrale für 
die Disziplinierung der Ausschüsse hin. Aber: „Da ihre Mitarbeiter sich überwie­
gend aus Angehörigen der Kommunistischen Partei rekrutieren, wird ihre Tät ig­
keit in Teilen der Bevölkerung mit einem gewissen Mißtrauen beobachtet oder gar 
abgelehnt. Zusammenfassend muß festgestellt werden, daß die Arbeitsausschüsse 
während des Aufbaus der öffentlichen Verwaltungen manche ersprießliche Arbeit 
geleistet haben, die diese zu jener Zeit noch nicht leisten konnten."57 

I m November 1945 wurde die Finanzierung der AA-Funktionäre aus der Stadt­
kasse ausdrücklich bestätigt und noch erweitert, wenn auch der sozialdemokratische 
Kämmerer den AA bei der Abrechnung der Mittel genau auf die Finger sah und 
die Regelung in den Vororten ein Jahr später durch die Wahl von Ortsbeiräten 
hinfällig wurde. I n allen Arbeitervorstädten war die SPD stärkste Partei gewor­
den; wenigstens den zweiten Platz hatten die Kommunisten in Botnang, Hedelfin­
gen, Weil im Dorf und später Münster. Anfang 1946 wurden die AA von der 
US-Militärregierung, die zuvor gegen einzelne AA mit Drohungen und sogar Ver­
haftungen vorgegangen war, ausdrücklich lizenziert, wobei ihnen jede Einmi­
schung in den Tätigkeitsbereich der Parteien verboten und eine peinliche Berichts­
pflicht auferlegt wurde58. I n der folgenden zweieinhalbjährigen Agonie waren die 
AA also von oben her in Watte gepackt, was den Verlust an Tätigkeitsbereichen 
und Popularität weniger fühlbar machte. Die Gesamtliquidation der AA während 
der Blockadezeit überließ Klett seinem sozialdemokratischen Stellvertreter sowie 

56 Aus Rundschreiben der AA-Zentrale v. 1.1. 46 und Denkschrift „Zweck und Ziel der AA" 
v. 25. 9.1946, ebda. Bl. 21 u. 28. 

57 Wie Anm. 53 und Chef der deutschen Polizei an OB v. 27. 9.1945 (StAS 0434-1 Nr. 3 
unpag.). 

58 Rundschreiben der AA-Zentrale v. 21 .1 . und 28. 3.1946, a. a. O.; Vietzen, a. a. O., S. 194 ff. 



330 Lutz Niethammer 

dem kommunistischen Beigeordneten. Die AA-Zentrale leitete auch dies mit ge­

wohnter Sorgfalt59. 

X 

Die Stuttgarter Antifa-Ausschüsse entwickelten sich also in zwei deutlich abgrenz­
baren Abschnitten: im ersten Besatzungsmonat ergriffen Funktionäre der beiden 
Arbeiterparteien auf Stadtteilebene die Initiative, u m antifaschistische Selbsthilfe 
zu organisieren. Dabei konnten sie sich auf aktive Solidarität der Bevölkerung in 
den Arbeiterquartieren und die Mitwirkung einzelner Bürgerlicher stützen und 
sich gegenüber einer ineffizienten Militär- und Stadtverwaltung, die zugleich teil­
weise zur Zusammenarbeit bereit waren, durchsetzen. Als sie jedoch — nach ihrem 
gesamtstädtischen Zusammenschluß — an die Grenze einer Machtprobe mit der 
Verwaltung gelangten und diese von den Organisationskernen des alten Gewerk­
schaftsapparates wie auch der fortgeführten Selbstverwaltung der Unternehmer 
zum Eingreifen gedrängt wurde, kam es nicht zu einer kämpferischen Ausein­
andersetzung, sondern in der zweiten Phase zu einer schrittweisen Entpolitisierung 
der Ausschüsse. Hierfür waren im wesentlichen vier Faktoren verantwortlich: die 
Ausschüsse hatten zunächst vom Antifaschismus gelebt, aber weder eine genossen­
schaftliche Produktion noch wirksame politische Machtorgane zur Ausübung einer 
Doppelherrschaft aufgebaut. Insofern fehlten Mittel und Perspektive, um die räte­
artige Aktionsform weiterzuführen, nachdem Kontrolle und Umverteilung des 
NS-Potentials (Arbeitskräfte, Wohnungen, Vorräte) abflauten. Zweitens kehrte 
eine KP-Führungsschicht aus Haft und Emigration zurück, die auf den volksfront­
ähnlichen Bündniskurs der KP eingeschworen war und aus den klassen- und orts­
spezifischen Räteansätzen allgemeine, zentral geführte Massenorganisationen im 
Vorfeld der KP als Mobilisierungsinstrument machen wollte. Diese schematische 
Linie führte jedoch nur zur Demobilisierung der spontanen Energie. Drittens kam 
mit den Amerikanern ein politisch bewußtes Besatzungsregime, das die Ausschüsse 
in ein Konzept der Elitenrekrutierung und der Schaffung parlamentarischer Insti­
tutionen einschmelzen wollte, was den zentralen Führungskreisen der politischen 
Parteien wieder auf die Beine half. Damit wurde jedoch zugleich die Spaltung der 
Arbeiterbewegung wiederbelebt, die sich auf politischem Gebiet — anders als auf 
ökonomisch-gewerkschaftlichem — zersetzend auf bereits zusammengewachsene 
Einheitsorgane auswirkte. 

Die Aktivisten der Aktionsausschüsse zeigten, daß für sie die Ausschüsse eine 
spontane Notorganisation waren. Unter dem Druck ihrer prominenteren Partei­
freunde akzeptierten sie — mehr oder minder zögernd — deren Führungsanspruch 
sowie die Form parteipolitischer Organisation, oder sie wurden als 'Praktiker' von 
der Verwaltung absorbiert. Nur wenige zogen sich nach dem Scheitern des ersten 
Anlaufs ganz zurück, am meisten wohl die bürgerlichen Vertreter in den Ausschüs-

59 StAS 0434-1 Nr. 6. 
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sen. Zugleich dürfte dies für die unvermeidlichen Randerscheinungen der spon­

tanen Organisationsform, Abenteurer und „linke" Konjunkturritter, gelten. Fü r 

die vielen früher unorganisierten Frauen und Männer in den Arbeitervororten 

jedoch, die in den Ausschüssen einen neuen Aufbruch sahen und mitwirkten, 

ohne hervorzutreten, blieb trotz ihres Einsatzes bei der Reparatur der Kriegs­

schäden ihre Stellung im Produktionsprozeß die gleiche und ihr noch jahrelang 

in den Betriebsräten anhaltender Protest gegen die Wiedereinsetzung des alten 

Managements am Ende erfolglos. Unter dieser Bedingung war für sie die Rück­

kehr zu Parteien und Verwaltung ein Startsignal für die Verhaltensmuster 

des Status quo ante: die Priori tät der privaten Lebensbewältigung vor der öffent­

lichen Teilnahme und Verantwortung, Hamstern statt Solidarität, ,Organisieren' 

statt Organisation. Insofern ging von der Erfahrung der antifaschistischen Selbst­

hilfe auch kein kollektives Lernen und keine Strategie etwa zur Veränderung 

der inneren Struktur der Arbeiterbewegung aus, sondern eher eine Abschrek-

kung und allenfalls eine ironische Er innerung an chaotische Zeiten. Zu dieser 

inneren Schwäche und längerfristigen Wirkungslosigkeit hatte jedoch wesent­

lich beigetragen, daß die Ausschüsse ein spontaner theorieloser Reflex aus der 

Arbeiterklasse heraus auf die gegebene Lage waren und eine Bewußtwerdung der 

darin angelegten Möglichkeiten durch die Öffentlichkeitsfeindlichkeit des frühen 

Besatzungsregimes verhindert worden war. Die erst später entwickelten Organe 

wie Parteien und Zeitungen hatten jedoch fast ebenso wenig Interesse wie die da­

maligen Gegner, diese Bewußtwerdung wenigstens in der historischen Erinnerung 

nachzuholen. 



Dokumentation 

OPPOSITION G E G E N „BARBAROSSA" 

I M H E R B S T 1940 

Eine Denkschrift aus der deutschen Botschaft in Moskau 

Adolf Hit ler hat mit seinen militärischen Beratern erstmals im Juli 1940 über 
einen Angriff auf die Sowjetunion gesprochen1, doch erhielten damals nur wenige 
Personen offiziell Kenntnis von diesen Überlegungen. Auch das Auswärtige Amt 
wurde erst im März 1941 eingeweiht, als es den Auftrag bekam, mit Bulgarien und 
Rumänien Truppenbewegungen abzustimmen2. Die deutsche Botschaft in Moskau 
blieb sogar ohne jede offizielle Information, ja Hit ler hat gegenüber dem Missions­
chef, Graf Werner von der Schulenburg, glatt bestritten, einen Krieg gegen die 
Sowjetunion zu planen3. Das hier vorgelegte Dokument zeigt jedoch, daß schon zu 
einem frühen Zeitpunkt ein relativ großer Personenkreis inoffiziell über die An­
griffsabsichten unterrichtet war. Das Dokument erlaubt ferner einen gewissen Ein­
blick in die Auffassung des Generalstabschefs Franz Halder, der dem Unternehmen 
„Barbarossa" zwiespältig gegenübergestanden haben soll. Vor allem aber wird 
deutlich, wie Hasso v. Etzdorf, der eine wichtige Rolle in der Opposition gegen 
Hit ler spielte, die Ansichten des Generalstabschefs zu beeinflussen versuchte. 

Der Staatssekretär im Auswärtigen Amt, Ernst v. Weizsäcker, hatte Etzdorf 
zum Vertreter des Amtes beim Oberkommando des Heeres ernannt. Die eigentliche 
Aufgabe Etzdorfs bestand indes darin, Verbindung mit Halder zu halten und für 
die Ziele der Opposition gegen Hitler zu arbeiten4. Zwischen Halder und Etzdorf 
entstand ein Verhältnis, das durch Freundschaft und uneingeschränktes Vertrauen 
gekennzeichnet war; die beiden Männer hatten keine Geheimnisse voreinander5. 

1 Franz Halder, Kriegstagebuch, Bd. II , hrsgg. von H.-A. Jacobsen, Stuttgart 1963, S. 32 f., 
48 ff.; Walter Warlimont, Im Hauptquartier der deutschen Wehrmacht 1939-1945, Frank­
furt 1962, S. 126 f.; Gerhard Weinberg, Der deutsche Entschluß zum Angriff auf die Sow­
jetunion, in dieser Zeitschrift 1 (1953), S. 301 ff.; Andreas Hillgruber, Hitlers Strategie, 
Frankfurt 1965, S. 238 ff. 

2 Der Verbindungsmann zur Wehrmacht, Botschafter Karl Ritter, erhielt diese Information 
von General Alfred Jodl, vgl. Bitter Interrogation, 10. 10. 1945, Records of the Department 
of State Special Interrogation Mission to Germany 1945-1946, RG 59, United States 
National Archives. 

3 Aufzeichnung Schulenburgs über eine Besprechung mit Hitler am 28. 4.1941, Akten zur 
deutschen auswärtigen Politik, Serie D, Bd. XII, S. 555 ff.; Gustav Hilger, Wir und der 
Kreml, Frankfurt 1955, S. 306. 

4 Aussage Etzdorf,, 22. 6.1948, United States Military Tribunal Case 11 (engl. Fassung), S. 
9592, RG 238, United States National Archives; Ernst v. Weizsäcker, Erinnerungen, Mün­
chen 1950, S. 269 f.; Harold C. Deutsch, The Conspiracy against Hitler in the Twilight 
War, Minneapolis 1968, S. 84 ff. 

5 Schreiben Etzdorfs v. 21. 2. 1974. Ein Vergleich zwischen Halders Kriegstagebuch und den 
Papieren Etzdorfs beweist eindeutig, daß die beiden Männer für gewöhnlich zu fast der 
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Noch heute erinnert sich Etzdorf an eine Unterhal tung in Fontainebleau, in der 
ihm Halder erklärte, eine Landung in England finde deshalb nicht statt, weil Hi t ­
ler tatsächlich in die Sowjetunion einfallen wolle6. 

Danach begann Etzdorf mit der Sammlung möglichst vieler brauchbarer Infor­
mationen über die Sowjetunion. Bis zum 1. Oktober 1940 hatte er sich Schätzungen 
der sowjetischen militärischen Stärke verschafft7. Wenig später konnte er sich ein 
Bild vom Umfang des sowjetischen Eisenbahnnetzes machen, der zunächst unter­
schätzt worden war8. Als Etzdorf in der Wilhelmstraße mit Gebhardt v. Walther 
sprach, damals Gesandtschaftsrat und seit einiger Zeit an der deutschen Botschaft in 
Moskau tätig, stellte er die Frage, welche Wirkungen ein deutscher Angriff in der 
Sowjetunion selbst auslösen würde9. Da die Unterhaltung abgebrochen werden 
mußte, schickte Walther dann Etzdorf das hier vorgelegte Dokument. 

Fü r den Historiker ist zunächst von Interesse, daß Etzdorfs Erinnerung, er habe 
schon zu diesem frühen Zeitpunkt von Hitlers Angriffsabsichten Kenntnis gehabt, 
bestätigt wird. Wenn aber Etzdorf informiert war, so ist die Annahme, auch Weiz­
säcker sei unterrichtet gewesen, nur logisch10. Die durchdachte und zwingende Ar­
gumentation, die Walthers Memorandum kennzeichnet, deutet im übrigen darauf 
hin, daß die Möglichkeit eines deutschen Überfalls auf die Sowjetunion in der 
Moskauer Botschaft bereits erörtert worden war11. Jedenfalls mußten Walther und 
Schulenburg spätestens aus dem Gespräch mit Etzdorf ersehen, daß sich Hitler in 
der Ta t mit dem Gedanken an einen solchen Überfall t rug. 

Das Memorandum verfolgte eindeutig den Zweck, bestimmte Argumente für 
einen deutsch-sowjetischen Krieg zu widerlegen. Am Anfang steht eine Analyse 
der inneren Entwicklung des sowjetischen Staates bis 1940, in der gesagt wird, daß 
die marxistische Ideologie etwas in den Hintergrund gerückt worden sei und daß 
sich das Regime jetzt auf umfassende Industrialisierung wie auf die Hebung des 

gleichen Zeit über identische Informationen zu militärischen wie diplomatischen Fragen 
verfügten; vgl. Handakten Etzdorf, Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes Bonn, zit. 
nach Records of the German Foreign Office, National Archives Microcopy T-120, rolls 283, 

363, 395, 748. 
6 Interview mit Etzdorf, 3. 6.1974. 
7 Handakten Etzdorf, T-120/748/337470. 
8 A.a.O., 337472. 
9 Schreiben Etzdorfs v. 21. 2. 1974. 

10 Interview mit Etzdorf, 3. 6. 1974. Weizsäckers engster damaliger Mitarbeiter, Albrecht v. 
Kessel, glaubt, daß Weizsäcker im Herbst 1940 die Angriffspläne bereits vermutete und 
nach Molotows Berlin-Besuch im November Gewißheit erlangte; Interview mit Kessel, 
12. 6.1974. 

11 Es gab mindestens zwei mögliche Wege für derartige Informationen. Walther kann schon 
früher einen Wink erhalten haben, da er häufig nach Berlin kam (Schreiben Walthers v. 
14. 2. 1973). Außerdem hatte Halder bereits im August 1940 mit General Köstring, dem 
Militärattaché in Moskau, über die Angriffspläne gesprochen, ihn allerdings um strikte 
Vertraulichkeit gebeten; Halder, Kriegstagebuch, II, S. 66, 86; Affidavit Köstrings v. 
20.11.1945, Nürnb. Dok. PS-3014. 
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Lebensstandards konzentriere. Deshalb werde die sowjetische Außenpolitik, wenn­
gleich Kriege mit schwächeren Ländern denkbar seien, einen Krieg mit Deutsch­
land auf jede mögliche Weise zu vermeiden suchen. Sollte aber Deutschland die 
Sowjetunion angreifen, würde sich die sowjetische Bevölkerung in einer gewaltigen 
patriotischen Aufwallung hinter ihre Regierung stellen. Opposition gegen das Re­
gime würde es nicht geben, da die Bürokratie gründlich zentralisiert worden sei und 
von Stalin beherrscht werde; die potentiellen Führer oppositioneller Nationalitä­
tengruppen seien der Geheimpolizei zum Opfer gefallen. Im übrigen schließe die 
zentralisierte Verwaltung von Industrie und Landwirtschaft jede sofortige Ausbeu­
tung der Wirtschaft durch Besatzungsorgane aus, weil eine ganz neue Wirtschafts­
verwaltung aufgebaut werden müßte, und das in einer feindseligen Umwelt. Wäre 
diese treffende Argumentation akzeptiert worden, hätte das Unternehmen „Barba­
rossa" nicht mehr ernsthaft ins Auge gefaßt werden können. 

Noch größeres Interesse als das Dokument selbst verdient vielleicht seine Ge­
schichte. Wie aus den Notationen auf der ersten Seite hervorgeht, legte Etzdorf das 
Memorandum, und zwar über den Oberquartiermeister IV Gerhard Matzky, also 
auf dem Dienstwege, am 2. November 1940 Halder vor, der es abzeichnete und 
noch am Abend des gleichen Tages zurückreichte, jedoch ohne es in seinem „Kriegs­
tagebuch" zu erwähnen12. So ist es unmöglich, Genaueres über den Eindruck zu 
sagen, den das Memorandum auf Halder machte. Am 4. November aber erörterte 
Hitler, nach einer Pause von über einem Monat, mit seinen militärischen Beratern 
wieder die strategische Lage, und danach hatte Halder eine lange Unterredung mit 
Brauchitsch, dem Oberbefehlshaber des Heeres13. Da Etzdorf das Memorandum 
drei Wochen lang in seinem Besitz gehabt und in dieser Zeit Halder mindestens 
zweimal gesprochen hatte, kann vermutet werden, daß Halder selbst um die Vor­
lage des Memorandums ersuchte, um mit Hilfe der Argumente Walthers seine 
eigene Argumentation für die Besprechungen mit Hitler und Brauchitsch vorzu­
bereiten14. 

In seinem Überblick über die Lage hat Hitler am 4. November einfach mitge­
teilt, daß alles getan werden müsse, um für eine große Auseinandersetzung mit 
Rußland gerüstet zu sein15. Die auf den 4. November datierte Eintragung in Hal­
ders „Kriegstagebuch" zeigt, daß er und Brauchitsch ebenfalls über den Angriff 
auf die Sowjetunion sprachen und daß Brauchitsch bis zum 18. oder 20. November 
einen Operationsplan vorlegen wollte16. Nach dem Kriege hat Halder erklärt, er sei 

12 Halder, Kriegstagebuch, II, S. 159 ff. Nach Etzdorf führte Halder ein eigenes Tagebuch 
über oppositionelle Aktivitäten, das er später vernichtete (Interview mit Etzdorf, 3. 6.1974). 
Möglicherweise hat er dort eine Eintragung über Walthers Memorandum gemacht. 

13 Halder, Kriegstagebuch, II, S. 163 ff. 
14 Zu den bekannten Unterredungen Etzdorfs mit Halder am 15. und 29.10.1940 vgl. a.a. O., 

S. 136, 154 f. Etzdorf hält es für wahrscheinlich, daß ihn Halder ausdrücklich um diese In­
formation gebeten hat, doch fehlt ihm ein schlüssiger Beweis für seine Annahme (Schreiben 
Etzdorfs v. 5. 8.1974). 

15 Halder, Kriegstagebuch, II, S. 165. 
16 A.a .O. ,S . 166. 
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dagegen gewesen, daß das OKH mit der Vorlage eines Operationsplans die Init ia­
tive ergreife, nachdem er aber Brauchitsch nicht habe umstimmen können, sei er zu 
der Ansicht gekommen, der Plan solle noch vor Molotows Berlinbesuch (12./13. 
November) präsentiert werden, um die Schwierigkeiten eines Feldzugs gegen die 
Sowjetunion darzutun, ehe Hitlers Entschluß unwiderruflich geworden war17. Das 
Walther-Memorandum und seine Behandlung im OKH liefern jedenfalls den Be­
weis für die Opposition sowohl der deutschen Botschaft in Moskau wie des Auswär­
tigen Amtes gegen einen Angriff auf die UdSSR und für den Versuch der Diploma­
ten, die damals wohl in der Ta t noch bestehenden Zweifel Halders zu nähren. 

Robert Gibbons 

Dokument 118 

Berlin W 8, den 10. Oktober 1940 
Lieber Etzdorf, 
leider konnten wir unser Gespräch nicht zu Ende führen. Ich habe jedoch, da Sie so 
großes Interesse an einzelnen Fragen hatten, versucht, eine kurze Aufzeichnung zu 
machen, die wie ich hoffe, Ihnen ein Bild meiner Auffassung vermitteln wird. Leider 
fehlt mir die Zeit die Aufzeichnung so durchzuarbeiten, wie ich das gerne getan hätte. 
Ich möchte darauf hinweisen, daß natürlich manche Punkte zu überspitzt heraus kom­
men. Wie nirgends in der Welt sind auch in der Sowjet-Union die Dinge nicht nur 
schwarz oder weiß, sondern schillern in allen Nuancen der dazwischen liegenden Far­
benskala. Außerdem ist es schwer, Einzelfragen, wie sie von Ihnen gestellt wurden, aus 
dem Gesamtkomplex herauszugreifen und befriedigend zu beantworten. Es werden so 
viel andere Probleme angerissen, die zur Beurteilung notwendig sind, daß schließlich 
aus einer Frage ein dickes Buch über die Sowjet-Union entstehen kann. Immerhin hoffe 
ich, daß Ihnen die Aufzeichnung kleine Anhaltspunkte für die sicher in der nächsten 
Zeit auftauchenden mannigfachen Probleme der deutsch-sowjetischen Beziehungen bie­
ten wird. 

In der Anlage füge ich zwei Briefe bei, um deren Absendung Graf Schulenburg 
bittet. 

Mit vielen herzlichen Grüßen 

Heil Hitler! 
bin ich stets Ihr 
Walther 

17 A.a.O.,Anm. 16. 
18 Handakten Etzdorf, T-120/748/337490-95. Auf dem Begleitbrief Walthers an Etzdorf fin­

den sich die handschriftliche Paraphe ,,M[ataky] 2.11.41" (muß heißen: 40) und der 
handschriftliche Vermerk: „An Vertr[eter] A.A. zurück. Ha.[lder] 2711." Etzdorf selbst 
vermerkte handschriftlich auf dem Brief: „beantwortet E[tzdorf] 23.10." Alle Notationen 
sind von Etzdorf persönlich identifiziert worden. Über die am Ende des Schreibens erwähn­
ten beiden Briefe des Grafen v. d. Schulenburg ist nichts Näheres bekannt. 
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Dokument 2 

10. Oktober 4019 

I. Zur Beurteilung der Frage, welche Rückwirkung ein Krieg auf die innenpolitische 
Lage der Sowjet-Union haben würde, ist es notwendig, einen kurzen Überblick 
über die verschiedenen innerpolitischen Perioden und ihre Zielsetzung seit der 
Revolution zu geben: 

1.1917-24: Rein doktrinäre marxistisch-kommunistische Staats- und Wirt­
schaftsauffassung. Restlose Durchführung der Sowjetverfassung. Auf 
wirtschaftlichem Gebiet Kriegskommunismus, später Nep. 1924 Tod 
Lenins. 

2.1924-33: Innenpolitik: Diadochenkämpfe. Verbannung Trotzkis und Kaltstel­
lung anderer Gruppen durch Stalin. 

Wirtschaft: Beginnender Etatismus und erstes Fallenlassen gewis­
ser marxistischer Grundbegriffe. Auf landwirtschaft­
lichem Sektor Kollektivisierung. 

3.1933-36: Beendigung der Kollektivisierung. Ausschaltung der alten Revolutio­
näre. Immer stärkeres Fallenlassen marxistischer Wirtschaftstheorien 
unter dem Drucke der Verhältnisse. 

4.1936-39: Erschießung der alten marxistischen Doktrinäre und Liquidierung 
aller der Kreise, die möglicherweise Träger einer Opposition werden 
könnten (Massenterror). Endgültiges Fallenlassen der kommunisti­
schen Ideen. Stabilisierung der ausschließlichen Gewalt Stalins. Um­
gestaltung des auf den Sowjets basierenden Staats-Apparates in einen 
Beamten-Staat. Wahlen zu den Sowjets nur noch Farce; Mitglieder 
werden von oben bestimmt. Russifizierung des Beamten-Apparates; 
allmähliches Ausschalten des übermäßig jüdischen Einflusses. 

5.1939-40: Etatismus mit rein kapitalistischen Methoden auf wirschaftlichem 
Gebiet; Rebourgeoisierung auf sozialem Gebiet. (Einführung des 
8-Stunden-Tages ohne Lohnerhöhung, Durchführung scharfer Ar­
beitsdisziplin, Wiedereinführung der Siebentage-Woche an Stelle der 
Sechstagewoche unter Wiederaufnahme der alten Bezeichnungen für 
die Wochentage, Wiederherstellung der Autorität von Lehrern und 
Eltern, Familie wieder Keimzelle des Staates, Verbot der Abtrei­
bung, Unterstützung der kinderreichen Familien, Erschwerung der 
Scheidung, Vorgehen gegen entartete Kunst, Pflege der nationalen 
Tradition, der Geschichte und des national-russischen Patriotismus.) 

Die heutige Sowjet-Union hat in ihrer Innerpolitischen Struktur 
. . .20 der ursprünglichen marxistischen-sowjetischen Doktrine und 
Zielsetzung mehr. Sie gründet sich auf einem, von Stalin absolut 
abhängigen und ihm ergebenen Beamten-Apparat, der was auch 
immer für Anordnungen getroffen werden, keinerlei Oppositionen 
entgegen setzt. 

Die Armee wird, nachdem nach den Erfahrungen des finnischen Krieges die poli­
tischen Kommissare zu reinen Fürsorge- und Unterrichts-Offizieren herabgesun­
ken sind, nach dem Muster west-europäischer Armeen umgestaltet. Den Offizieren 

19 In Etzdorfs Handschrift. 
20 Hier sind einige Worte durchgestrichen und unleserlich gemacht. Handschriftlich wurde 

eingefügt: „Nur noch die äußeren Formen, nicht aber den Inhalt." 
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wird in ihrer Lebenshaltung jeder irgendwie mögliche Vorteil zugeschanzt, ihre 
soziale Stellung nach Möglichkeit gehoben (Einführung der Generalsränge und 
neuer Uniformen, Einführung des Marschallsterns, Gruß-Pflicht, Verschärfung 
der Disziplinar-Ordnung). Die Führer der Sowjet-Armee sind ausgewählt nach 
ihrer militärischen Fähigkeit, nicht nach politischen Gesichtspunkten (Timo-
schenko, Meretzkow, Galler). 

Der Beamten-Apparat setzt sich zusammen aus den jüngeren Kreisen der Partei, 
die unter Stalin nach oben gekommen sind und ihm alles verdanken. Sie sind keine 
kommunistischen Doktrinäre sondern blindergebene Anhänger Stalins. 

Die Leiter der Wirtschaft, die auch eine Art Beamtenstellung haben, sind im 
Gegensatz zu früher, aus der Facharbeiterschaft hervorgegangene Ingenieure und 
Wirtschaftler, die ebenfalls ihre Existenz nur Stalin verdanken. 

In der Arbeiterschaft besteht zweifellos viel Unzufriedenheit mit den neuen 
Methoden, dem Arbeits-Disziplingesetz, den schlechten Löhnen usw. Ebenso ist 
ein Teil der Bauernschaft erbittert über die hohen Zwangsablieferungen gegen 
geringe Bezahlung, hohe Besteuerung, Zwangsarbeit usw. Beide sozialen Schichten 
sind aber mit den Spitzeln des Parteiaktivs, des N.K.W.D. (früher G.P.U.) und 
der Gewerkschaften so durchsetzt, daß unter dem Eindruck des zwei Jahre langen 
Massenterrors diese Unzufriedenheit keinerlei Äußerung gewinnen kann. Ande­
rerseits wird durch die Möglichkeit für ausnahmslos jeden in die höchsten Stellen 
der Armee, Verwaltung und Wirtschaft durch Arbeitsleistung vorzudringen, 
manche Unzufriedenheit parallysiert [sic]. Es kommt hinzu die natürliche Lethar­
gie und Willenlosigkeit der russischen Bevölkerung. 

Der gesamte Staatsapparat endlich wird zusammengehalten von den eisernen 
Klammern des N.K.W.D. (früher G.P.U.) der ein persönliches Machtmittel in 
Stalins Hand ist. 

Der Tatsache der völligen Umwandlung der UdSSR aus einem marxistisch-bol­
schewistischen Staat in eine nationale Diktatur mit staatskapitalistischer Wirt­
schaftsform widerspricht auch nicht der Weitergebrauch der alten kommunisti­
schen Schlagworte und äußeren Formen. Es ist für Stalin nicht möglich die ver­
gottete Dreiheit Marx, Engels, Lenin und ihres Testamentsvollstreckers Stalin als 
Staatsschlagwort ohne weiters [sic] durch ein neues tragfähiges Symbol zu erset­
zen; es ist jedoch schon jetzt die Entwicklung nicht zu verkennen, daß die Rolle 
von Marx und Engels kleiner wird und nur noch Lenin in der Propaganda ganz 
nach vorne gestellt wird. 

Abgesehen davon bietet die Komm intern [sic] Stalin einen unübertrefflichen 
Agentenapparat in der ganzen Welt. 

Welche Einwirkungen hätte ein Krieg auf die innenpolitische Lage der Sowjet-
Union? 
1. Krieg gegen Deutschland. 

Die Sowjet-Union wird einen Angriffskrieg gegen Deutschland auf keinen Fall 
wagen21. Bei einem Verteidigungskrieg würde zweifellos die ganze Bevölkerung 
hinter der Regierung stehen. Der in den letzten Jahren mit allen Mitteln geför-

21 Hitler argumentierte, die Auseinandersetzung mit dem Bolschewismus sei unvermeidlich, 
vgl. Warlimont, Im Hauptquartier, S. 126 f. Als Göring auf sowjetische Freundschaftsgesten 
hinwies, antwortete Hitler: „Die Sowjetunion wird den Frieden nur so lange halten, als es 
ihr paßt." S. DeWitt/G. Poole, Light on Nazi Foreign Policy, in: Foreign Affairs, XXV 
(Oktober 1946), S. 145. 
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derte Patriotismus für die Idee des Vaterlandes „Mütterchen Rußland" hat in 
der Bevölkerung tiefe Wurzeln geschlagen22. Wenn es auch bei der Abneigung 
des Russen gegen jeden Krieg schwierig sein würde, Offensiv-Handlungen 
durchzuführen, so würden zweifellos trotz der sofort eintretenden Niederlagen, 
Rückzügen und Verlusten Entbehrungen bis zu einem unwahrscheinlich hohem 
Grade durchgehalten werden. Irgendwelche Zersetzungs-Erscheinungen der Be­
völkerung oder in der Armee auf sozialer oder nationaler Basis hat die Regie­
rung nicht zu fürchten23. Vor allem ist die Gefahr nationaler Zersetzung durch 
die Liquidierung aller Kreise mit irgendwelchen Aspirationen auf nationale 
Selbständigkeit beseitigt, umsomehr als solchen Tendenzen jede Organisation 
und alle Machtmittel fehlen würden2*. Während des ganzen finnischen Feld­
zuges, mit seinen starken Verlusten und Rückschlägen ist kein Fall von Meuterei 
oder oppositionellen Störungen im Lande zu bemerken gewesen. Jede eventuelle 
Opposition würde außerdem von der vorzüglich ausgerüsteten und disziplinier­
ten N.K.W.D.-Armee ohne weiters [sic] mit brutalsten Mitteln unterdrückt 
werden. 

2. Angriffs-Krieg gegen kleine Anlieger-Staaten. 
Ein solcher Krieg würde immer nur einen kleinen Ausschnitt der militärischen 
und wirtschaftlichen Kraft der Sowjet-Union binden. Es gilt daher in noch weit 
höherem Maße, das zu eins gesagte. 

II . Außenpolitik. 

Für Stalin, dem die militärische Stärke Deutschlands im polnischen und französi­
schen Kriege nochmals so schlagend vor Augen geführt wurde, gibt es nur eine 
kriegerische Gefahr: Deutschland. Japan wird nach den Niederlagen an der man-
dschurischen-mongolischen Grenze nur noch als Gegner zweiten Ranges betrachtet 
und ist auch von den Lebenszentren der Sowjet-Union zu weit entfernt, um einen 
wirklich gefährlichen Stoß zu führen. Da Stalin weiß, daß er die ungeheuren 
Opfer, die er seinem Volke seit Jahren zumutet, schließlich auch mit einer Ver­
besserung der Lebensumstände belohnen muß, da er ferner die durchgeführten 
Neuerungen ausreifen lassen will, wozu er eine Periode ruhiger Entwicklung 
notwendig hat, so muß sein erstes Ziel sein, jede kriegerische Verwicklung mit 
Deutschland zu vermeiden, die ohne Zweifel zunächst einen tiefen Einbruch einer 
fremden Armee ins Land, schwere Niederlagen der Armee und Zerstörung weiter 
Industrie-Räume zur Folge haben würde. Stalin muß eine kriegerische Verwick­
lung mit Deutschland umsomehr vermeiden, als er eigentlich Ziele gegen Deutsch­
land nicht hat. Die sowjetische Außenpolitik wird daher in den nächsten Jahren 
eine Funktion der deutschen Außenpolitik sein, wobei Stalin versuchen wird im 

22 Am 5. Dezember 1940 sagte Hitler zu Halder und Brauchitsch, das russische Volk sei min­
derwertig und die sowjetische Armee führerlos; die UdSSR werde einen noch größeren 
Zusammenbruch erleben als Frankreich (Halder, Kriegstagebuch, II, S. 214; Kriegstagebuch 
des Oberkommandos der Wehrmacht, Bd. I, hrsgg. von H.-A. Jacobsen, Frankfurt 1965, 
S. 205). 

23 Nach Feldmarschall Ewald v. Kleist stützte sich die Hoffnung auf den Sieg vor allem auf 
die Annahme, der Einfall in Rußland werde einen politischen Aufstand auslösen und Stalin 
werde, wenn er einige schwere Niederlagen erleide, von Kräften in der UdSSR gestürzt 
werden; B. H. Liddell Hart, The German Generals Talk, New York 1948, S. 174; vgl. hierzu 
auch H.-H. Wilhelm, Die Prognosen der Abteilung Fremde Heere Ost 1942-1945, in: Zwei 
Legenden aus dem Dritten Reich, Schriftenreihe der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, 
Nr. 28, Stuttgart 1974, S. 14 ff. 

24 Auf Grund des Rates von Alfred Rosenberg plante Hitler die Schaffung „stalinfreier Re­
publiken"; Halder, Kriegstagebuch, II, S. 320. 
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Schatten Deutschlands die wirklich großen Ziele der sowjetischen Außenpolitik 
auf den Gebieten, an denen Deutschland wenig oder gar nicht interessiert ist, zu 
erreichen (Türkei, Persien, Afghanistan)25. Aus dem finnischen Interessen-Gebiet, 
wo eventuell deutsche und sowjetische Interessen sich hätten überschneiden kön­
nen, wird sich Stalin auf Grund der Entwicklung der letzten Monate zurückzie­
hen, sobald er einen Widerstand Deutschlands zu spüren bekommt. Sie sind kei­
nesfalls für ihn lebenswichtig genug, um einen Kampf mit dem übermächtigen 
Gegner zu rechtfertigen. 

Eine direkte oder indirekte Stellung gegen Deutschland würde er nur dann als 
verzweifelten Ausweg wählen, wenn er bestimmt mit einem deutschen Angriff 
auf die Sowjet-Union zu rechnen sich gezwungen glaubt26. 

Unter demselben Gesichtspunkt hat Stalin Japan gegenüber seit Monaten vor­
sichtig die Beziehungen zu verbessern versucht. Die Bemühungen sind hauptsäch­
lich auf Grund der eigenartig wechselvollen Einstellung der japanischen Regie­
rung noch nicht zum Ziel gelangt. 

Das Verhältnis zu Deutschland wird auch maßgebend die sowjetische Politik 
gegenüber den Vereinigten Staaten bestimmen. Stalin wird versuchen mit Ame­
rika, vor allem auf wirtschaftlichem Gebiet, in guten Beziehungen zu bleiben. Die 
politischen Ereignisse der letzten Wochen werden ihn in der Auffassung bestär­
ken, daß er die Möglichkeit einer amerikanischen Rückdeckung nicht völlig ver­
lieren darf. Er wird andererseits so lange wie möglich vermeiden, so stark in das 
anglo-amerikanische Kraftfeld zu geraten, daß ihn dies in die Gefahr eines Zu­
sammenstoßes mit Deutschland bringen kann. 

III. In einem deutsch-sowjetischen Kriege würden bei einigermaßen günstiger Wetter­
lage zweifellos zunächst die Ukraine, Weißrußland und die baltischen Staaten ver­
loren gehen; andererseits dürfte es schwer sein die rumänischen Ölfelder vor 
einem Luftangriff der sowjetischen Flugwaffe zu schützen. Trotzdem wäre wahr­
scheinlich die Übernahme der obengenannten Gebiete für die wirtschaftliche Lage 
Deutschlands eher eine Belastung als eine Erleichterung. In der stark übervölker­
ten Ukraine würde die landwirtschaftliche Produktion noch stärker als im letzten 
Kriege auch auf längere Sicht auf Null sinken, denn eine vorteilhafte Ausnützung 
ist infolge der eigenartigen Struktur der Landwirtschaft (Sowchose und Kolchose 
verbunden mit Motor- und Traktor-Stationen, basierend auf zentralistischer Ver­
waltung unter 100%iger Motorisierung, wobei Bestellungs- und Erntemaschinen 
nicht zum landwirtschaftlichen Betrieb gehören, sondern von der Zentrale den 
einzelnen Betrieben zugeteilt werden; sehr starker Treibstoffbedarf), nur der 
Sowjet-Union möglich. Die großen industriellen Anlagen würden voraussichtlich 
vernichtet werden, wobei die Zerstörung auf den Befehl der Zentrale hin nicht an 
den Eigentums-Interessen von privaten Besitzern scheitern würden27. 

Ebenso würden die armen Gebiete Weiß-Rußlands irgendwelche wirtschaft­
lichen Erträge nicht bringen. Die Bevölkerung beider Gebiete wird sich wahr­
scheinlich der Besetzung gegenüber entweder gleichgültig oder feindlich einstel-

25 Ribbentrops Politik lief auf den Versuch hinaus, die sowjetische Expansion in Richtung des 
Persischen Golfs zu lenken und dadurch die deutsche Herrschaft in Osteuropa zu sichern. 

26 Das war allerdings sowohl in Finnland wie in Rumänien der Fall; vgl. Gerhard L. Wein­
berg, Germany and the Soviet Union 1939-41, Leiden 1954, S. 120 f., 125 ff. 

27 Eine genaue Untersuchung dieses Problems bei Robert J. Gibbons, Soviet Industry and the 
German War Effort 1939-1945, Yale University dissertation 1972. Vgl. auch Matthias 
Riedel, Bergbau und Eisenhüttenindustrie in der Ukraine 1941-1944, in dieser Zeitschrift 21 
(1973), S. 245-284. 
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len. Die T räge r der politischen u n d wirtschaftlichen V e r w a l t u n g w ü r d e n sich mi t 
der f l iehenden Armee zurückziehen, so d a ß zunächst eine bis ins Kleinste gehende 
V e r w a l t u n g neu aufgebaut werden m ü ß t e . 

N u r in den baltischen Staaten w ü r d e n wirtschaftliche Resul ta te für uns zu er­
w a r t e n sein, da die Bevölkerung gewil l t w ä r e mi t den Deutschen zusammen zu 
arbei ten. 

Die Besetzung der obengenannten Gebiete u n d die Bombard ie rung der h in t e r 
der Sowje t -Front l iegenden Indus t r ien w ü r d e zwar den sowjetischen Wirtschafts­
appara t schwerste Schädigung hervor b r ingen [sic]. Ob jedoch ein Zusammenbre­
chen der für die Armee no twendigen Versorgung mi t Waffen u n d Mate r i a l zu 
erreichen w ä r e , erscheint zweifelhaft. 

gez. 

GR. v. W a l t h e r 
Moskau 2 8 

28 In Etzdorfs Handschrift. 

M I T A R B E I T E R D I E S E S H E F T E S 

Dr. Sander A. D i a m o n d , Chairman of the Dr. Lutz N i e t h a m m e r , Professor für 
Department of History, Keuka College, Keuka Neuere Geschichte, Universität Essen Ge­
Park, New York 14478, U.S.A. samthochschule, 43 Essen 1, Unionstr. 2. 
Robert G i b b o n s , Assistant Professor of Georges S o u t o u , Maitre-assistant à la 
History, Saint Joseph's College, Philadelphia, Faculté des Lettres d' Angers; 23 av. de 
Pennsylvania 19131, U.S.A. Bretteville, F - 92200 Neuilly. 


	vfz_1975_3.JPG
	1975_3_0_inhalt.pdf
	1975_3_1_soutou.pdf
	1975_3_2_diamond.pdf
	1975_3_3_niethammer.pdf
	1975_3_4_gibbons.pdf

